


Der Gedanke. sich - im Schwer­
punkt dieses Heftes- mit der Sozial­
demokratie „als solcher" zu be­
schäftigen. sich dabei also nicht auf 
Korrespondenzen und politische 
Kommentare zu beschränken, mu­
tet vielleicht für eine Zeitschrift 
wie die unsrige nicht sonderlich 

sensationell an. Man muß dabei aber fol­
gendes in Rechnung stellen: 

In den 7üer Jahren waren linke Organe und 
andere Schriftwerke voll von Abhandlun­
gen über den „Charakter" von diesem und 
jenem, insbesondere über den der „Sozial­
demokratie". Ergebnisse der Parteien- und 
Sozialforschung wurden mit marxistischen 
Theoremen kombiniert, um da'> Verhältnis 
von Sozialdemokratie und Klassen­
verhältnissen, die Rolle der SPD zwischen 
Herrschaft und Basisbewegungen. zwi­
schen Staat und Gesellschaft, zwischen 
Refonn und Revolution auf den - zumeist 
,.refonnistischen'' - Begriff zu bringen und 
daraus das eigene Verhältnis zur SPD her­
zuleiten. 

Dieser Mühe unterzieht sich heute kaum 
noch jemand. Wie man die Sozial­
demokratie findet - zum Kotzen, liebens­
wert oder gar nicht- und sich dazu verhält, 
ist weitgehend Ansichts- und Stimmungs­
sache und dabei häufig noch von der jewei­
ligen Tagesform abhängig. Dabei wird -
abgesehen von einigen „konkret"-Fans -

die Sozialdemokratie als Tatsache weitge­
hend akzeptiert. Theoretische Anstrengun­
gen erschöpfen sich dann allerdings schon 
frühzeitig in der Feststellung, daß die SoZlal­
demokratie so ist. wie sie ist, bzw. das ist, 
was hint(!rher dabei herauskommt. 

Ich will gar nicht behaupten, daß 
wir in dieser Ausgabe und dieser 
Hinsicht sehr viel weiter gekom­
men sind. Aber der Artikel von 
ANDREAS WEHR und unser Ge­
spräch mit PETER VON OERT­
ZEN liefern doch einige Grundla-
gen, um den „Charakter" der heu­

tigen Sozialdemokratie neu zu thematisie­
ren. Hierbei soll auf eine Hypothese hinge­
wiesen werden. die in dem Gespräch mit 
PvÖaufgestellt worden ist Demnach kön­
ne es auf der Grundlage heutiger sozial­
kultureller Strukturen und gesellschaftlich­
"ideologischer" Spaltungslinien keine 
,,strukturelleHegemonie''derSozialdemo­
kratie mehr geben. HIMMELSTRAND 
bestätigt dies in seiner Schweden-Einschät­
zung übrigens nachdrücklich ... Doch was 
bedeutet dies für linke Politikstrategien? 

Eher deskriptiv, aber mit vielen Infonna­
tionen bestückt, arbeiten sich HEINZ 
TIMMERMANN und H.J. AXT an die 
Sozialdemokratie im Osten (v.a. Rußland) 
und Süden Europas ( v .a. Spanien und Grie­
chenland) heran. Allerdings stellt sich in 
beiden Fällen das genannte Problem: 
Analytisch gilt ihnen die Sozialdemokratie 
als das, was sie darstellt und macht. Frag­
lich für sie, ob etwas anderes - und von 
welchem Standpunkt aus ? - möglich oder 
denkbar wäre. Und tatsächlich: Die jewei­
lige Spezifik etwa der russischen oder der 
spanischen Sozialdemokratie lassen es als 
schwierig erscheinen, auf der Basis eines 
festen politisch-theoretischen Vor­
verständnisses ein Urteil über sie zu fällen. 
Leicht gehen uns abschätzige Bemerkun­
gen über Gonzalez und die PSOE über die 
Lippen - die Frage nach den Alternativen 
für eine Politik der aufholenden 
Modernisierung oder gar nach einer Alter­
native dazu ist damit überhaupt nicht be­
antwortet. 

Ein neues Verständnis der Sozial­
demokratie. das notwendigerweise ein 
Verständnis der internationalen Sozial­
demokratie sein muß, kann nicht im luft­
leeren Raum entwickelt werden. Wir brau-

chen viel mehr Kenntnisse über die ökono­
mischen, sozialen und kulturellen 
Konditionen sozialdemokratischer 
Reformpolitik, auch über die politischen 
und ideologischen Ambitionen und Kon­
troversen der jeweiligen Parteien. Sonst 
bleiben uns nur die eigenen Glaubenssätze 
und das Verratsgeschrei über Kinnock, 
Mitterand, Gonzalez, V ranitzky und wie 
sie alle heißen mögen - ein Verständnis der 
mit diesen Namen verbundenen Phänome­
ne ergibt sich daraus ebensowenig wie eine 
links-sozialistische Handlungsöption. 

Das Plädoyer für eine „neue Theo~ 
rie über die Sozialdemokratie" sop 
nun aber nicht dazu führen, daß 
man sich in der politischen Praxis 
nicht mehr - theoretisch wenig 
reflektiert- über gewisse Vorgänge 
und Personen auslassen darf. Wo 
kämen wir da hin! 

Zur Wahl von Hans-Ulrich K.lose fällt mir 
allerdings nicht mehr viel ein: Mit ihm 
steht nun ein Mann an der Fraktionsspitze, 
der sich in der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung als Speerspitze der sozial­
demokratischen Golfkriegsbefürworter ins 
Zeug warf. Und zu seinen bevorzugten 
Hobbies zählt es gegenwärtig, die Grenzen 
der Belastungsfähigkeit deutscher Unter­
nehmer zu beschwören. Jede andere Wahl 
- ob Dressler oder Däubler-Gmelin - wäre 
besser gewesen, stünden sie doch beide für 
ein ernsthafteres Verhältnis zur Pro­
grammatik der Partei. Die Fraktion hat in 
genau entgegengesetzter Richtung ent­
schieden. 

Daß dies in der SPD passieren kann, ist mir 
schon klar. Daß sich darüber in der Partei 
aber eigentlich niemand aufregt, so als 
seien Inhalte völlig egal und als käme es 
heutzutage nur noch darauf an, pfeifen­
rauchende und nachdenklich wirkende 
Schönlinge mittleren Alters zu präsentie­
ren bzw. Engholm zu klonen, spricht aber 
schon für eine innere Sprachlosigkeit in 
unserem Laden, die mich ein klein wenig 
ärgert. 

UweKremer 
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LESERBRIEFE 

Zu dem Artikel „Die Ursachen 
liegen tiefer" von Andreas 
Wehr in der spw vom Mai/Juni 
'91, Heft59 

Zu der Analyse von Andreas Wehr 
über die Wahlniederlage der rot-grü­
nen Koalition in Berlin möchte ich zwei 
kritische Anmerkungen machen. 
1. Vor sechs Jahren bin ich von Berlin 
nach München übergesiedelt. Derürts­
wechsel hat für mich , der 32 Jahre in 
Berlin als überzeugter Berliner gelebt 
hat, einen tei !weise schmerzlichen, aber 
vor allem aufklärerischen Lernprozeß 
mit sich gebracht. Nachdem die kultu­
rellen Eigenarten der verschiedenen 
europäischen Regionen Themen von 
Sozialisten sind, wircl es meiner Mei­
nung Zeit, sich auch mit den Eigenarten 
der verschiedenen Landsmannschaften 
in Deutschland kritisch auseinanderzu­
setzen. Dabei muß ihnen aus sozialisti­
scher Sicht genauso wie den europäi­
schen Regionen kulturelle Gleichbe­
rechtigung und Beachtung zugestan­

den werden. 
Andreas Wehr kritisiert die popu­
listischeoder gar landsmannschaftliche 
Orientierung der Partei. Dabei kritisiert 
er die ,,krachlederne, blau-weiße Sozial­
demokratie in Bayern". Davon abgese­
hen, daß die bayerischen Farben weiß­
blau sind, besitzt Andreas Wehr offen­
sichtlich ein sehr antiquiertes Bild der 
bayerischen SPD. Unabhängig von ih­
ren vielen Fehlern und Mängeln be­
steht gerade eines der Hauptprobleme 
der SPD in Bayern darin, der spezifi­
schen Lebensart und den Bedürfnissen 
der bayerischen Bevölkerung bei ihrer 
Politik genügend Rechnung zu tragen. 
Die bayerischen Sozialdemokraten gel­
ten hier immer noch als norddeutscher 
Parteiableger, der mit den gleichen 
Vorurteilen wie Andreas Wehr von ei­
ner dumpfen, ,,krachledernen" bayeri­
schen Bevölkerung ausgeht. Damit ist 
Genosse Wehr der Propaganda einer 
tatsächlich „krachledernen" CSU auf 
den Leim gekrochen. 
Die Versuche einiger Sozialdemokra­
ten. an den freiheitlichen baverischen 

Traditionen anzuknüpfen, wurden lei­
der von der eigenen Partei als ,,krach­
ledern" denunziert. Es mag nicht in das 
Weltbild eines Berliners passen, daß 
historisch für Bayern Toleranz, 
Liberalität und Aufmüpfigkeitsteht und 
Preußen hier in Bayern als Symbol für 
Obrigkeit, Gehorsam und Militarismus 
gilt. Ein Berliner in hohen.Funktionen 
in Partei, Staat und Wirtschaft ist in 
Bayern möglich, in Berlin andershe­
rum ein Bayer in vergleichbarer Positi­
on fast undenkbar. Heute müssen wir 
„Preußen" zur Kenntnis nehmen, daß 
das ehemals industriell weniger ent­
wickelte Bayern High-Tech-Zentrum 
geworden ist. Viele Berliner Finnen 
und Arbeitnehmer haben sich inzwi­
schen in Bayern angesiedelt und wol­
len hier bleiben. Der CSU ist es gelun­
gen, den Stolz der Bayern auf ihre 
wirtschaftliche Entwicklung mit ihren 
reaktionären Inhalten zu verbinden und 
die freiheitliche Volkskultur durch 
volkstümliche Kommerzkultur zu ver­

drängen. 
Besonders ärgerlich an Andreas Wehrs 
Ausführungen ist, daß die landsmann­
schaftliche Ausrichtung der Berliner 
SPD, die ja an Lokalpatriotismus kaum 
noch zu überbieten ist, keine Erwäh­
nung findet. Gerade in der Hauptstadt­
frage wurde noch einmal die Arroganz 
vieler Berliner Politiker deutlich. Wer 
sich in dieser Frage nicht populistisch 
verhielt bzw. verhält, hat in Berlin of­

fensichtlich keine Chance. 
2. ,,Für den einzelnen sind Habitus und 
kulturelle Lebensform oft wichtiger als 
seine soziale SteJlung." Diese Feststel­
lung von Andreas Wehr gilt nur sehr 
bedingt. Je weiter der einzelne vom 
Arbeitsprozeß (Produktion und 
Administration) entfemtist,je mehr ist 
er gezwungen, sich über andere Dinge 
zu definieren. Wer im Arbeit"iprozeß 
steht, definiert sich trotz aller 
lndividualisierungstendenzen in der 
Hauptsache immer noch als Arbeitneh­
mer. Dies gilt z. B. auch für die Be~ 
schäftigten der EDV-Branche, für die 
Fragen der sozialen Gerechtigkeit nach 
wie vor „in" sind. Daß sie heute nicht 
mehr automatisch SPD wählen, liegt 
zum großen Teil an uns selbst. Auch die 
SPD hat in den Augen vieler sozial 

denkender Arbeitnehmer an Glaubwür­
digkeit verloren. Sie hat keine soziale 
Kompetenz mehr. Fragen der Lebens­
qualität existenzgesicherter Bildungs­
bürger stehen im Mittelpunkt der Poli­
tik der SPD. Die Fragen nach Siche­
rung und Schaffung von Arbeitsplät­
zen werden bei weitem nicht so inten­
siv diskutiert und bearbeitet wie Fragen 
der Umwelt und des Verkehrs. 
Aus meinen Erfahrungen als HB V­
Vertrauensmann in einem großen Soft­
ware-Haus bei München, mit den Ein­
stellungen und Ansichten gut­
verdienender Programmierer vertraut, 
weiß ich, daß auch bei ihnen neben 
Umweltfragen soziale Probleme einen 
großen Raum bei Gesprächen mit Kol­
legen einnehmen: Steuergerechtigkeit, 
Rentenreform, Wohnungsfrage, Ge­
sundheitskosten usw.. Im Gegensatz 
zur Einschätzung von Andreas Wehr 
definieren sie sich in Abhängigkeit von 
ihrem Beruf als EDV-Leute, als Pro­
grammierer. Sogar Freizeit findet gele­
gentlich im Kollegenkreis statt. In der 
Umsetzung sozialgerechter Lösungen 
hat die SPD durchaus Chancen, auch 
gutverdienende Programmierer oder 
andere Gruppen der „technischen In­
telligenz" für sich zu gewinnen. Das 
soll keine Absage an die Bearbeitung 
anderer Politikfelder sein, z. B. eine 
sozial-orientierte Umweltpolitik. 
Besonders problematisch wirdrot-grii­
ne Politik, wenn sie Umweltprobleme 
auf Kosten kinderreicher und ein­
kommensschwacher Haushalte ver­
sucht zu lösen. Das Autofahren wird 
bestraft, ohne alternative Gesamt­
verkehrskonzepte zu entwickeln bzw. 
umzusetzen. 
Voll zustimmen kann ich Genosse 
Wehr, wenn er vor dem Schluß warnt, 
daß die Partei Verständnis und Platz für 
fast jede Haltung bieten müsse. Und 
einig bin ich mit ihm, wenn er unsere 
Aufgabe darin sieht, den Zugang zu 
den unterschiedlichsten Menschen mit 
Themen zu finden, die sie gleicher­
maßen interessieren. Nur, werden wir 
Prioritäten setzen müssen. 
Freundschaft! 

Wolfgang Schulz. 
München 

Liebe Leserinnen und Leser! 

Für den spw-Verlag war 1991 ein 
erfolgreiches Jahr. Finanziell konso­
lidiert, die ABO-Zahlen gestiegen: 
90neueABOs! Die erfolgreiche Ent­
wicklung eines linken Blattes ist <kr­
zeit nichtselbstverständlich. Wir ver­
danken sie den vielen Autorinnen, 
den engagierten Leserinnen, den um­
fangreichen ehrenamtlichen Bemü­
hungen von Redaktion, Vertriebs­
agentlnnen, Herausgeberinnen und 
Gesellschafterlnnen - sowie dem gro­
ßen Einsatz unseres Redaktionsse­
kretärs Ralf Schmitz und den pro­
duktiven Ideen unseres Werbe­
Verantwortlichen Thomas Rausch. 
Soeben ist das „Lesebuch zur SPD­
Organisationsrefonn'' erschienen, ein 
Beitrag zur Entwicklung der SPD 
und - wie die Abonnentinnen wissen 
- ein „Spezial"-Thema unseres Ver­
lages. Dieses Buch läßt sich interes­
sant ,;m stillen Kämmerlein" lesen -

Zur Demokratiedebatte: 

In der Juli/August-Ausgabe 
von spw brachte Uwe Kremer 

als Antwort auf die Hamburger 
Wahlergebnisse folgenden Vorschlag 
in die Diskussion: ,Jn Zukunft ent­
spricht die Gesamtheit der möglichen 
Abgeordneten der Gesamtheit der 
Wahlberechtigten.DieStimmenanteile 
der Parteien werden dann als Anteile 
an der wahlberechtigten Bevölkerung 
ausgewiesen ... Dementsprechend soll­
te auch die Sitzverteilung erfolgen." 
Für den konkreten ,,Fall Hamburg" 
(W ahlbeteiligung66, 18%) ,,würdedies 
bedeuten, daß mehr als 30% der Plätze 
frei bleiben." 

Uwe Krem er argumentiert, daß dies 
,,nicht nur den demokratischen Bürger­
willen deutlicher ausdriicken (würde), 
sondern die Parteien selbst dazu zwin­
gen (würde), ihre Ignoranz aufzuge­
ben und sich stärker als bislang um die 
Veränderung ihrer Politikformen und 
um die Aktivierung der Wahlberech­
tigten zu bemühen." Tatsächlich? 
Zunächst ließe sich bereits trefflich 
darüber streiten, ob das resignierte 

wir hoffen aber, daß es auch in der 
Parteidiskussion angenommen und 
eingesetzt wird. Mit dem ermäßigten 
Preis von 15,-DM (bis 31.1.92) la­
den wir zu schnellen Bestellungen 
ein. 
Für die Kritik unserer Leserlnnen 
sind wir dankbar. Sie hilft uns, spw 
zu verbessern. Für das neue Jahr sind 
diesbezüglich einige Überraschun­
gen in Vorbereitung: verändertes 
Format, verbessertes Erscheinungs­
bild, neue Rubrizierung. 
Für die „große" Politik war 1991 ein 
schlimmes Jahr: Begonnen mit dem 
Golfkrieg, beendet mit dem Krieg in 
Jugoslawien. Wir wünschen uns al­
len, daß 1992 zu etwas mehr Hoff­
nung auf ein „Gutes neues Jahr" An­
laß gibt. Unseren Leserinnen und Le­
sern wünschen wir Erfolg und Glück 
im Politischen wie im Privaten. 
Eure spw-Geschäftsführung 

Ulla Sq/J / Andreas Bach 

Nicht-Wählen weiter Teile der Bevöl­
kerung als „demokratischer Bürger­
wille" bezeichnet werden kann. Ist es 
nicht eher eine Wahlenthaltung, die an 
tatsächlich demokratisch gebildetem 
Willen vorbeigeht und die Nicht­
Wählerinnen sich politisch in sich selbst 
zurückziehen läßt? 
Der Vorschlag hat einen nicht zu unter­
schätzenden Pferdefuß: Wir regen uns 
bereits heute darüber auf, daß politi­
sche Entscheidungen von einem klei­
nen Kreis (Parlamenten, Regierungen) 
gefällt werden und sich nur in Ausnah­
mefällen auf den „demokratischen 
Bürgerwillen" stützen können. Blie­
ben nun auch noch zahlreiche 
Parlamentssessel leer, würde der Kreis 
der Entscheidungsträgerinnen noch 
enger, würde neben der Regierung auch 
die Opposition zusammenschrumpfen. 
... Ohne in ein Gesamtkonzept 
eingebettet zu sein, führt dieser Vor­
schlag von Uwe Kremer jedenfalls zu 
nichts! Und ein geschlossenes Gesamt­
konzept, das auch überzeugen kann, 
liegt nun einmal (noch) nicht vor. 
Am erschreckendsten finde ich aller­
dings das Politikverständnis, das hinter 

einem derartigen Gedanken steht - das 
Sich-Abfinden mit dem Parlamenta­
rismus. (Ich dachte immer, wirf~ 

direkte Demokratie, oder?) Ich i.fr 
stelle Uwe Kremer nicht, daß er;sich 
nicht für plebiszitäre Elemente ifcb' 
BRD-Demokratie stark machen wür­
de. Ich möchte nur klargestellt wissen, 
daß es sich bei jedem Versuch, ,,mehr 
Demokratie zu wagen", um ein 
Herumdoktern am System handelt, der 
früher oder später auf den Widerstand 
der Herrschenden stößt. ... 
Der Dreiklang: Rechenschaftspflicht, 
Abwählbarkeit, Durchschnittslohn (für 
Abgeordnete; die Red.), führt zu größe­
rer Durchschaubarkeit politischer Ent­
scheidungen, führt dazu, daß jedeR 
sofort zurückgepfiffen werden kann, 
wenn er/sie das Amt oder Mandat miß­
braucht, und schließlich dazu, daß die 
Großkopfeten ( die dann vielleicht gar 
keinemehrsind)dieBodenhaftungnicht 
verlieren und mangels Privilegien auch 
keinen Grund haben, auf ihren Sesseln 
zu kleben. 

Thorsten P. Henke, 
Lübeck 



KOMMENTAR 

ULLI STARK, ESSLINGEN 

MUSKEL SPIELE 

In der Südwest-SPD geht's ums Ganze. 
Ein halbes Jahr vor den Landtagswahlen 
erscheinen die Aussichten besser denn je, 
die seit 1972 a/leinregierende CDU aus 
der Regierungsverantwortung drängen 
und selbst die Führung einer wie auch 
immer gearteten Koalition übernehmen 
zu können. 

Vor etwas mehr als 4 Jahren sind Dieter 
Spöri als Spitzenkandidat und Uli Maurer 
als Landesvorsitzender angetreten, die sich 
dem freien Fall in der Wählergunst annä­
hernde Partei inhaltlich und personell rund­
zuerneuem. Mit der unter dem Schlag­
wort Öko-High-Tech bekanntgewordenen 
Vision des "Neuen Fortschritts" sollten 
damals in den vielzitierten modernen 
Arbeitnehmergruppen, dii.::o: insbesondere 
im Raum Stuttgart ausgemacht worden 
waren, neue Wählerschichten für die SPD 
angeOOhrt werden. Das Konzept ging -
vermittelt über ein dem Zeitgeist nach­
jagendes Outfit- bisher nur zum Teil auf: 
Tatsächlichen Stimmenzuwächsen in der 
jüngeren Generation stehen im Saldo grö­
ßere Verluste bei den Senioren gegen­
über. Die auf den Parteitag 1987 folgende 
Landtagswahl brachte - statt der erhofften 
Gewinne - sogar einen schwachen Rück­
gang auf32%. 

Trotz einer erheblich verbesserten 
Oppositionspolitik im Stuttgarter Land­
tag mit dem neuen Führungsduo hätte vor 
einem Jahr noch niemand einen Ptiffer­
ling auf eine mögliche Regierungsoption 
der Sozialdemokraten gesetzt. Doch seit 
dem jähen Sturz von Späth hat sich das 
Blatt schlagartig gewendet: 
-> Einen "sauberen" Neuanfang mit dem 

Späth-Nachfolger Teufel hat es nicht 
gegeben, die Altlasten in der Regie­
rung gären fröhlich weiter. Fast täg­
lich kommt irgendein neues Detail aus 
einem laufenden - wenn nicht gar ein 
neues - Skandälchen ans Licht. Nach 
und nach ist fast die Hälfte der Mini­
ster in den Geruch massiver 
Vetterleswirtschaft geraten: 

-> Der vermeintliche Jungstar und neue 
Verkehrsminister Thomas Schäuble 
hat sich - von allen Seiten mit Vor-

schußlorbeeren bedacht - auf Tauch­
station begeben, nachdem sein Start­
projekt "Nahverkehrsabgabe" - die ei­
ner Kopfsteuer für Großstadtbewohner 
gleichkommt- zum Rohrkrepierer ver­

kam. 
-> Der Unmut über den ins Finanzen­

Ressort abgewanderten Rechtsaus­
legerundehem. Kultusminister Mayer­
Vorfelder (Schülerjargon: "M.­
Vorderlader") bei Lehrern und Eltern 
sitzt nach wie vor tief. Seitdem ist zwar 
der Kulturkampf gegen alles auch nur 
leise nach Gesamtschule Riechende 
eingestellt worden - die vollmundig 
angeküdigte baden-württembergische 
VarianteeinesBetreuungsangebotsfür 
Schüler zugunsten berufstätiger Frau­
en erwies sich jedoch schnell als Bluff. 

-> Der neue - stockkatholische - Regie­
rungschef selbst wirkt eher bedächtig 
und nicht unbedingt als dynamischer 
Zupacker mit überragender ökonomi­
scher Kompetenz. Das schäbige Ver­
halten von CDU-Spitzenpolitikern ge­
genüber den treuen aber letztendlich 
entdeckten Millionenspendern aus der 
Wirtschaft(die Spenderwurden-wenn 
auch vorsichtig - belangt, die Kassie­
rer blieben von der Justiz so lange 
unbehelligt, bis die Verjährungsfrist 
eingetreten war) dürfte selbst in jenen 
Kreisen Zweifel an der Kompetenz 
der Regierungspartei genährt haben. 

Der Schlüssel: 
wirtschaftspolitische Kompetenz 

Unter diesen Vorzeichen stand der Landes­
parteitag vom 27. - 29. September in 
Ludwigsburg, auf dem rne inhaltlichen 
Schwerpunkte festgelegt und der Spitzen­
kandidat bestätigt werden so11ten. Vor al­
lem ein wirtschaftspolitischer Kompetenz­
vorsprung des Sozialdemokraten gegen­
über seinem Kontrahenten sollte dabei 
demonstriert werden. 

Angesichts des erstmals seit langem unter 
dem Altbundes-Schnitt liegenden Wirt­
schaftswachstums im Ländle und sich 
häufenden Meldungen über Kurzarbeit 

im Maschinenbau stellte der Chef der 
Landtagsfraktion, Spöri, den Erhalt und 
Ausbau des Standorts Baden-Württemberg 
gegenüber den Herausforderungen "EG­
Binnenmarkt" und "Öffnung nach Osten" 
in den Mittelpunkt. In seiner überzeugend 
vorgetragenen Kandidatenrede hob er da­
bei 4 Punkte besonders hervor: 
1. Alternativen zu den notorisch verstopf­

ten Autobahnen und Fernstraßen-nicht 
mehr nur in den Ballungsräumen. Da­
bei werde verstärkt auf regionale 
ÖPNV-Konzepte auf dem flachen 
Land - wie das bereits im ostwürt­
tembergischen Landkreis Hohenlohe 
funktioniere - gesetzt. Dazu kommen 
müßten mittelfristig Schnellbahn­
verbindungenRichtungDresden,Prag, 
München, Paris. Die Finanzierung soll 
über eine Initiative des Landes im 
Bundesrat, nach der in Zukunft 30% 
des Mineralölsteueraufkommens an 
die regionalen Träger abzugeben wä­
ren, gesichert werden. , 

2. Getreu der Vision vom Öko-High­
Tech soll im exportabhängigen Ländle 
verstärkt auf zukunftsträchtige - weil 
umweltverträgliche-Spitzen-Produkte 
gesetzt werden, die "die Ökologie von 
vornherein integrieren". Dazu gehöre 
beispielsweise die Umorientierung von 
Daimler-Benz auf Elektroautos, die 
ein mögliches Abgleiten der Autoher­
stellung in den Status einer Altindustrie 
verhindern könne. Angesichts der im­
mer weniger erfüllbaren Nachfrage 
nach qualifizierten Arbeitskräften soll 
auch in Baden-Württemberg die 
Weiterbildung gesetzlich verankert 
werden. Demgegenüber führten Ex­
perimente der Landesregierung mit 
wenigen Eliteschulen in die Irre. 

3. Statt der von Teufel als Alternative zu 
den Bundesplänen ins Spiel gebrach­
ten Vermögenssteuersenkung plädiert 
Spöri für eine auf'kommensneutrale 
Reform der Unternehmenssteuern zu­
gunsten der reinvestierten Gewinne. 

4. Nicht zuletzt soll die katastrophale 
Lage auf dem Wohnungsmarkt - die 
inzwischen nachweislich auf an­
siedlungswillige Arbeitnehmer und 
Betriebe abschreckend wirkt - mit ei-
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nem Wiedereinstieg des Landes in den 
Sozialen Wohnungsbau angegangen 
werden. 

Die Partei steht sich selbst im Weg 

Weitere Wahlkampfthemen liegen in Ba­
den-Württemberg schon seit der Späth­
Ära auf der Straße: Von der Handhabung 
des § 218 über sich häufende Merk­
würdigkeiten bei der Strafverfolgung von 
"Großkopfeten" bis zur oft stiefmütter­
lichen Behandlung des Öffentlichen Dien­
stes (Polizei, Finanzverwaltung, Dienst­
leistungen). Die Landes-CDU setzt je­
doch weiterhin - Teufels Katholizismus 
hin, Katholizismus her - auf eine gnaden­
lose Kampagne gegen den Art. 16, GG. 
Davon wird sie sich auch durch 
überparteiliche Vereinbarungen bei 
Kanzlergesprächen nicht abhalten lassen. 
Demgegenüber haPdie Landtagsfraktion 
schon vor über einem Jahr- als Lafontaine 
bereits über "Nichtverfolgerstaaten" 
schwadronierte - für ein Einwanderungs­
gesetz mit Länderquoten plädiert, mit dem 
der Druck vom Asylrecht zugunsten einer 
legalen Zuwanderungsmöglichkeit ge­
nommen werden sollte. Auch in der aktu­
ellen Auseinandersetzung hatten Spöri & 
Co. einen neuen ?feil im Köcher: Ausge­
hend von der Überlegung, daß der Art. 16 
im Verlauf der Vorbereitungen zum end­
gültigen Abbau der Binnengrenzen inner­
halb der EG - mit der tatkräftigen Unter­
stützung der bundesdeutschen Verhand­
lungsführer - weitgehend kassiert werden 
könnte, sprach sich das Spöri-Konzept für 
eine durch Mindestanforderungen kon­
trollierte Abtretung des Asylrechts über 
Art. 24 an die EG sowie verkürzte Verfah­
ren aus. Dazu gehört folgerichtig auch die 
Zustimmung zu grenznahen Sammella­
gern sowie dem Einzelrichter. 

Diese - hier arg verkürzte - Position fand 
nicht nur Eingang in die Beratungen des 
Parteipräsidiums, sondern schlug sich auch 
in einem Initiativantrag des Landesvor­
stands wieder. Die Debatte desselben 
sprengte - wie kaum anders zu erwarten 
war - die Tagesordnung am Samstag 

nachmittag, stellte alle anderen Antrags­
beratungen in den Schatten und kam folge­
richtig auch als die "message" in den 
Medien 'rüber. Der Aufstand der 
Gesinnungsethiker - die in dem Ansinnen 
Spöris Verrat witterten - gegen die Polit­
Pragmatiker "da oben" wurde an diesem 
Punkt schließlich mit großer Mehrheit ab­

gelehnt. 

Permanente Revolte: Arbeitsgemein­
schaften gegen "Elefanten" 

Uli Maurer - über den sich hartnäckig das 
Gerücht hält, er sei früher Boxer gewesen 
- behauptet von sich selbst gern, er habe 
eine "unheimlich harte Linke". 1987 war 
es deshalb nicht allzu verwunderlich, daß 
ihm "nur" ca. 3/4 des Parteitags das Ver­
trauen aussprachen. Inzwischen erzielt 
auch er Ergebnisse von an die 90%. Den­
noch macht sich auf Parteitagen regelmä­
ßig eine äußerst kritische Stimmung ge­
genüber Mandatsträgem in Bund und land 
allgemein - auch den "linken" - breit. 

Bereits beim '89er-Parteit.ag in Konstanz 
war es mehreren Arbeitsgemeinschaften 
gelungen, erfolgreich ein gemeinsames 
"Ticket" für den Landesvorstand zu ba­
steln, dem der eine oder andere Mandats­
träger zum Opfer gefallen war. "Elefan­
ten" wie der Landesgruppenchef, MdB 
Huonker, kamen auch diesmal nach ei­
nem schlechten Ergebnis im 1. Wahlgang 
gehörig ins Schwitzen. Während zwei von 
den Jusos unterstützte Männer glattdurch­
liefen. Ein MdB fiel durch, zwei weitere 
langjährige Mitglieder schafften den 
Sprung ins Führungsgremium nur knapp. 
Auch die seit langem währende 
Organisationsdebatte spiegelte diesen 
Umstand wider: Auf Betreiben mehrerer 
Kreisfunktionäre sollte - neben den unre­
gelmäßig stattfindenden Fachkonferenzen 
und den Tagungen der Kreisvorsitzenden 
- ein Landesausschuß aus Vertretern der 
über40 Kreisverbände zur "Kontrolle des 
Landesvorstands" eingesetzt werden.Nach 
langer kontroverser Diskussion - die ein 
extra eingerichteter Ausschuß 2Jahre lang 
vorbereitet hatte - wurde das Ansinnen 

schließlich zugunsten eines zusätzlich jähr­
lich abzuhaltenden Parteitags ohne Wah­
len zurückgewiesen. Das grundsätzliche 
Mißtrauen gegenüber "denen da oben in 
Stuttgart" (und Bonn) wird lustig weiter­
schwelen ... - auch wenn der Landesvor­
stand im Grunde ein parteioffenes und 
sehr liberal geführtes Gremium ist. 

Fazit 

Die Zahl der Sozialdemokraten im 
Südwesten, die "regieren müssen", hat 
nach mehreren spektakulären Eifolgen bei 
(Ober)-Bürgenneisterwahlen in den letz­
ten Jahren erheblich zugenommen. Den­
noch hält sich in der Partei - und insbeson­
dere unter Landesdelegierten - hartnäckig 
die Identifikation mit der Rolle derewigen 
Opposition, der Freiheitskämpfer gegen­
über dem schwarzen Filz. Mit dieser 
"Wehrt-Euch-leistet-Widerstand!" -Men­
talität sind keine Wahlen zu gewinnen und 
erst recht keine Regierungsmannsch. 
aufzustellen. . .. 

Die Parteispitze hat dies längst .: _ 
und versucht gegenzuhalten - ein:. Dlcht 
immer leichtes Unterfangen. Was in\Jer 
"Stuttgarter Szene" längst selbstverständ­
lich ist, muß noch lange nicht _im 
fränkischen Wertheim oder in Waldshut 
an der Schweizer Grenze gelten. Diese 
Erfahrung hatte wohl die aus Nord.baden 
kommende neue Juso-Vorsitzende im 
Hinterkopf, als sie in einem Interview für 
eine oberschwäbischen Zeitung dem 
Spitzenkandidaten voraussagte, er werde 
sich mangels ausreichendem Basis­
kontaktes am Wahltag noch gehörig wun­
dem. Wenige Tage vor dem Parteitag war 
dies freilich ein gehöriger Tiefschlag, der 
den Landesvorsitzenden zu einem groben 
Gegenschlag gegenüber dem Nachwuchs 
veranlaßte. Ob dessen notorisch schwarz­
sehende Teile dadurch auf den Pfad der 
Tugend geführt werden, bleibt zumindest 
zweifelhaft. Die Glaubwürdigkeit der 
Regierungsoption ließe sich mit mehr 
Gelassenheit sicher überzeugender dar­

stellen. 
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STUARTHALL 

GLOBALISIERUNG 
DIE ANDERE SEITE EUROPAS 
Die Geschichte Europas ist nicht nur 500Jahre gleicher Entwicklung waren, in denen sehen Osten untermauert diese Gegen- stischePremienninisterin EdithCresson soll niemals etwas werden. Auf einmal 

durch innere Angelegenheiten, sondern Europäische Expansion eine gemeinsame europäische Identität überstellung. In der Tat werden viele hedauert,daß "vonjezehnEmigranten, ist der europäische Wohlstand eine strikt 

auch durch das Verhältnis zu seiner geschmiedet wurde. Jetzt, da ein neues der Nationalismen, die dazu beitragen, deren illegaler Aufenthalt hier entdeckt europäische Angelegenheit, ausschließ-

Außenwelt geprägt worden. Stua/1 Hall Der zweite Jahrestag steht für einen Europa Gestalt annimmt, stellt dersel- das alte kommunistische Imperium zu wircl, nur drei ausgewiesen werden", lieh für das bestimmt, was jeder Euro-

untersucht den Einfluß, den der Funda- anderen, gleichermaßen wichtigen aber be widersprüchliche Prozeß der Be- zersplittern, angetrieben vpn ethni- und Jacques Chiraq,jenes Sinnbild der Politiker, der etwas auf sich hält, "unse-

mentalisrnus und die Einwanderung aus weniger beachteten Gesichtspunkt. zeichnung symbolischer Grenzlinien schem Absolutismus, Haß gegenüber neuen europäischen kosmopolitischen re Bevölkerungen" nennt. Kein Wun-

der Dritten Welt auf die europäische 1992 begehen wir die 500. Wiederkehr und der Konstruktion symbolischer Andersartigen, rassischer Exklusivität Aufklärung, Bemerlmngen über den der daß, als die Berliner Mauer zusam-

Identität ausüben. Die Übersetzung be- der sogenannten "Entdeckung" der Grenzen zwischen Drinnen und Drau- undreligiöserOrthodoxie. Aber es stün- "Lärm und Geruch" der Ausländer menbrach,jeder Pole oder Ostdeutsche, 

sorgte Christoph Meyer. Neuen Welt durch Christoph Columbus. ßen,InnerhalbundAußerhalb,Dazuge- de Westeuropa schlecht zu Gesicht, macht, welche anständige Franwsen der etwas auf sich hielt und einen Lada 
Dieses Ereignis bezeichnete - gemein- hörigkeit und Anderssein, eine stille sich darüber zu beklagen. Seine eigene "verständlicherweisevenückt"werden hatte, der in der Lage war, die Reise zu 

Europa bewegt sich stetig auf zwei sam mit der Erschließung der afrikani- Begleiterscheinung des Marsches ins Entwicklung wurde auf dem Rücken ließen. Douglas Hurd und Kenneth überstehen, an Bord ging und, wie 

Gelegenheiten zu, einen Jahrestag zu sehen Küste durch die Portugiesen und Jahr 1992 dar. von Nationalismen ausgetragen, die Baker haben komplizierte Fäden zur Columbus auf der Suche nach reinem 

begehen. Der Countdown für 1992, (mitHilfe arabischer Händler, die schon ebenfalls ihren eigenen rassischen und Kennzeichnung des Unterschieds zwi- Gold, nach Westen aufbrach. DieGren-

den Geburtstag des neuen Europa, läuft lange in diesen Gewässern kreuzten) völkischen A usschli eßl i chkeits- sehen "politischen Flüchtlingen" und zen schließen sich ... 
bereits. Trotz einiger Nachhutgefechte deren Vormarsch in den Indischen Wo hört Europa auf und anspruch hatten. "Wirtschaftseinwanderern" gesponnen. 
seitens der Überbleibsel des Thatcheris- Ozean und darüber hinaus - den An- wo beginnt Asien? Politische Flüchtlinge hahen Anspruch Das Problem ist, daß die "Barbaren" 

mus beginnt die supranationale Gestalt fang der Ära europäischer Expansion - auf eine Zuflucht im aufgeklärten Eu- sich schon innerhalb der Tore befin-

des neuen Europa sich auszuformen. den Prozeß der Entdeckung, Erobe- Eine der Schfüsselstellen dieses Dis- Nationalismus als Vehikel ropa, der Heimat der Freiheit. Im allge- den; und Auge in Auge mit ihnen macht 
Das ist ein nach innen gewandtes Er- rung und Kolonisation, durch den sich kurses ist natürlich Osteuropa - eine der Modernität meinen ist ihre Zahl gering, und es ist der europäische Kosmopolitismus kei-

eignis-dieAuthebungvon Wirtschafts- Europa auf die eine oder andere Weise Grenzziehung, mit der Westeuropa im- oft schwer, überzeugend zu beweisen, ne gute Figur. Millionen von Moslems 
und Handelsschranken, die Chance für praktisch den gesamten Globus dienst- mer Schwierigkeiten gehabt hat. Nach Es ist keineswegs überraschend, wenn daß sie sich in unmittelbarer Gefahr in Frankreich, Sudanesen und Äthiopi-
Annäherung und Integration, von der bar machte. Wenn wir beim Stichwort Westen gab "das Grüne Meer der Dun- die Kroaten, die Slowenen, die Letten, durch irgendein grausames oder em in Italien, Türken und Afrikanet:n in 
sich jedermann Wohlstand für die west- "Globalisierung" oft so tun, als hätte sie kelheit" eine natürliche Grenze her. die Esten etc. den Aufbau einer eigenen tyrannisches Regime von der Artbefin- Deutschland, Portugal, Spanien,, 

europäischen Völker erhofft. Es han- ihren Ausgang genommen mit dem Aber nach Osten hin weigert sich der kleinen Nation als ihren Reisepaß zum den, welche Armut und Verschuldung ten und Afro-Kariben in Gro 

delt sich um den Niedergang der Ära "Großen Knall" und der Computerisie- Kontinent, auf natürliche Weise zu en- Westen ansehen. Diese emporkam- heranzüchten. Das ermöglicht es, eine en, Indonesier und Surin 
der Nationalstaaten, welche für eine rung des Börsenhandels, übersehen wir, den. Er erstreckt sich bis zum Ural und menden Nationen sind nicht einfach beträchtliche Anzahl von ihnen ohne Holland legen nicht nur für die 
lange Zeit die Motoren des europäi- daß sie in Wirklichkeit damals mit dem darüber hinaus, in das dunkle Unbe- Wiederbelebungen der Vergangenheit, große Umstände zurückzuschicken, wo liehen Mechanismen der "Glo~sie-
sehen Wachstums darstellten. Ein wei- "Fehler" des Columbus begann und kannte hinein, von wo die Barbaren sondern deren Wiedererarbeitung un- sie dann von der örtlichen Polizei mit rung" Zeugnis ab, sondern auch für die 

teres Mal ist Europa imstande, inner- seitdem immer weiter vorangeschritten ihren Ursprung nahmen. Wo hört Eu- ter den Bedingungen der Gegenwart - offenen Armen erwartet werden. Schwierigkeit, mit einer einfachen 
halb seiner eigenen Grenzen und aus ist. (Er war eigentlich auf dem Weg zu ropa auf, und wo beginnt Asien? Die Eintrittskarten zum neuen Europa. Ob- Handbewegung Europas koloniale 
seinen eigenen Ressourcen heraus die einem anderen Ziel und blieb, als er auf Frage ist entscheidend - der europäi- wohl sie aussehen wie die Rückkehr zu Auf der anderen Seitesind Wirtschafts- Vergangenheit abzuschütteln oder die 

materiellen und geistigen Vorausset- die Neue Welt stieß, bei der sturen sehe Wohlstand hängt von ihrer Beant- einer historischen Tagesordnung von flüchtlinge ganz einfach die unbeab- Peripherie dort zu halten, wo sie ist. 

zungen für die nächste Stufe der sozia- Überzeugung, er sei - wie jeder andere wortung ab. Es sind die Verhandlungen vor 1914, funktionieren sie als Vehikel, sichtigten Nebenprodukte des "norma-
len Entviricklung hervorzubringen. Dies gute europäische Geschäftsmann auch zwischen dem europäischen Kapitalis- aus der Vergangenheit auszubrechen len" Spiels der Marktkräfte, wie es an 

a; 
ist der für einige Zeit vorherrschende - in Japan angekommen.) mus und den sich auflösenden kommu- und sich für die Modernität (d.h.: Bei- der Peripherie abläuft. Europa, dessen Die Europäischen Nationen ~ 

1,1 Modernitätsdiskurs gewesen - eine nistischen Imperien Osteuropas - der tritt zum Euro-Klub) zu bewerben. BankgeschäftedieSubsistenzlandwirt- sind multikulturell 
s "internistische" Sichtweise, in der der Seit ihrem Beginn sind und bleiben Zweiten Welt-, die die Beantwortung schaft der Dritten Welt zerstört haben, 
~ 

t;: 
Kapitalismus aus dem Schoß des Europas Beziehungen zu seiner Außen- ermöglichen werden. Während Europa sich konsolidiert und und dessen neue GA TI-Vereinbarun- Die Redensart von den "homogenen 

< Feudalismus geboren wird und aus der weit zentraler Bestandteil der europäi- zusammenwächst, ist eine ähnliche gen die meisten ihrer Länder aus den Bevölkerungen" des neuen Europa -
r 
Q 

Fähigkeit Europas, aus seinem eigenen sehen Geschichte. Die Geschichte der Die Linie wird gegenwärtig gezogen Übung in Sachen Grenzziehung im Warenmärkten hinauskatapultieren dem ethnischen Absolutismus, auf des-00 
~ 
~ 

§'. Körper heraus wie ein Seidenwurm die europäischen Identität wird oft darge- zwischen dem "internationalen" We- Gange, und zwar in bezug auf die Län- werden, schuldet ihnen nichts. Es ist sen Grundlage die neue "Offenheit" 
~ 
~ BedingungenfürseineeigeneEvolution stellt, als hätte sie keine nach außen sten und dem "nationalistischen" Osten. der der Dritten Welt. Momentan heißen wahr,daßsiesich, wieTebbit sagte,auf konstruiert wird - ist bestenfalls eine 
" ~ selbst hervorzubringen. gewandte Seite. Aber das ist eher be- Während nationale Grenzlinien in die beiden meistbenutzten Weg- ihre Fahrräder (oder was diesen als kunstvolle Metapher. Daffyd Ellis Tho-
w zeichnend dafür, wie kulturelle Identi- Westeuropa immer mehr an Bedeu- markierungen dieses Diskurses "Flücht- nächstes entspricht: in eine Chartenna- mas, Abgeordneter von Plaid Cymru r 
Q 
00 täten konstruiert werden -als "eingebil- tung verlieren, gebe es im östlichen linge" und "Fundamentalismus". Die schine ohne Rückflugticket) schwin- hat jüngst gesagt, daß kein einziger § 
.; dete Gemeinschaften" durch die Beto- Europa eine Wiederbelebung des Na- Frage der illegalen Einwanderung ist gen und, eigentlich vernünftigerweise, europäischer Staateinem einzigen Volk 

"·N 
•O nung der Unterschiede zu anderen - als tionalismus. Der Gegensatz zwischen einmal mehr als drängendes Thema der daran gingen, ihr Vermögen an dem entspricht. Die Slowenen wiedieSchot-00 

:l''ii Stuart Hall ist Professor für Soziologie dafür, daß es die wirklichen Verhältnis- dem "rationalen" und zivilisierten We- europäischen Diskussion aufgetaucht, einzigen Ort zu machen, an dem Ver- ten, die Waliser und die Basken mögen 
,!~ an der Open University se von ungleichem Austausch und un- sten und dem irrationalen und barbari- wo die furchtbare französische soziali- mögen gemacht werden. Aher daraus die Hoffnung hegen, eine Nation zu 
,,~,1 
~~· 
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~ Politische 
Kritik mit 
theoretischem 
Anspruch 
links im Oktober 199 l: 
Thema: Sowjetunion im lJmbruch • Ju­
goslawien: Militärische Intervention 
oder was? • BRDDR: Zum 3. Oktober. 
Asyl: Zwischen Scylla und Charybdis • 
Aktuelle Debatte: Das Ende des Leninis­
mus • Theorie: Georg Lukacs - ein 
Dossier zum 20. Todestag. Feministische 
Kritik an der Zivilgesellschaft. 

Ich bestelle 

links 
Beiträge von: 
Victor Pfaff, Wolf­
gang Templin, Rai­
ner Weisshuhn, 
Henning Schröder. 
Sovjeticus, Peter 
Schlotter. Gabriele 
Herbert, Rüdiger 
Dannemann, Ludi 
Lodovico, Micha 
Brumlik. lrmgard 
Schultz, Gerhard 
Krum u.a. 

0 1 Probeexemplar (kostenlos) 
_ Ex. links vom .. 

(Einzelheft 6,~ DM) 

Name: 

Straße: 

Ort: 

Hab, PF 10 ZO 6Z, 6050 Offenbach 

begründen, die als Staat besteht - das 
heißt, als ein Staat, der Ausdruck einer 
homogenen ethnischen Gruppe ist. Aber 
alle bedeutenderen europäischen Na­
tionen sind bereits gemischte -
multikulturelle- Nationen. Und da hin­
ein mischt sich jetzt noch der erstaun­
lichste Aspekt von "Globalisierung": 
die Hutwelle von Wanderungsbewe­
gungen, die sie stimuliert hat. Völker, 
die sich durch die unerbittlichen Geset­
ze der ungleichen Entwicklung im Netz 
eines globalisierten Weltsystems 
verfangen haben, die lange daran ge­
wöhnt sind, gleichzeitig in den "loka­
len" Welten traditioneller Gesellschaf­
ten und den "globalen" Welten des in­
ternationalen Kapitals zu bestehen, ha­
ben ganz einfach ihre paar Habselig­
keiten zusammengepackt und sich, ob 
nun legal oder illegal, auf den Weg 
gemacht, um jene sichtbaren oder un­
sichtbaren Grenzen, die sie in der "Rück­
ständigkeit" ihrer ethnischen Pluralis­
men halten sollen, zu überqueren auf 
der Suche nach der anderen Seite des 
Paradieses. Eine jede bedeutendere 
europäische bzw. nordamerikanische 
Stadtistheutzutageeinemultikulturelle 
Metropole. 

Die Kategorie "Fundamentalismus" ,die 
irgendwo zwischen der Rushdie-Aff:i­
re und dem Golfkrieg zu neuer Lebens­
kraft erweckt worden ist, ist der jüngste 
Mechanismus, dessen Abgrenzungs­
effekt Millionen von Einwanderungs­
willigen auf der anderen Seite des Zau­
nes aufhalten soll. Sie läßt die außerge­
wöhnliche Mannigfaltigkeit und 
Ausdifferenzienmg, welche das Ge­
setz der Globalisierung ist, in die ver­
einfachenden Gegensätze von westli­
chem Rationalismus, Modernität und 
liberaler Toleranz auf der einen Seite 
und dem Irrationalismus des ethnischen 
und religiösen Partikularismus auf der 
anderen Seite auseinanderfallen. Schön 
wär's, wenn man Liberalismus und 

Funktionalismus so einfach ihre Plätze 
anweisen könnte. Natürlich gibt es 
"fundamentalistische" Regime auf der 
Welt; und ihr Rückzug auf rassische 
Reinheit, religiöse Orthodoxie und ei­
nenrigidenkulturellenTraditionalismus 
hat den Millionen anner Leute, die 
unter ihrer Herrschaft darniederliegen, 
sicher keinen Nutzen gebracht. Die 
Ansicht mancher westlicher Radikaler, 
daß wir diese Regime unterstützen soll­
ten, weil sie (manchmal) gegen den 
Westen angehen, ist ein schwerer Irr­
tum, der daraus resultiert, daß wir im­
mer noch mit simplen binären Gegen­
sätzen arbeiten. Wenn wir Marxens 
Bemerkung über den Antisemitismus 
folgen, könnten wir dies nicht "den 
Sozialismus", sondernden "Antiimpe­
rialismus der Narren" nennen. Davon 
gab es während des Golfkriegs eine 
Menge, und aus dem dubiosen Grund, 
daß Saddam Hussein "schlecht" für 
Washington war, mußte er irgendwie 
"gut" für die Irakis sein. Wohingegen 
das, wasarmeLeuteinderDritten Welt 
gegen die oligarchischen Regime ge­
brauchen können, die oft mit Hilfe 
westlicher Regierungen und Waffen­
händler an die Macht gekommen sind, 
mehr und nicht weniger Demokratie ist 
- genau wie bei uns auch. 

Fundamentalismus 
im Zentrum der Modernität 

Als Erklärungsmodell für die sich 
schnell verschiebenden Verhältnisse 
zwischen den verschiedenen "Welten", 
ist der Fundamentalismus einfach un­
brauchbar. Der Islam als prinzipieller 
Missetäter in diesem Fundamentalis­
musdiskurs besteht in einer Unmenge 
von verschiedenen Völkern,Glauberis­
bekenntnissen, Traditionen und Prakti­
ken. Zwischen Islam und Christentum 
gibt es mehr Gemeinsamkeiten als 
zwischen irgendwelchen anderen Welt-
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religionen. Vielleicht ist es gerade ihre 
große Nähe, die sie zu so unversöhnli­
chen Feinden macht- man denke nur an 
Jerusalem, wo die theologische Ge­
schichte von Christentum, Judentum 
und Islam aufeinandertrifft. "Funda­
mentalismus" ist ein Begriff, der dazu 
dient, diese Mannigfaltigkeit zu unter­
drücken, der eine gemeinsame Ge­
schichte außen vor läßt, die zu verwik­
keltist, umsieh simplifizierenden Sprü­
chen zu unterwerfen, der sich weigert, 
die Differenziertheit auszuhalten. Es 
gab tatsächlich viel mehr unterschied­
liche muslimische Reaktionen auf das 
'fatwa' des Ayatollah gegen Salman 
Rushdie als zur Kenntnis genommen 
wurden; und dies lag ebenso an den 
lokalen Zusammenhängen und histori­
schen Konjunkturen, in denen sie zum 
Ausdruck kamen, als an dem "essen­
tiellen Fundamentalismus", den sie re­
präsentieren sollten. 

Wenn es sich bei "Fundamentalismus" 
um einen defensiven und sich abschot­
tenden Rückzug in eine rigide und fest­
stehende Vorstellung von einer Ver­
gangenheit handelt, die als Wahrheit 
gelebt wird, dann gibt es genug davon 
auf der Welt, nicht zuletzt im soge­
nannten "modernen Westen". DerVer­
srich, die marktgesteuerte Zerstörung 
des britischen Sozialsystems während 
der Thatcher-Jahre durch einen Appell 
an viktorianische Werte aufzuhalten, 
die Ausrufung von Britannia Resurgent 
im Falklandkrieg, derThatcher-Tebbit­
Test des "Bist du einer von uns?", die 
zähe Verteidigung der "Englishness", 
die durch den Nationalen Lehrplan den 
Schulen auferlegt wurde, das Roll-Back 
gegen die Multikultur sowohl hier als 
auch mit viel größerer Durchschlags­
kraft in den USA - das sind nur einige 
der deutlich spürbaren Anzeichen da­
für, daß ein gewisser Fundamentalismus 
im Zentrum der "Modernität" besteht 
und gut gedeiht. Manche würden be-

haupten, daß er - wo Licht ist, ist auch 
Schatten - von Beginn an der Modernität 
zur Seite gestanden hat. 

In Wirklichkeit sind "Globalisierung" 
(sie trägt den Ring der Modernität und 
des Kosmopolitismus) und "Fundamen­
talismus" keine Gegensätze, sondern 
die Kehrseiten ein und derselben Me­
daille. Während die neuen Formen der 
Globalisierung die zwischen Tradition 
und Modernität in der Dritten Welt 
ausgehandelten Kompromisse aus den 
Angeln heben, erzeugt dieser Prozeß 
einen kraftvollen "Lokalismus". 
Lokalismus kann rein defensiv sein -
introvertiert, sich abschottend, absolu­
tistisch, die Rückkehr einer Ethnizität 
in eine Enklave. Aber es gibt viele 
"Ethnizitäten" - genauso wie es viele 
Arten von Nationalismus gibt, von de­
nen nicht alle unwiderbringlich an eine 
reaktionäre Politik gekettet sind, wie es 
überrationalistische liberale und 
marxistische Positionen einmal behaup­
teten. Der Aufbau alternativer Lokal­
geschichten und -kulturen kann zu­
kunftsweisend sein und ist nicht ein­
fach nur eine Rückkehr in den "siche­
ren Hafen" der Vergangenheit: viel 
mehr als nur eine Wiederentdeckung 
der Tradition, eine NEUERUNG, die 
an den Rand gedrängte Schichten mit 
den kulturellen Mitteln versorgt, jene 
neuen Identitäten und Gegen-Geschich­
ten aufzubauen, ohne die sie nicht über­
leben geschweige denn auch nur annä­
hernd gleichberechtigt mit dem We­
sten in Wettbewerb oder in Verhand­
lungen treten können. 

Daher haben die Grenzen, die Periphe­
rie, das "Lokale" im Zeitalter der Glo­
balisierung von Zeit zu Zeit unter Be­
weis gestellt, daß sie die produktivsten 
Gegenden sind. Von Angesicht zu An­
gesicht mit derwidersptüchlichen Rea­
lität der "Globalisierung", entdecken 
ALLE ihre Ethnizität: nicht hinsieht-

lieh der Reinheit ihres Ursprungs, die in 
einer Welt der Wanderungen einfach 
nicht festgestellt werden kann, sondern 
einfach hinsichtlich der Tatsache, daß 
sie von verschiedenen Orten her kom­
men, ihre besondere Sprache sprechen, 
in spezifischen kulturellen Traditionen 
zu Hause sind, zu besonderen Land­
schaften gehören und mit vielen ande­
ren, die nicht "dasselbe" sind wie sie, 
bestimmte Geschichten gemeinsam 
haben. Kurzgefaßt: Mit der Verschie­
denheit leben anstatt sie einfach zu ver­
gessen - die historische Amnäsie - ge­
koppelt mit einer faden postmodernen 
Nostalgie, welchedieGrundausstattung 
der Globalisierung ist. 
Identität ist immer ein offenes, kompli­
ziertes und unvollendetes Spiel - im­
mer "im Aufbau befindlich", in Europa 
genauso wie im Nahen Osten, in Afrika 
oder in der Karibik. Auf einem symbo­
lischen Umweg durch die Vergang~n­

heit bewegt es sich auf die Zukiffi!J..'\l~~.·~::'. .. ::_ 
Es erzeugt neue Subjekte. A~•· 
tragen immer die untilgbaren $~-~n 
jener spezifischen Geschichten, Trtkli­
tionen und Kulturen, durch die-Idellti­
täten sich herausbilden - sich neu her­
vorbringen. Die Leute an der Periphe­
rie haben keine anderen kulturellen 
Ressourcen, mit denen sie sich gegen 
die homogenisierende "Gleichgültig­
keit'' der Globalisierung zur Wehrset­
zen könnten, keine anderen Sprachen, 
in denen sie einen anderen, volkstümli­
cheren Schatz an eigenen Mcx:lemitäten 
erwerben könnten. In diesem Sinne ist 
das Aufkommen von Ethnizität (von 
der lediglich einige Varianten "funda­
mentalistisch" sind) eines der Produkte 
der Globalisierung - und von ihren vie­
len unbeabsichtigten Folgen die sub­
versivste. 

DerTextistdie Übersetzung von: Stuart 
Hall, Europe's Other Seif; in: Marxism 
Today, August 1991 
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drat der deutschen Sozialdemokratie: 
"Politik mit Weitblick". 
Für die CDU war dies eine willkomme­
ne Gelegenheit, die Glaubwürdigkeit 
der SPD in der Asylpolitik infrage zu 
stellen. Genüßlich wedelten CDU-Ab­
geordnete im niedersächsischen Land­
tag mit der Bömsen-Anzeige, als von 
SPD und GRÜNEN der ausländer-

noch zu gründende Kommission über­
wiesen. 

Zu erwähnen bleibt, daß mit einer 
Statutenänderung die Quotierung und 
das Antragsrecht für Arbeitsgemein­
schaften festgeschrieben wurden. Hier 
ist es den Jusos mit Änderungsanträgen 
gelungen, die Diskussion zu beleben. 

Besonders der Vor­

Arne Börnsen erkJärte Rückltritt 
schlag, Vorstände 
nicht mehr automa­
tisch mitStimmrecht 
auf Parteitagen aus­
zustatten, stieß auf 

SPD-Bezirksoorsitzender stürzte ilber Asyifrage / .,L'ilglücklichc Wortwahl 
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Zum Tanzen wurde die Partei in Nord­
Niedersachsen jetzt durchAme Bömsen 
gebracht, seines Zeichens Bundestags­
abgeordneter, Enkel, Pfeifenraucher 
und bis vor kurzem SPD-Bezirksvor­
sitzender. Die Basis des sonst so ver­
schlafenen und von norddeutscher 
Schwerfälligkeit geprägten Partei­
bezirks hat ihren Vorsitzenden abgesägt 
- ein nicht alltäglicher Vorgang, weder 
in Nord-Niedersachsen noch in der 
Gesamtpartei. Was war geschehen? 
"Die Flut von unechten Asylanten und 
Aussiedlern überfordert uns ... Wir for­
dern deshalb: Änderung des Art. 1600 
(Asylrecht)undArt.116 GG(Aussied­
ler), damit unechte Asylanten nach 
Überprüfung schon an der Grenze 
zurückgeschickt werden können .... " 
Spätestens seitdem Bremer W ahlkarnpf 
ist die Propagierung rechtsradikaler 
Parolen nicht mehr allein die Sache 
brauner Splitterparteien. So war es eben­
falls im niedersächsischen Kommunal­
wahlkampf die Strategie der CDU, mit 
"Asylantenflut"-Kampagnen auf 
Stimmenfang zu gehen. Nach dem 
Schock des Bremer Wahlergebnisses 
glaubte Genosse Bömsen wohl auch, 
die Zeichen der Zeit erkannt zu haben. 
Am 2. Oktober, drei Tage nach dem 
Bremer Desaster und vier Tage vor der 
Wahl in Niedersachsen, erschien in 
mehreren Zeitungen des Bremer Um­
landes eine großformatige Anzeige mit 
dem oben zitierten Text.Unterzeichner: 

~ 
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"~ HeinerGrotheer, VorsitzenderderSPD-
':~ Kreistagsfraktion in Osterholz, und ~i. __ Ame Bömsen; daneben das rote Qua-

feindliche Wahlkampf der CDU verur­
teilt wurde. 

Ärger mit der Parteibasis hatte Bömsen 
bei seiner Anzeige von vornherein ein­
kalkuliert, wohl aber kaum, daß er sich 
damit sein politisches Grab schaufeln 
würde. Der Sturm der Entrüstung in der 
Partei warbeträchtlich,eshagelteRück­
tritts- undAbwahlforderungenausürts­
vereinen, Unterbezirken und von den 
Jusos. Um seiner Abwahl auf dem 
Bezirksparteitag zu entgehen, erklärte 
Börnsen gleich zu Beginn des Partei­
tages seinen Rücktritt als Bezirksvor­
sitzender. Damit verhinderte er gleich­
zeitig erfolgreich eine Diskussion über 
die Ungeheuerlichkeit der Anzeige und 
die unbequeme Frage, ob die Anzeigen­
aktion nicht vielleicht nur die Spitze 
eines Eisberges darstellte. Wer weiß 
denn, was die "Basis" der real existie­
renden Sozialdemokratie wirklich 
denkt? Eine Gänsehaut bekommt da­
bei, wer die eine oder andere Diskussi­
on zur Asylproblematik mit manchen 
sozialdemokratischen Kommunalpoli­
tikerlnnen verfolgt hat. 

Ansonsten lief der Bezirksparteitag 
unter den Thema "Parteireform". Da­
bei wurde den Delegierten die Gele­
genheit geboten, den neuen Bundesge­
schäftsführer zu besichtigen. Das Dis­
kussionsbedürfnis, über die politische 
Dimension, den Sinn und Zweck der 
Parteireform zu diskutieren, hielt sich 
wie erwartet in Grenzen. Anträge aus 
dem Juso-Bereich dazu wurden an eine 

größere Sympathie 
unter den Delegierten. Auf dem näch­
sten Bezirksparteitag soll diese Frage 
abschließend entschieden werden. 

Bei der Diskussion der weiteren 
Sachanträge zeigte sich sehr deutlich, 
daß die SPD in Niedersachsen in die 
Regierungsverantwortung eingebunden 
ist. Insbesondere auf Betreiben von 
Landtagsabgeordneten wurde es ver­
mieden, landespolitisch relevante Po­
sitionen zu beziehen oder Beschlüsse 
zu fassen. Im wesentlichen begnügte 
sich der Parteitag damit, zwar zum Teil 
kontrovers zu diskutieren, dann aber 
die Anträge ohne Beschlußfassung an 
diverse Gremien zu überweisen. 

Es ist noch viel politischer Druck not­
wendig, damit die Partei nicht zum 
bloßen Anhängsel der Landesregierung 
degeneriert sondern aktiv die Um­
setzung rot-grüner Reformpolitik ein­
fordert und vorantreibt. 

P.S. HeinerGrotheer ist als Vorsitzen­
derderSPD-Kreistagsfraktion im Land­
kreis Osterholz wiedergewählt worden. 

Volker Hie/scher 
wul Richard Eckermann, 
Juso-Bezirksvorstand 
Nord-Niedersachsen 

PROJEKT 
MODERNER 
SOZIALISMUS 
REGION MAINZ/MARBURG 

Der Arbeitszusammenhang des Pro­
jekts Moderner Sozialismus in der Re­
gion Mainz/Wiesbaden hat begonnen, 
in zwei thematisch aufeinander bezo­
genen Veranstaltungen über verschie­
dene Aspekte der Herausbildung der 
neuen Weltordnung zu diskutieren. 

Zunächst hatte Frank Wilhelmy seine 
in der spw (Ausgabe 4/91, S. 44 ff.) 
schriftlich formulierten Thesen über 
den Golfkrieg, die aus ihm resultieren­
den Diskussionen innerhalb der bun­
desdeutschen Friedensbewegungsowie 
eine - aus seiner Sicht - notwendige 
Rezeption der Zi vilisationstheorie von 
Norbert Elias vorgetragen. 

Übereinstimmend wurde in der an­
schließenden Diskussion festgestellt, 
daß die von Wilhelmy geäußerte Kritik 
am "pazifistischenFriedensrigorismus" 
zutreffend sei, der Friedensbewegung 
tatsächlich differenzierte politische 
Analysen und konzeptionell angelegte 
Politikprogramme bis heute fehlten. 
Strittig waren vor allem die von 
Wilhelmy angebotenen Lösungsvor­
schläge zur Behebung dieser Defizite: 
Sein Postulat, die Leerstelle "wissen­
schaftlich-holistischer" Politikprogram­
me durch eine moralische und ethische 
Fundierung zu ersetzen bzw. zu ergän­
zen, warf die Frage nach der allgemei­
nen Bedeutung von moralischen Maß­
stäben auf. Eine Konkretion abstrakt 
formulierter Moralvorstellungen (auf 
die sich von links bis rechts alle bezie­
hen könnten), so die Kritik, sei nur 
möglich auf der Grundlage realer 
Gesellschaftsanalyse. Diese werde aber 
von Wilhelmy nicht vorgenommen; 
folglich könne der moralische Stand­
punkt von ihm letztlich inhaltlich nicht 
begründet werden. 
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Fraglich sei zudem, ob die von ihm 
vorgeschlagene Rezeption des zivili­
sationstheoretischenAnsatzes von Elias 
helfe, die konstatierten Theoriedefizite 
zu füllen. Von mehreren Diskussions­
teilnehmern wurde angemerkt, daß eine 
sich auf die internationalen Vergesell­
schaftungsprozesse beziehende "mo­
derne" Kapitalismusanalyse, die öko­
nomische Basisprozesse stärker in 
Rechnung stelle, hierzu wohl doch eher 
in der Lage sei. Gerade angesichts der 
aktuellen Entwicklungen, dem offen­
kundigen Scheitern des "neuen Den­
kens" sowie der politischen Konzept­
ioneiner"Koalition der Vernunft", sprä­
che vieles dafür, daß Elemente des klas­
sischen Imperialismus' mit dem Ende 
des "Kalten Krieges" wieder stärker an 
Bedeutung gewännen, der Golfkrieg 
daher bereits als erster klassisch impe­
rialistischer Rohstoff-Krieg nach dem 
Ende der Systemkonkurrenz interpre­
tiert werden müßte. 

Der Fragestellung nach der aktuellen 
BedeutungderErk:enntnisseklassischer 
Imperialismustheorien (Hilferding, 
Lenin, Luxemburg) versuchte Dietrich 
Heither anhand einer vom Marburger 
Politikwissenschaftler Frank Deppe 
kürzlich publizierten Studie nachzuge­
hen (vgl. Frank Deppe, Jenseits der 
Systemkonkurrenz. Überlegungen zur 
neuen Weltordnung, Marburg 1991, 
Kapitel 3 "Lenin Revisited. zur aktuel­
len Bedeutung der Imperialismus­
theorien, S. 93 ff. ). Deppe stellt in 
diesem Abschnitt zunächst die Haupt­
argumente der klassischen Imperialis­
mustheorien zusammen, mit denen die 
Notwendigkeit von imperialistischen 
(Welt)Kriegen begründet wurde, und 
überprüft dann deren Gültigkeit mit 
Blick auf die heutigen Vergesell­
schaftungsprozesse im Kapitalismus. 
Im Mittelpunkt der Diskussion standen 
die vier referierten Einwände Deppes 
gegen eine brucWose Übertragung klas­
sischer imperialismustheoretischer 
Ansätze. 

Herausgearbeitet wurde, daß der be­
reits in den 20er Jahren sich heraus­
bildende Fordismus (den Antonio 

Gramsci als "Kapitalismus des neuen 
Typs" ausmachte) mit dem imperialis­
mustheoretischen Akkumulationsbe­
griff in der Tat nicht angemessen zu 
erfassen sei. Allen imperialismustheo­
retischen Ansätzen - am prägnantesten 
bei Rosa Luxemburg - lag die Annah­
me zugrunde, daß der Expansionsdrang 
nach außen durch die Schranken der 
Entwicklungsfähigkeit der Binnen­
märkte hervorgerufen wird; eine Aus­
nahme bildete lediglich der liberale 
Theoretiker Hobson (auf dessen 
Forschungsergebnisse übrigens Lenin 
wesentlich zurückgriff), der mit seinen 
Forderungen nach einer Nachfrage­
belebung und nach einer Sozialreform 
bereits Momente des fordistischen 
Akkumulationsregimes votwegnahm. 
Diskutiert wurde in diesem Zusam­
menhang auch darüber, ob der sozial­
demokratische Reformismus im sich 
herausbildenden Fordismus seine ma­
terielle Voraussetzung habe, solche 
Analysen mithin Konzeptionen von 
einer "bestochenen Arbeiteraristo­
kratie" (Lenin) an Erklärungskraftüber­
legen seien. 

Auch das von Deppe in seiner~\~ 
angeführteArgumen~daßdies;c:jl,!I., 
1945 herausgebildeten intemati,;milten 
Regime und Vereinbarungen z~· ~ 
relativen Stabilität geführt hätten, und 
somit qualitativ etwas anderes darstell­
ten als lediglich "Atempausen zwischen 
den Kriegen" war unstrittig. 

Diskussionsbedarf wurde gegenüber 
der These angemeldet, der intraindu­
strielle Austausch sei zu Lasten der 
substitutiven Handelsbeziehungen im­
mer wichtiger geworden und konzen­
triere sich auf die kapitalistischen 
Industriestaaten. Sicherlich, so wurde 
angemerkt, sei ein relativer Bedeutungs­
verlust der Achse Metropolen/Periphe­
rie zugunsten des innerkapitalistischen 
Handels bei den Handelsbeziehungen 
zu konstatieren; dieser relative Verlust 
sage aber nichts aus über die nachwie­
vor notwendige Aufrechterhaltung 
imperialistischer Ausbeutungsverhält­
nisse. Zur genaueren Klärung dieser 
Fragen wurde angeregt, sich näher mit 
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den Ergebnissen der Dependenz-Theo­
rie (vgl. hierzu die Arbeiten von Samir 
Amin, Johan Galtung und Dieter 
Senghaas) und dem ihr zugrunde­
liegenden Imperialismusbegriff zu be­
schäftigen. 
Abschließend wurdedartiberdiskutiert, 
ob angesichts der von Deppe formu­
lierten grundsätzlichen Kritikpunkte an 
einer (bruchlosen) Übertragung von 
Erkenntnissen der Imperialismus­
analyse auf die heutige Zeit vom 
"Imperialismus" überhaupt noch die 
Rede sein könne. Wenngleich auch 
heutenochAusbeutungsverhältnisseim 
internationalen Maßstab existierten und 
Konkurrenzen zwischen den kapitali­
stischen Staaten auszumachen seien. 
Notwendig sei daher für die weitere 
Arbeit des regionalen ProMS-Zusam­
menhangs, zukünftige Konflikt­
potentiale in den internationalen Bezie­
hungen auszuloten und das Verhältnis 
von veränderten Weltmarktstrukturen, 
supranationalen Regulierungs- und 
nationalstaatlichen Handlungsmöglich­
keiten genauer zu analysieren. Eine 
besondere Berücksichtigung müsse 
dabei die Frage finden, inwieweit 
nationalstaatlich-keynesianistisch ori­
entierte Wirtschafts- und Finanz­
politiken angesichts der Internationa­
lisierungsprozesse des Kapitals heute 
überhaupt noch denkbar sind (vgl. hier­
zu die Diskussionen um das Scheitern 
der Linksregierung in Frankreich zu 
Beginn der 80er Jahre). 
In den nächsten Monaten soll sich je­
doch mit einem aktuellen Problem in-
ternationaler Beziehungen befaßt wer­
den, das auf die nachwievor vorhande­
ne hohe politische Bedeutung der Ach­
se Metropolen/Peripherie verweist: den 
zu erwartenden Wanderungsbewegun­
gen sowie der durch sie bereits in Gang 
gesetzten Diskussion um eine mögli­
che Modifikation des Asylrechts. 
P.S. Im Dezember findet u.a. eine wei­
tere Veranstaltung des ProMS Mainz/ 
Wiesbaden statt: "Von der Schwierig­
keit, nicht rassistisch zu sein", mit Nora 
Räthzel, am 13.12. ab 20.00 Uhr im 
Neustadt-Zentrum,Goethestr. 7,Mainz 

,::.-'~ 
)(::,,i. Dietrich Heither, Marburg 
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BERLIN: 
EIN GESPENST 
GEHT UM ... 
ODER WER IST DIE OSP? 

Ein Gespenst geht um in der SPD­
Berlin. Seit dem Herbst 1990 tauchen -
scheinbar aus dem Nichts - Presseer­
klärungen auf, machen Gerüchte über 
eine "PDS-Sekte" und das geheimnis­
volle Kürzel "dsp" die Runde. Es wird 
über konspirative Zusammenkünfte 
eines Kaffeekränzchens aus Berlin­
Charlottenburg gemunkelt... 

Im August 1991 meldetedannder"Vor­
wärts/SM" in seinen Notizen, daß sich 
die "Demokratisch-Sozialistische Platt­
form in der SPD-Berlin" (dsp)miteiner 
Grundsatzerklärung an die Partei­
öffentlichkeit wendet. Es wurde Zeit, 
daßdiePiattfonnihreAnsichten,Zwek­
ke und Tendenzen darlegt. 

Entstanden ist diedsp aus der Unzufrie­
denheit gegen das von maßgeblichen 
Teilen der Berliner Senats- und Partei­
führung willentlich herbeigeführte 
Scheitern der rot-grünen Politik und 
Koalition in Berlin. In der Plattform 
fanden sich Genossinnen und Genos­
sen zusammen, die eine Preisgabe aller 
programmatischen Ziele und Einsich­
ten der SPD in einer- sich schon damals 
abzeichnenden -Koalition mit der CDU 
in Berlin ebensowenig widerspruchs­
los hinnehmen wollten, wie den patrio­
tisch inspirierten Rechtsopportunismus 
der sozialdemokratischen Partei gegen­
über der Kohlschen Anschlußpolitik. 
So wandte sich diedsp seit ihrer Grün­
dung vor allem gegen die Einbindung 
der SPD in das Krisenmanagement der 
Bundesregierung im Bund und in Ber­
lin. Die inhaltliche Grundlage der Platt­
form ist die Forderung nach einer kon­
sequenten Umsetzung des Grundsatz­
programms der SPD, das der Bundes­
parteitag 1989 in Berlin beschloß (Ber­
liner Programm). Die dsp will für eine 
SPD arbeiten, die sich ihrem Programm 

entsprechend als linke Volkspartei des 
Demokratischen Sozialismus profiliert 
- auch im Gegensatz zu tagespolitischen 
Opportunitäten. Denn: Der "Mut", den 
uns die "praktischen Politiker" gele­
gentlich empfehlen, ist "offenbar nur 
der Mut, opportunistische Experimen­
te mit der Preisgabe der sozial­
demokratischen Prinzipien zu machen. 
Wenn es sich aber um eine kühne An­
wendung unserer Programmforderun­
gen handelt, so zeigen dieselben 'prak­
tischen Politiker' nicht die geringste 
Lust, durch Mut zu imponieren, und 
suchen vielmehr nach Vorwänden, um 
den betreffenden Programmpunkt 'vor­
läufig' und unter 'großem Schmerz' im 
Stiche zu lassen." 

Dieses Zitat von Rosa Luxemburg aus 
der "Leipziger Volkszeitung" vom 
4.4.1902 ist der Grundsatzerklärung der 
dsp vorangestellt und faßt ihr Anliegen 
vorweg zusammen. 

Inhaltlich bezieht sich die Grundsatz­
erklärung vor allem auf das Berliner 
Programm; formal ist sie aber auch eine 
bewußte Reminiszenz an die 
Programmgeschichte der SPD: Sie 
knüpft in ihrem ersten Teil am Erfurter 
und Heidelberger Programm ( von 189 I 
bzw. l 925)an. Im zweiten Teil wird die 
Betrachtung der Parteigeschichte aus 
dem Berliner Programm aufgegriffen, 
die einerseits sozialdemokratische 
Selbstkritik übt, andererseits sozial­
demokratische Identität aus ihren gei­
stigen Wurzeln und historischen Erfah­
rungen herleitet. Der dritte Teil verbin­
det grundsätzliche Anliegen des Berli­
ner Programms mit der Forderung nach 
ihrer jeweiligen praktischen Um­
setzung. Der vierte Teil der Grundsatz­
erklärung schließlich bestimmt(formal 
an eine historische Programmschrift 
angelehnt) die Stellung der Plattform 
zur Partei. Im letzten Absatz heißt es: 
"Unsere Plattform ist also keine beson­
dere Strömung gegenüber den anderen 
Strömungen der sozialdemokratischen 
Linken. Sie hat keine von den wohl­
verstandenen Interessen der gesamten 
Partei getrennten Interessen. Sie stellt 
keine besonderen oder sektiererischen 

Prinzipien auf, wonach sie die Parte'i 
modeln will. Die Plattform will nur ein 
~ntschiedener, immer weiter treiben­
der Teil der Parteilinken sein, der die 
Politik der SPD an ihren eigenen Prin­
zipien mißt und die konsequente Um­
setzung dieser Prinzipien fordert." 

In diesem Sinne wandten sich die 
Presseerklärungen der dsp gegen die 
Große Koalition, gegen die Abwick­
lungspolitik im Osten Berlins und ge­
gen Sparmaßnahmen des Berliner Se­
nats, die im Kita-Bereich die materielle 
Basis sozialdemokratischer Frauen­
politik untergraben, im Bereich des öf­
fentlichen Personennahverkehrs einer 
ökologischen Stadtpolitik entgegen­
stehen und mit Privatisierungsbestre­
bungen u. a. im Bereich der kommu­
nalen Energieversorgung Gefahr lau­
fen, unreflektiert dem Thatcherismus 
nachzueifern. In diesem Sinne wurde 
in der dsp mit Mitgliedern des Berliner 
Abgeordnetenhauses und des Bundes­
tages über die Mietenpolitikdes Senats 
unddieErgebnissedesBremerBundes­
parteitages diskutiert. Der Diskussion­
skreis war zuletzt relativ klein - kleiner 
als zu der Zeit, da die Gefahr einernoch 
bevorstehenden Großen Koalition zu 
aktiver Opposition trieb und kleiner als 
das innerparteiliche Oppositions­
potential- aber die Diskussionen waren 
qualifiziert und fruchtbar. Das ist nicht 
unwichtig in einer Zeit, da in der Berli­
ner SPD (nur in der Berliner SPD?) 
eine qualifizierte Diskussion über poli­
tische Inhalte nicht mehr stattfindet. 
Während sich die Parteigremien über 
Anekdoten aus dem Senat und über die 
pragmatische Verteilung quasi 
naturwüchsig über sie hereinbrechen­
der Spannaßnahmen auf die verschie­
denen Verwaltungsressorts austauschen 
(freilich erst nachdem die Grundsatz­
entscheidungen im Senat bereits ver­
einbart worden sind), bleiben die Fra­
gen liegen, die das - schwindende -
Selbstverständnis der Sozialdemokratie 
betreffen und die Sozialdemokratie vom 
Sozialliberalismus oder der CDA­
Sozialethik unterscheiden. Aber muß 
nicht dariiber nachgedacht werde, was 
sozialdemokratische Politik unter den 
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gegebenen Bedingungen leisten kann 
und muß? Muß nicht über die dramati­
schen Veränderungen und Probleme in 
Deutschland und in der Welt sowie 
über ihre Konsequenzen politisch dis­
kutiertwerden? Welche Antworten bie­
tet sozialdemokratische oder linke Po­
litik auf die Frage nach den notwendi­
gen Umvert.eilungenökonomischerund 
finanzieller Ressourcen in Deutschland, 
in Europa und im globalen Maßstab 
an? Welche konzeptione11en Ansätze 
gibt es zur Bewältigung von Massen­
arbeitslosigkeit ( v. a. im Osten), Mieten­
explosion, Haushaltsdefiziten, Sozial­
abbau, Migrationsbewegungen und 
Gewalteskalation? Wie soll Deutsch­
land mit seiner gewachsenen interna­
tionalen Verantwortung umgehen? 
Welche analytischen Instrumente ha­
ben wir noch? Mit welchen Fragen 
gehen wir an unsere politische Lebens­
wirklichkeit heran? 

Diesen Themen stellt sich die dsp und 
versucht sie in die Partei einzubringen. 
In der gegebenen Atmosphäre - die 
Harry Ristock ("altlinker" Senator a. 
D.) mit den Worten beschrieb: "Mehl­
tau legt sich über die Stadt" - tut sie das 
weitgehend konkurrenzlos, da auch die 
etablierte Parteilinke (was ist das noch 
- außer einer personalpolitischen "Seil­
schaft''?) sich nur zwischen pragmati­
scher Sachzwangerklärung und akade­
mischer Diskussion hochabstrakter 
Binsenweisheiten pendelnd in der Kri­
se einrichtet. Mit den genannten The­
men arbeitet die Plattform, die bislang 
tatsächlich kaum über zwei Kreis­
verbände hinaus - und auch da noch in 
keiner Weise ihrem Potential enL,;,;pre­
chend - verankert ist, an ihrer 
Verbreiterung. 

Neben der innerparteilichen Diskussi­
on führt die dsp aber auch den politi­
schen Dialog und Streit in der Linken. 
Den Dialog, den das Berliner Programm 
zu seiner Verwirklichung fordert, will 
die Plattform auch außerhalb der SPD 
mit allen Kräften führen, die glaubwür­
dig für Demokratie und sozialen Fort­
schritt eintreten. Gerade vor dem Hin­
tergrund der Großen Koalition in Ber-
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lin einerseits und der allgemeinen Rat­
losigkeit in der Linken andererseits ist 
die Arbeit der dsp auch ein Signal nach 
außen, daß die Heimat des Demokrati­
schen Sozialismus in der SPD über den 
tagespolitischen Pragmatismus der 
allenneisten ihrer Würdenträger noch 
nicht völlig verloren ist. 

DieDemokratisch-SozialistischePlatt­
form in der SPD-Berlin versteht sich 
als ein Forum linker Genossinnen und 
Genossen, das Möglichkeiten zu schaf­
fen versucht, der Resignation und 
Vereinzelung in der Parteilinken ent­
gegenzuwirken, und das Partei­
programm beim Wort nehmen und mit 
Leben füllen will. Die Plattform schafft 
vor allem Raum zur Diskussion von 
Fragen, die im Polit-Alltag liegenblei­
ben; sie soll gemeinsames Nachdenken 
organisieren -ohne Dogmen und Denk­
blockaden, ohne Anspruch auf Patent­
rezepte, aber mit Bezug auf die politi­
sche Praxis der SPD und der Linken in 
Deutschland. Eine große Aufgabe für. 
eine (noch) kleine Plattform. Die dsp 
wird sich überheben, wenn Linkssein 
in der SPD sich nur in resignativen 
"Befindlichkeiten" frustrierter Indivi­
duen äußert. Wenn es aber gelingt, die 
"Befindlichkeit" zur bewußten Frage 
nach den realen Bedingungen der herr­
schenden Lebensverhältnisse zu 
transfonnieren, und wenn die bewußte 
Frage sich mit dem Willen verbindet, 
gemeinsam mit anderen etwas für eine 
konstruktive Antwort zu tun, dann ist 
die Plattform eine Möglichkeit, indivi­
duelle "Befindlichkeiten" zur politi­
schen Kraft zu bündeln. Eine solche 
Kraft kann auch die innerparteilichen 
Diskussionen in Bewegung bringen -
nicht nur in Berlin. 

Carl Chung, Berlin 

Ein schreckli.cher Irrtum 
Peter von Oertzen und der Kommunismus/ Von Eckhard Fuhr 

FRANKFURT, 27. August Westdeut­
~hen Linken, sonst um wortreiche Kom­
mentare zur Weltgeschichte selten verle­
gen, ist rum Ende der Kommunistischen 
Partei in der Sowjetunion bisher wenig 
eingefallen. Die SED-Nachfolgerin PDS 
stellte zwar betrübt fest, jetzt sei eine wei­
tere Hoffnung verlorengegangen: die auf 
einen „demokratischen Sozialismus·· im 
Mutterland der Weltrevolution. Sie arti­
kulierte damit vielleicht auch, was man­
cher aufrechte „demokratische Sozialist" 
außerhalb ihrer Reihen im Stilleit empfin­
det, wenn er einmal über das Dogma hin­
ausdenkt, daß der demokratische mit dem 
realen Sozialismus nichts zu tun habe und 
·deshalb die Vorgänge in der Sowjetunion 
das sozialistische Ideal nicht berührten. 
Aber ~ben wegen dieser dogmatischen 
Sprachregelung weiß man nicht sicher, 
was demokratische Sozialisten wirklich 
denken. 

Man muß dem wackeren SPD-Linken 
Peter von Oertzen deshalb dankbar sein, 
daß er sich zu Wort gemeldet hat, in ei­
nem Gespräch mit dem parteinahen „Po­
litisch-parlamentarischen Pressedienst''. 
Oertzen glaubt nicht an eine Reformierb­
arkeit der KPdSU. Lenins Kommunis­
mus sei tot. Zu diesem Ergebnis wird je­
der kommen. der mit offenen Augen und 
wachem Verstand durch die Welt geht. 
Interessant ist aber Oenzens Begründung: 
..Der Kommunismus sowjetischen Stils, 
das heißt der Kommunismus, der sich un­
mittelbar oder auf Umwegen yon Lenin 
herleitet, War meiner Überzeugung nach 
von Anfang an immer ein schrecklicher 
lrrtum." Irren ist menschlich und sich im 
sprachlichen Ausdruck zu vergreifen 
auch. Wie sonst kann jemand Millionen 
Tote, den systematischen Klassenmord, 
das Terrorsystem der Lager einen 
„schrecklichen Irrtum·· nennen? Nur eine 
geschmacklose sprachliche Entgleisung, 
möchte man denken und liest weiter: ,,Er 
(der Leninsche Kommunismus) war eine 
Entwicklungsstrategie für unterentwickel-

te Länder und hat sich als Vorbild für die 
Arbeiterbewegung der Welt verstanden. 
Das hat schon Rosa Luxemburg im Jahr 
1904 kritisiert und noch einmal sehr 
scharf im Jahre 1918. Dieses Modell ist 
erledigt, ein für allemal. Der Marxismus 
aber und ein kritischer linker, nennen wir 
es ruhig revolutionärer Sozialimus, vor 
allem in den Ländern der Dritten Welt, 
ist meiner Meinung nach nicht erledigt ... 

Wie soll man das verstehen? Daß das 
Leninsche ,,Modell" - das Grim.msche 
WörtCrbuch übersetzt das mit „Muster­
form" - nicht überall passe, ist eine mar­
xistische Binsenweisheit. Aber immerhin 
glaubt Oertzen offenbar. daß es ein nicht 
gänzlich falsches Modell gewesen sei. son­
dern eine .,Entwicklungsstrategie für un­
terentwickelte Länder''. Dazu gehörte 
Rußland 1917 ohne Zweifel, und dazu ge­
hört die Sowjetunion heute immer noch. 
Also hat Ocrtzen nur vergessen zu sagen, 
daß der Leninismus die „falsche" Ent­
wicklungsstrategie für unterentwickelte 
Länder gewesen ist? Er hat es nicht ver­
gessen, glaubt er doch, daß ein revolutio­
närer Sozialismus - was war der Leninis4 

mus anderes? - in der Dritten Welt eine 
Zukunft habe. Woher er diesen Glaubiil 
nimmt. bleibt rätselhaft. Und ebenso ril­
sclhaft bleibt, wie der Leninismus ein von 
Anfang an schrecklicher Irrtum und 
gleichzeitig eine Entwicklungsstrategie 
gewesen sein kann. 

Man soll über Oertzcns logische Pur­
relbäume nicht lachen. Er spricht stellver­
tretend für viele als tragikomische Figur. 
Er wird dazu wegen eines linken Denk­
verbotes: Die sozialistische Idee, das Ideal 
darf nicht schuldig sein. Solange dieses 
Tabu aufgerichtet bleibt, wird die Linke 
nicht begreifen. daß das sozialistische 
Ideal, die Idee der Gleichheit und soziaJat 
Homogenität, die Idee einer das Glück al­
ler garantierenden Ordnung am Anfang 
eines Zivilisationsbruchs steht, der an 
Dramatik und Grausamkeit Auschwitz in 
nichis nachsteht. 

Nachdem 
Triumph 
über den 
"realen 
Sozialismus" 
kommen 
nun auch 
dessen 
schärfste 
sozialistische 
Kritiker 
an 
die Reihe 

Aus der 
Franfurter 
Allgemeinen 
Zeitung 
vom 28.8.91 

••• 

Soziale 
Identitäten 

und 
Parteireform 

Uwe Kremer im Gespräch mit 
Peter von Oertzen über Milieus 
und Klassen, über 'Werktätige" 
und ihre Interessen, über Partei­
reform und sozialistische Nach­
wuchsarbeit 

Handelt es sich dabei vorwiegend um 
einen Vorgang mit hausgemachten Ur­
sachen oder siehst Du darin mehr eine 
historischeZösurodergareinMenetekel 
Für die Enlwicklung der Sozialdemokra­
tie überhaupt? 

spw: Interessieren würde uns 
zunächst, wie Du die eklatante 
Wahlniederlage der sozialisti­
schen Partei in Schweden ein-

schätzt, einen Vorgang, der ja auch und 
gerade den 11 real existierenden S0zia­
lismus11 der Sozialdemokratie in Form 
des sog. schwedischen Modells betrifft. 

von Oertzen: Nach meinem Dafür­
halten muß man bei einer derartigen 
Einschätzung drei verschiedene Ebe­
nen berücksichtigen. Der ersle Aspekt 
betrifft den strukturellen Mangel, der 
grundsätzlich in der Natur einer sozial­
demokrafischen Politik liegt, die unler 
den Bedingungen einer international 
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fortdauernden kapitalistischen Konkur­
renzwirtschaft einen deurlich höheren 
Grad an Gleichheit und Gerechtigkeit 
erzielen will. Die Herausnehme der Ware 
Arbeitskraft aus diesem Konkurrenz­
verhältnis - und darum ging es ja im 
wesenrlichen -stellt einen Verstoß gegen 
dessen Normalregeln dar, der insoweit 
den dauernden Widerstand der system­
tragenden Klassen und Schichten her­
vorrufen muß. 

Hinzu kommt die internationale Dimen­
sion der kapitalistischen Konkurrenz, 
die diesen Umgang mit der Arbeitskraft 
in einen Standortnachteil zu verwan­
deln droht und auch von daher die 
Wirksamkeit nationaler Reformpolitik 
einschränkt. Heute - nach dem Zusam­
menbruch des 11 real existierenden St> 
zialismus 11 und bei anhaltender struktu­
reller und konjunktureller Krise . kann 
man nun davon sprechen, daß sich der 
Konkurrenzkampf zwischen den kapita­
listischen Volkswirtschaften verschärft 
hat, so daß die Standortfrage noch 
stärker ins Gewicht fällt. Und ich denke, 
daß dies auch anhand der ökonomi­
schen Bewegungen des schwedischen 
Kapitals und der entsprechenden Reak­
tionen der schwedischen Wirtschafts­
politik nachvollziehbar gemacht wer­
den kann. 

Die beiden zuvor genannten Aspekte 
sind jedoch objektiver Natur. Drittens 
muß man nun hinzufügen, daß die schwe­
dische SAP darauf wohl keineswegs 
optimal - auch nicht unter kapitalisti­
schen Umständen - reog iert hat. Es rächt 
sich heute, daß sie den Kampf zwischen 
Kapitalverwertungsinteressen und den 
sozialen Interessen der breiten Massen 
in paternalistisch-obrigkeitsstaarlicher 

i Weise ausgeglichen hat - mit zwei pro-
blematischen Konsequenzen, die sich in 

1.1 de tli m Maße einstellten, wie die sozialen 
~ Grundfunktionen in zweifellos vorbildli-
1:i: eher Weise gesichert werden konnten. 
~ Auf der einen Seite ist einer wachsen-
~ den Zahl von Besserverdienenden der 
! Vorteil des umverteilenden Sozialstaates 
E gegenüber der selbstbestimmten Ver-
i_ wendung des eigenen Privateinkommens 

, ~- n_icht mehr in früherer Weise vermittelbar, 
:.· .~. w:ährend auf der anderen Seite der 
:.;: ~- Widerwille gegen den angesproche-
fü;ii,ii. nen Paternalismus allgemein zugenom­
.,,,..,--men hat. 

außen und dem sozialen Druck von 
innen ging die SAP nun daran, Steuern 
zu senken und soziale Leistungen zu 
kürzen. Dies reichte zwar nicht aus, um 
die abwandernden Mittelschichten 
zurückzugewinnen, führte aber auf der 
anderen Seite - nicht zuletzt aufgrund 
der autoritären und gesellschaftlich 
unvermittelten Art, wie diese Kehrtwende 
vollzogen wurde-dazu, auch diejenigen 
zu verprellen, denen durchaus an der 
Aufrechterhaltung des "schwedischen 
Modells' gelegen war. Der SAP fehlte es 
gegenüberdiesemverteilungspolitischen 
Kurs an einer Konzeption, die die konse­
quente Demokratisierung der sozial­
stoarlichen Institutionen hätte zum Inhalt 
haben müssen, um auch unter schwieri­
gen Rahmenbedingungen eine soziale 
Basis für weitere sozialdemokratische 
Reformpolitik schaffen zu kännen. 

spw: Meines Erachtens hängt 
der Niedergang des ''schwedi­
schen Modells" auch mit gravie­
renden Veränderungen zusam-

men, die letztlich auf dem Zerfall tradi­
tioneller sozialdemokratischer Milieus 
beruhen. Das Parteiensystem der Ver­
gangenheit beruhte auf sog. Spaltungs­
linien (so die Parteienforscher Seymour 
lipset und Stein Rokkon): In Deutschland 
waren für das Wohlverhalten erstens 
der soziale Status verbunden mit der 
Haltung zu den Gewerkschaften und 
zweitens die Religiosität bzw. das Ver­
hältnis zur Kirche entscheidend ... 

von Oertun: ... und in Schweden als 
rein protestantischem land sogar nur 
der erste Faktor ... 

spw: ... was die sozial­
demokratische Hegemonie in 
diesem land eindeutig begün­
stigt hat. Doch offenkundig zer-

fallen mit den Milieus auch diese Linien, 
an denen entlang sich politische 
Hegemonien konstituiert haben. Eine 
sozialdemokratische Hegemonie a la 
Schweden wäre damit für die Zukunft 
auch strukturell ausgeschlossen ... 

von Oertzen: Ich möchte dies beja­
hen, allerdings hinzufügen, daß sich 
nichtolleinedieolten sozioldemokratisch­
Qewerkschaftlichen Milieus auflösen, 

bürgerlichen Milieus. Die Zwischener­
gebnisse eines von mir mitbetreuten 
Forschungsprojektes bestätigen, daß die 
Frage des sozial-ökonomischen Status 
zwar eine wichtige Rolle bei der Selbs~ 
zuordnung im gesellschaftlichen und 
politischen Leben spielt, dies ober durch 
eine generationsspezifische Trennungs­
linie überlagert wird, die im Feld der 4(). 
Jährigen verläuft. 

Die genannten traditionellen Milieus fin­
den sich vor allem in der älteren Gene­
ration, während unter den jüngeren z.B. 
das in der berühmten Sinus-Studie als 
"hedonistisch" bezeichnete Milieu eine 
starke Rolle spielt, in dem traditionell 
festgefügte Lebenswege und -formen 
sowie gesellschaftliche und politische 
Bindungen einer sehr stark geprägten 
allseitigen Lockerheit gewichen sind. 
Und ich denke, daß diese neuen Milieus 
mit ihren hedonistischen Elementen auf 
dem Wege des Generationswechsels 
allmählich auch zur Mehrheit werden, 
indem sie auch die anderen Milieus 
beeinAussen: Der Strukturwondelwöchst 
gewissermaßen von unten in die Gesell­
schaft hinein. 

''Kapitalismus 
ohne Klassen"? 

Die SPD ist nun zu etwa gleichen Teilen 
in beiden Sektoren verankert, wobei 
sich insbesondere die Solidaritätsvor­
stellungen erheblich unterscheiden. 
Während Für die Älteren noch der "stum­
me Zwang" des sozialen Milieus {Franz 
Steinkühler) dazu beitrug, daß 
"Solidarität" auch und gerade durch 
Organisation hergestellt und verwaltet 
werden konnte, beruht 11Solidarität11 bei 
den Jüngeren vor allem auf einer indivi­
duellen Zuordnung, auf Einsicht und 
freiwilliger Entscheidung. Die Autorität 
der Organisation ist nicht mehr quasi 
naturwüchsig gegeben, sondern muß 
immer wieder neu erworben werden. 
Wobei · ober eben auf dieser Basis · 
prinzipiell durchaus die Bereitschaft da 
ist, persönliche gegenüber kollektiven 
Interessen zurücktreten zu lassen. Der 
Begriff der 11 lndividualisierung 11 be­
schreibt diesen Vorgang nur in ganz 
unzureichendem Maße. 

1" 

spw: Es stellt sich sogar mehr 
noch die Frage, ob diese 
"Individualisierung" als persön­
liche Flexibilisierung nicht im 

men als ein Produkt von konkreten Le­
bens- und Verhaltensweisen und damit 
verwobenen Wertorientierungen begrif­
fen und die Entstehung der Arbeiter­
bewegung - im Sinne der englischen 
Sozialhistoriker wie Thompson und 
Williams - auch als Lernprozeß verstan­
den werden muß. Die Geschichte der 
bis in die 60er Jahre hinein in verschie­
dene Strömungen aufgeteilten Ruhr­
bergarbeiterschoft zeigt überdeurlich, 
welche Rolle die verschiedenen 
ethnischen, religiösen, kulturellen Mo­
mente fürdos Selbstverständnis und das 
wirkliche 11 Klassenbewußtseinn spielen. 

Gegenzug neue Bedürfnisse nach Ge­
meinschaftlichkeit und Sicherheit her-
vorbringen wird .. . 

von Oertzen: ... mit Sicherheit. Aber 
in neuer Art und Weise - freiwillig und 
miteinerdiskursiven Begründung. Wenn 
es im übrigen nicht gelingt, daß sich in 
diesem Sinne neue Formen des sozialen 
Zusammenhangs bilden, öffnet sich der 
Raum für andersartige Phänomene der 
Gruppenbildung und der gemeinschofl. 
liehen Identität-wie sie etwa in Konflik­
ten zwischen jugendlichen street-gangs 
und in besonders problematischer Wei­
se in der rechtsradikalen Szene zur 
Geltung kommen. 

Unser Forschungsprojekt läßt- im Unter­
schied zu Ulrich Becks 11 Kapitalismus 
ohne Klassen 11 -auf jeden Fall die Vermu­
tung zu, daß es nicht zu einer vollständi­
gen 

11
Entstrukturierung 11 bzw. Atomisie­

rung der Gesellschaft kommt, sondern 
sich im Rahmen sozialkultureller Milieus 
neue kollektive Identitäten bilden in 
denen der sozialökonomische St~tus 
sicherlich eine geringere Rolle spielt als 
in der Vergangenheit und die Bindung 
an bestimmte Organisationen dauer­
haft gelockert sein wird. Aber die Wert­
orientierungen und Lebensziele dürften 
eine vergleichsweise starke Konstanz 
aufweisen, was wiederum den sozialen 
Zusammenhalt der neuen Milieus be­
günstigen würde. 

spw: Dies stimmt auch mit den 
Ergebnissen der Sinus-Studie 
überein, die ja nicht· wie häu­
fig mißverstanden -einer 11 catch­
oll-porty" Begründungen liefert, 

sondern ausdrücklich sagt: 
Die- so Sinus - 11 ideologischen 11 Ausein­
andersetzungen, d.h. die Kontroversen 
um Wertorientierungen und Deutungs­
muster werden in Zukunft eher eine grö­
ßere als eine geringere Rolle spielen. 

'Werktätige" Identitäten 

von Oertzen: Im übrigen sei darauf 
hingewiesen, daß auch die traditionelle 
Arbeiterklasse als historisches Phäno-

spw: Welche Bedeutung mißt 
Du denn umgekehrt dem sozia~ 
ökonomischen Status - Lohn­
abhängigkeit bzw. Arbeitneh-

mereigenschaft - bei, wenn es um die 
Bildung der neuen Milieus und die Iden­
tität der daran Beteiligten geht? 

von Oertzen: Der Status wird eine 
große Bedeutung behalten - ober nicht 
so sehr in dem Sinne, daß er prekär 
wäre: Zwar wird es Sektoren mit 
unqualifizierten und schlecht gesicher· 
ten Tätigkeiten geben, in denen vor 
allem Immigranten arbeiten. Aber auf 
der anderen Seite gibt es vor ollem in 
bedeutsamen Zweigen des Diensrlei­
stungssektors- von den Banken über die 
Dotenverarbeitung bis hin zu qualifizier­
ten Reise- und Freizeitdiensten - eine 
wachsenden Anzahl von Menschen 
deren kollektive Risiken wie etw~ 
Massenerwerbslosigkeitehergering und 
deren beruAicheMöglichkeitenehergroß 
sind. Die Mehrzahl dieser neuen sozia­
len Kerngruppen, dieser - ich nenne sie 
jetzt einmal so - 11 Werktätigen 11 enfwik­
keltihre Identität nun viel stärker über die 
inhaltlichen und gestalterischen Ansprü­
chen an die eigene Tätigkeit. Und dies 
verändert wiederum die Ansprüche an 
die Gesellschaft und die Politik. 

spw: Ich muß sagen, daß mir 
der von Dir verwandte Begriff 
11
Werktätige 11 -auch wenn er in 

gewisser Hinsicht vorbelastet 
ist -besser gefällt, um diese neuen Aspekte 
von sozialem Status zu beschreiben als 
etwa die Kategorie 11Arbeitnehm~r 11

• 

Denn es geht bei den genannten Grup­
pen heute weniger um soziale Interes­
sen, die sich vor allem an der Frage der 

Paul Willis 

Jugend-Stile 
Zur Ästhetik der gemeinsamen Kultur 
Aus dem Englischen 
von Thomas Laugstien 
200 S., br., DM 24,-

•Die Institutionen der hohen Kultur 
haben mit dem Leben der meisten 
Jugendlichen nichts zu tun. In diesem 
Buch wird gezeigt, daß es im Alltags­
leben selbst eine pulsierende symboli­
sche Lebendigkeit und Ausdruckskraft 
gibt - auch wenn sie meist nicht 
sichtbar ist oder von oben herab be­
trachtet wird. Das Uben der Jugend­
lichen ist voll von Ausdrucksweisen, -·'; .. : 

Zei~h.en und Symbolen, d~rch die ·:;il'!S'i}i-, 
Individuen und Gruppen ihre ldentitit.,ha:c 
und ihre Bedeutung erarbeiten, ert0fr)ii~!i 
sehen und ausprobieren. Das iu die_ ,' {iit .: 
Sphäre der lebendigen, gewöhnlich~:t'l_:'.. 
Gemeinkuhur.~ · 
(Au~ dem Vorwort) 

Diese Studie, die iiberkommerie Auf­
fassungen dessen, was unter Kultur zu 
verstehen sei, in Frage stellt, basiert 
auf etiler breit angelegten Forschungs­
arbeit, die Yon Paul Willis und seinen 
Mitarbeitern (Simon Jones, Joyce 
Canaan und Geoff Hurd) in verschie­
denen englischen Städten zwischen 
1987 und 1988 durchgeführt wurde. 
Sie zeigt auf, wie sich die symbolische 
Kreativität von Jugendlichen in den 
kulturellen Medien, der Musik, der 
Mode und im Alltagsleben schlechthin 
äußert. Sie tritt dem weit verbreiteten 
Voruneil entgegen, die Jugendlichen 
seien kulturlose Wesen, die am liebsten 
in Fußballstadien Randale veran­
stalten. Diese selektive Wahrnehmung 
wird durch Willis' Forschungen auf 
eindrucksvolle Weise widerlegt. 

Das Buch wendet sich an Kultur- und 
Geselbchaftswissenschaftler, sowie an 
alle, die im Berei~h der Kulturpolitik 
und/ oder mit Jugendlicl1en arbeiten. 

Argument 
Rentzelstraße 1 2000 Hamburg 13 
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Verteilung zwischen löhnen und Profi­
ten festmachen, sondern mehr um ihre 
im weiteren Sinne produktiven Funktio­
nen, ihre Qualifikationen und Kompe­
tenzen. Wenn sie sich gegen den Ka­
pitalismus wenden, dann weniger we­
gen der ihm innewohnenden Ungleich­
heit und mehr wegen des Unbehagens 
bzw. Unwillens, die eigenen produkti­
ven Fähigkeiten im großen und ganzen 
nur in Regie des Kapitals ausüben zu 

können. 

von Oemen: Völlig richtig. Wobei 
man in diesem Zusammenhang sehen 
muß, daß die Zahl von sog. neuen 
Selbständigen - von Ingenieurbüros bis 
zur Heilgymnastik - ebenfalls erheblich 
zunimmt - von Leuten, die natürlich ihr 
Geld machen wollen, ober bei denen 
der Aspekt der Kapitalverwertung ei­
genrlich keine Rolle spielt und die - wie 
früher bei vielen Handwerkern - eher 
arbeits- als kapitalorientiert denken und 
handeln. Auch in dieser Hinsicht er­
scheint mir der Begriff des 11Werktäti­
gen11 gehaltvoller zu sein. 

spw: Wenn wir nun auf den 
Ausgangspunkt - nämlich die 
Entwicklung sozialkultureller 
Milieus, von entsprechenden 

Wertorientierungen und Organisations­
verhalten - zurückkommen, so muß die 
AuAockerung des Parteiensystems wohl 
als unumkehrbar angesehen werden. 
Ich denke, daß die zuvor diskutierten 
Tendenzen für die Sozialdemokratie nicht 
nur eine programmatische Herausfor­
derung darstellen, sondern daß es auch 
um die organisationspolitische Identität 
geht. Das sog. Modernisierungspapier 
aus den Reihen der nordrhein-westfäli­
schen SPD !besprochen in der spw 
l /91) behandelt ja tatsächlich beide 
Aspekte - und vor ollem die ldentttäts­

froge. 

Parteireform · Reformpartei 

Die Konsequenz dieses Papiers scheint 
in der Hinwendung zur eben erwähnten 
11 catch-all-party 11 und zu einem 
11amerikanisierten 11 Parteityp zu beste­
hen - einer Partei ohne eine aktive, 
selbsttätige Mitgliedschaft, die allenfalls 
noch im Rahmen von Wahlwerbekorn-

pagnen 11 mobilisiert11 wird und die die 
fragmentierte soziale Basis mit ihren 
unterschiedlichen Milieus in Form eines 
11 neuen Klientelismus 11 bedienen will. Im 
Gegensatz dazu wird bei den Jusos 
über eine Parteireform diskutiert, die an 
den eben thematisierten Kompetenzen 
der "Werktätigen 11 ansetzen soll und 
dazu z.B. eine Gleichberechtigung von 
fachlich-thematischer und territorialer 
Organisierung anstrebt. In welcher Rich­
tung sollte Deines Erachtens die Frage 
derorganisationspolitischen Verfassung 
unserer Partei diskutiert werden? 

von Oertzen: Einmal abgesehen da­
von, daß ich den Begriff der 11Amerika­
nisierung11 für zumindest mißverständlich 
halte, weil es auf der regionalen Ebene 
- natürlich im krassen Gegensatz zur 
amerikanischen Bundespolitik - in den 
USA durchaus viele Beispiele für eine 
lebendige Demokrotie und Bürger­
beteiligung gibt: Ich stimme zu, daß 
olles dafür getan werden muß, die Sozio~ 
demokratie gegenüber nicht-partei­
gebundenen Bürgerinnen und Bürgern 
zu öffnen - gegenüber Menschen, unter 
denen alles in allem ein höheres Maß an 
Lösungskompetenzen vorhanden ist als 
in der Parteimitgliedschaft selbst. 

Allerdings warne ich davor, einer alten 
Juso-Unsitte entsprechend mit Satzungs­
änderungen statt mit den Problemen 
selbst anzufangen. Wir müssen umge­
kehrt vorgehen und sagen: 11 Wir haben 
hier in der Stadt X:,/ ein ökologisches 
Problem und dafür brouchen wir Inge­
nieure, Wasserbauer usw und dafür 
wollen wir konkrete Formen der An- und 
Mitsprache entwickeln." Man muß über 
konkrete Projekte reden. Und wenn man 
dann dazu kommt, das Antrags- oder 
das Delegationsrecht verändern zu 
wollen, dann bin ich einverstanden -
ober nicht vorher! 

spw: Nun sind Jusos auch nur 
Sozialdemokraten. Insofern 
besteht natürlich die Gefahr 
der Sotzungshuberei. Aber ich 

denke, daß es bei der angesprochenen 
Kritik des Territorial- bzw. Ortsvereins­
prinzips im Kern nicht um Satzungs­
technik geht, sondern darum, die Vision 
eines Parteityps der Zukunft zu entwer­
fen. Und zwar einer Vision, die den 
zuvor diskutierten sozialen Veränderun­
gen angemessen und daher zwangsläu-

\·, 
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fig rodikol sein muß. Insofern drückt sich 
bei den Jusos aus, daß sie nur geringes 
Vertrauen in kleine Schritte hoben. Die­
se müssen natürlich gemacht werden -
aber es sollte dabei klar sein, daß es in 
der Perspektive um einen konsequenten 
Bruch mit dem überkommenen Parteityp 
geht. Hierbei besteht in meinen Augen 
ein enger Zusammenhang zwischen Pro­
grammatik und Organisationspolitik. 

Das Berliner Grundsatzprogramm for­
dert z.B. eine 11 Politik ausgewählter 
Wachstumsfelder 11 - eine Forderung, de­
ren Radikalität meistens gar nicht zur 
Kenntnis genommen worden ist. Eine 
derartige Politik muß natürlich in einem 
bisher nicht gekonnten Maße Kompe­
tenzen in entsprechenden Umbau­
projekten bzw. 11 ausgewählten Wachs­
tumsfeldern11 mobilisieren. Und diese 
Bündelung von Kompetenzen ist es, in 
der ich die wesentliche Funktion einer 
modernen linken Partei sehe- eine Funk­
tion, die ihr auch nicht durch andere 
Organisationen abgenommen werden 
kann. Aber dies müßte natürlich erheb­
liche organisationspolitische Konsequen­
zen haben ... Zugespitzt: Wer das Berli­
ner Grundsatzprogramm ernst nimmt, 
muß auch einen neuen Typus sozia~ 
demokratischer Partei anstreben 

von Oemen: Bündelung von Kompe­
tenzen in Projekten: Ich stimme dieser 
Aufgabenbestimmung ausdrücklich zu. 
Diese Formulierung bedeutet auch den 
Verzicht auf jeglichen Avantgarde­
anspruch der Partei, die sich stattdessen 
eher als organisierendes Diensrleistungs­
unternehmen begreifen sollte. Aber ich 
möchte nochmals betonen, daß mir die 
konkreten Veränderungsvorhaben auf 
allen Ebenen der Partei als vorrangig 
erscheinen. 

Z.B. fehlt uns die Kommunikation mit 
jüngeren Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern in den allermeisten 
relevanten Wissenschaftsz~eigen. 
Warum sollten wir nicht die Offnung 
zunächst einmal so betreiben, daß wir 
eine Art Betriebsgruppe Ingenieur­
wissenschaften an der Universität grün­
den, die wiederum mit der AfA !der 
Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmer­
fragen) verkoppelt werden könnte. 

Begrüßenswert ist etwa der Versuch, 
beim Parteivorstand eine stärkere Projekt­
orientierung zu gewährleisten - Projekt-

gruppen anhand mittelfristig absehba­
rer Problemstellungen zu installieren: 
ein Ansatz, der allerdings dann auch 
auf regionaler Ebene praktiziert werden 
müßte. Umgekehrt könnte in diesem 
Zusammenhang auch eine Politikkoordi­
nierung entwickelt werden, die sich an 
den Verantwortungsbereichen der Mini­
sterien orientiert und darüber vor allem 
die Fachpolitiken sozialdemokratischer 
Landesregierungen aufeinander ab­
stimmt. 

Z.B. wäre es notwendig, eine Aus- und 
Weiterbildung der SPD-Houptomrlichen 
zu entwickeln, die aus ihnen auch Ma­
nager der politischen Kommunikation 
macht und Voraussetzungen für Kam­
pognenfähigkeit schafft. Natürlich be­
trifft diese Frage auch die Bildungsar­
beit unter den ehrenamtlichen Funktions­
trägern. Denn die Fähigkeit zur politi­
schen Kommunikation berührt natürlich 
die gesamte zu erneuernde Partei. 

Sogibtes also eine Vielzahl von Ansatz­
punkten und Richtungen, in denen man 
denken kann und die in der Konsequenz 
natürlich - da stimme ich zu - auf eine 
durchaus radikale Veränderung der 
organisationspolitischen Verfassung der 
SPD hinauslaufen. 

Linkssein in der SPD 

spw: Ein wichtiges Moment der 
innerparteilichen Entwicklung 
besteht ohne Zweifel in den 
internen Strömungen. Nicht zu-

letzt mit Blick auf den ff Frankfurter Kreis 11 

der sog. Parteilinken möchte ich be­
haupten, daß es zwar noch 11 Kreise 11 

gibt, daß sie aber keine Diskurse, also 
politische Sinnzusammenhänge mehr 
organisieren, nicht mehr diskursbildend 
wirken. So stellt sich die Frage, welche 
Existenzberechtigung sie eigentlich noch 
in der und für die Partei haben. 

von Oertzen: Die Rolle des "Frankfur­
ter Kreises" ist vor allem darin zu sehen, 
daß er jenseits des politischen Alltags­
geschäfts die Möglichkeit bietet, über 
sozialdemokratische Politik zu reflek­
tieren und sich auch darüber zu streiten 
- wobei hier auch die "linken 11 Groß­
kopfeten häufig Rede und Antwort ste­
hen müssen. Dabei war es in den ver-

gangenenJohren sicherlich so, daß der 
größte Teil der programmatisch-politi­
schen Kontroversen in der SPD ZWi­
schen Angehörigen des 11 Frankfurter 
Kreises 11 ausgetragen worden· ist. Dabei 
ist dieser Kreis seinem Selbstverständnis 
nach auch weiterhin etwas gesellschafts­
kritischer und etwas bosisdemokrotischer 
gesinnt als der Durchschnitt der SPD. 

Wir müssen vor allen Dingen sehen, 
doßder 11 FrankfurterKreis 11 ein Wirkungs­
feld ouch für diejenigen darstellt, die 
man als sozialistische Linke ansehen 
mag. Obwohl natürlich an und für sich 
in der Partei eine Minderheit, gelang:es 
diesen Kräften doch, einen bestimmen­
den EinAuß auf das Berliner Grundsatz­
programm auszuüben, zumal wir in der 
Programmkommission in vielen Fragen 
bis zu 40% ihrer Mitglieder auf unserer 
Seite hatten. Alles dies war und ist nur 
denkbar im Rahmen des "Frankfurter 
Kreises11 und nicht als 11 soziolistische 
Linke pur". 

spw: Dies läßt sich sicherlich 
auch am Beispiel der Nürnber­
ger Parteitagsbeschlüsse von 
1986 belegen. Aber: Werfen 

diese Verweise - v.o. auf das Berl · · 
Grundsatzprogramm - nicht .a 
Frage nach der politischen U '' 
der programmatischen Er ·;• 

Natürlich gab und gibt es eiri' . _ _ 
schesMißverhältniszwischenGrundiäiz­
beschlüssen und sozialdemokrofisi:ifer 
Praxis. Aber mir erscheint doS' -M~­
hältnis zwischen den KommissiÖn$-.,,G~·d 

Parteitagserfolgen der sozialistischen Lin­
ken und ihrer realen Wirkung gegen­
wärtig als besonders eklatant. 

Ich möchte dies ausdrücklich auch auf 
die Frage beziehen, wer diese 
inhalrlichen Erfolge personell repräsen­
tiert - eine Frage, die man mit Blick auf 
die breite Mitgliedschaft und die Öffent­
lichkeit niemals unterschätzen sollte. 
Diese Frage bezieht sich natürlich auch 
direkt auf Dich: Denn Du warst und bist 
in der programmatischen Diskussion die 
wesentliche und wahrscheinlich sogar 
die einzige öffentlich wahrgenommene 
"Galionsfigur 11 dieser sozialistischen Li n­
ken, über deren Perspektiven wir zum 
Schluß noch einige Worte verlieren soll­
ten . 

von Oerh:en: In Bezug auf das Berli-
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ner Grundsatzprogramm und seine Um­
setzung muß man natürlich in Rechnung 
stellen, daß der Ertrag der pro­
grammatischen Diskussion im Strudel 
der deutschen Vereinigung und auch 
der drastischen Wahlniederlage leider 
ziemlich untergegangen ist,obwohl man 
aus dem neuen Programm ohne die 
geringsten Schwierigkeiten ein Konzept 
für die demokratische und soziale Neu­
gestaltung der DDR hätte ableiten kön­
nen. Im übrigen habe ich die Hoffnung 
und z.T. auch schon den Eindruck, daß 
vor allem die Ost-SPD die in den letzten 
Jahren gewonnenen Positionen für sich 
neu entdecken könnte. 

Die Linke und vor allem ihre sozialisti­
schen Teile müssen vor allem in zwei 
Richtungen ihre Anstrengungen verstär­
ken und dabei übrigens programma­
tische und orgonisationspolitische Fro­
gen miteinander verknüpfen: Sie muß 
sich auf die Tatsache einer gesamtdeutsch 
vereinigten Partei einstellen und sie muß 
die Kooperation zu linken Teilen der 
Gewerkschaften - eine organisierte 
Gewerkschaftslinke gibt es derzeit ja 
nicht - herstellen. Und sie muß schließ. 
lieh bei alledem eine neue Politik unter 
den veränderten internationalen Bedin­
gungen formulieren. 

Hinsichtlich der sozialistischen Linken 
gilt es in diesem Zusammenhang, jene, 
die den nreal existierenden Sozialis-­
mus" -wie ich-als Todfeind begriffen ha­
ben, mit anderen zusammenzubringen, 
die an die Reformfähigkeit dieses Sy­
stems (manchmal aber noch nicht ein­
mal an seine Reformbedürftigkei~ ge­
glaubt haben. Wir müssen dabei auch 
die eigenen Lebensgeschichten mitein­
ander aufarbeiten. Jetzt geht es aber um 
gemeinsame, mehr oder weniger über­
einstimmende Positionen gegenüber dem 
Weltherrschaftsstreben der USA und den 
Ambitionen des internationalen Kapi­
tals, um die Haltung zur internationalen 
Rolle Europas und Deutschlands. 

Was die Frage der personellen Reprä­
sentation in führenden Funktionen be­
trifft, gibt es natürlich das von Dir ange­
sprochene Mißverhältnis. Und es gibt 
insoweit ein Glaubwürdigkeitsproblem 
für die linke, als der Druck der Alltags­
praxis und die Neigung zum Arrange­
ment in dem Maße zunehmen, wie es in 
der Hierarchie aufwärtsgeht - eine Be­
merkung, die ich ausdrücklich nicht 

denunziatorisch meine, sondern die ein 
Spannungsverhältnis beschreibt, das uns 
als solches wohl auch in Zukunft erha~ 
ten bleiben wird. 

Allerdings habe ich erhebliche Zweifel, 
ob die älteren Genossinnen und Genos-­
sen der sozialistisch geprägten "Tradi­
tionslinken" sich ausreichend um den 
Nachwuchs und eine 11T raditionsstiftung 11 

im positiven Sinne gekümmert haben. 
Hierbei will ich auch eigene Versäum­
nisse einräumen. Und ich denke viel da­
rüber nach, was man in dieser Hinsicht 
tun kann - über Diskussionsforen, über 
eine Neubegründung der theoretischen 
Bildungsarbeit, verstanden auch als kri­
tische Vermittlung sozialistischer Grund­
einsichten. Und ich hoffe, daß daraus 
zu meinen Lebzeiten noch etwas wird. 
Wenn ich dafür Unterstützung bekom­
men könnte, wäre ich sehr glücklich. 

a1•tAMl•l@6111:1;MIIM 

Andreas Wehr 

Arbeiterpartei, 
Volkspartei, 
Allerweltspartei .•• 
Die SPD im Parteie11SY51em der Bundesrepblk 

Eine parteitheoretische Diskussion kennt 
die bundesdeutsche linke nicht. Es gab 
und gibt wohl eine Staatsdebatte, erin­
nert sei hier an die Kontroverse über 
Wesen und Charakter des interventioni­
stischen Staates zu Beginn der siebziger 
Jahre, nicht zuletzt innerhalb der Orga­
nisation der Jungsozialisten. Und es gibt 
auch eine sich in vielfachen Diskursen 
bewegende Auseinandersetzung über 
Vergesellschaftungsprozeß und Subjek­
tivität, gerade jetzt, wo sich das 11 histo­
rische Subjekt 11 als offensichtlich so unfä­
hig erwiesen hat, die Menschheit zu 
befreien. Damit ist zugleich der Rahmen 
angedeutet, der auch eine partei­
theoretische Debatte als Teil der Kontro­
versen über die politische Theorie des 
Marxismus umfassen müßte. Irgendwo 
dort, zwischen dem Staat und dem 
Subjekt, müßte sie angesiedelt werden. 

Tradition hat hingegen in der bundes-­
deutschen Linken eine stark reduktioni­
stische Handhabung dieser Problema­
tik. Die gesellschaftlichen Felder auf den 
Ebenen der Kultur, der Verbände, der 
halbstaatlichen und staarlichen Organi­
sationen werden kaum zur Kenntnis 
genommen, oft schnell abgehandelt und 
nur selten als Phänomene behandelt, 
die über eigenständige Gesetzlichkei­
ten als auch Widersprüche verfügen, 
die es erforderlich machen, sich mit 
ihnen eigenständig auseinanderzuset­
zen. 

Was also tun angesichts des nahezu 
gänzlichen Fehlens einer marxistischen 
parteitheoretischen Debatte? Ich will 
daher auF einen weitgehend vergesse­
nen Text eines zu Unrecht heute nur noch 
Wenigen bekannten Autors zurück-

Andreas Wehr, Jurist !Berlin), bis 1989 
Redakteur der spw 

greifen. Der vor den Nazis in die Verei­
nigten Staaten geAohene Staatsrechtler 
und Soziologe Otto Kirchheime,, Schü­
ler Ernst Fraenkels und in der Weimarer 
Republik aktiver Sozialdemokrat, analy­
sierte bereits 1965 in einem Artikel mit 
dem Titel "Der Wandel des west­
europäischen Parteiensystems, 11 dessen 
leicht gekürzte Fassung 11 Der Weg zur 
Allerweltspartei" überschrieben ist und 
hier zitiert wird, die bis heute gültigen 
Grundzüge des Parteiensystems, das 
sich in den fünfziger und sechziger 
Jahren auch in der Bundesrepublik her­
ausbildete. Der Begriff "Allerweltspar­
tei" ist womöglich ein unfreiwillig zwei­
deutiges Produkt der Übersetzung des 
amerikanischen Begriffs der 11catch-al~ 
party", bei Kirchheimerwird jedenfalls 
diese Bezeichnung nicht abwertend 
benutzt. 

Von der Massenintegrations· 
zur Allerweltspartei 

Ausgangspunkt seiner Untersuchungen 
sind die Massenintegrationsparteien 
christlicher und sozialistischer Provenienz 
vor dem Zweiten Weltkrieg. Ihn interes­
sieren dabei weniger die Ideologien 
und die Selbsteinschätzungen, mit de­
nen diese Parteien daherkommen, regi­
striert werden alleine die Ergebnisse des 
geschichtlichen Prozesses. So trugen, 
nach Kirchheimer, 11 die sozialistischen 
Parteien um die Jahrhundertwende ent­
scheidend zur gesellschaftlichen lnte­
g ration ihrer Mitglieder bei" 
(Kirchheimer, 197 4, 113). Die Integra­
tion der Arbeiterklasse in die 11 lndustrie­
gesellschaft11 gelang vor dem Zweiten 
Weltkrieg aber nur unzureichend. Schuld 
daran waren nur zum Teil die Arbeiter­
parteien selbst, auch die bürgerlichen 
Kräfte waren noch nicht bereit, die For­
derungen der Parteien der Arbeiterklasse 

Erst in den 
achtziger Jahren kcm 
von einer wiridichen 
Entfremdung zwischen 
Sozädemokratie INld 
Gewerkschaften 
gesprochen werden. 

zu erfüllen; "Was aus der Integration in 
die Massenparteien auf Klassenbasis 
folgte, hing von der Haltung der ande­
ren Kräfte im bestehenden politischen 
System ab; in einigen Fällen war ,d~se 
Haltung so negativ, daß sie zur V~ 
rung der Integration in das ··~~f',e 
System führte oder zu seiner A~ng 
beitrug"(l 14). Im Gegensatz 'z,i'den 
Arbeiterparteien gelingt den chris~ichen 
Parteien diese Integration schon besser, 
doch die italienische 11 Partido Popular" 
und das deutsche 11Zentrum 11 bleiben 
aufgrund ihres nicht überschreitbaren 
konfessionellen Charakters 11 isolierte 
Festungen". 

Der endgültige Durchbruch zu neuen 
politischen Formationen sollte erst nach 
der Katastrophe des zweiten Weltkriegs 
möglich sein: 11 

••• Die Anerkennung der 
politischen Marktgesetze wurde unver­
meidlich" ( 115). Otto Kirchheimer 
schreibt hier in einer politologischen 
Sprache über eine geschichtliche Wen­
de, die Stuart Hall mehr als zwanzig 
Jahre später in seiner marxistischen 
Analyse der britischen Gesellschaft 
11 Massenkultur und Staat 11 wie Folgt cha­
rakterisiert: 11 Der Staat war nun, wenig­
stens formal, voll repräsentativ gewor­
den jein Mann, und wenig später, eine 
Person, eine Stimme) und seine Herr­
schaft mußte daher die Farm der Allge-



meinheit annehmen und alle seine 
Bürgerinnen gleich behandeln. Das warf 
ganz neue Probleme für die Regelung 
politischer, sozialer und kultureller Auf­
gaben auf. Die führenden gesellschaftli­
chen Klassen und deren Interessen muß. 
ten ihre beherrschende Position erha~ 
ten, jedoch irgendwie in einem Staat, 
der beanspruchte, die politische Macht 
egalisiert und 'demokratisiert1zu haben. 
Die Frage war daher, wie Demokratie 
aufrechterhalten und gleichzeitig die 
Zustimmung der Massen erholten wer­
den sollte, und das unter den Bedingun­
gen wirtschaftlicher Umwälzungen und 
intensivererinternationalerRivalität11 (Hall 
1986, 114). Die Lösung bestand in 
einem 11 historischen Kompromiß zwi­
schen den Klassen" !Hall, 1984, 226), 
der in Frankreich und England bereits in 
der Zwischenkriegszeit, in Deutschland 
und Italien erst nach dem Zweiten Welt­
krieg geschlossen wurde. Es begann 
jeweils die Entwicklung hin zum 
Staatsinterventionismus, zum Sozial­
staat. Es begann die sozialdemokratische 
Epoche. 

Kirchheimer hält sich nicht lange bei den 
sozialökonomischen Implikationen die­
ser grundlegenden Wende auf. Sie 
werden vielmehr als unhistorisch gege­
ben konstatiert und schlicht mit "entwik­
kelten Gesellschaften 11 bezeichnet, "in 
denen ein hoher Stand wirtschaftlichen 
Wohlstands erreicht wurde, die durch 
diestaattichen Wohlfahrtseinrichtungen 
auf alle ausgedehnt oder durch die 
Abkommen der Sozialpartner verbürgt 
werden ... "1118 1.). Ihn. aber auch uns 
- interessieren mehr die sich auf dieser 
Grundlage entwickelnden Allerwelts­
parteien. 

Dieser so bezeichnete neue Typ von 
Parteien bildete sich in den hoch­
entwickelten großen Ländern West­
europas aus den zur Jahrhundertwende 
entstandenen Massenintegrations­
parteien sozialistischen oder chrisrlichen 
Charakters heraus. Mit der nach dem 
Zweiten Weltkrieg errichteten US-ameri­
kanischen Hegemonie über Westeuropa 
war die Richtung bestimmt, in der sich 
diese Parteien fortan weiterentwickeln 
sollten. Das amerikanische Parteien· 
system wurde für die hiesigen Politiker 
zum Vorbild. Vor allem die Wahl­
kampagnen wurden eifrig studiert und 
kopiert. 

SOZIALDEMOKRATIE 

Ein neues Syslem von Parteien 

Für Kirchheimer bedeutet die Entwick­
lung zur Allerweltspartei in erster Linie 
eine völlig neue Stellung der ldeclogie 
im Selbstverständnis der Partei: "Die 
Allerweltsporteien Europas treten in ei­
ner Phase der Entideologisierung auf, 
die beträchttich zu ihrem Aufstieg und 
ihrer Ausbreitung beigetragen hat. Poli­
tische Desideologisierung heißt Ideolo­
gie vom Platz einer Hauptantriebskraft 
der politischen Zielsetzung auf die Rolle 
eines der möglichen Elemente in einer 
sehr viel komplexeren Motivationsreihe 
zu beschränken"ll 19 ~- In wenigen 
Sätzen faßt er schließlich die prakti­
schen Konsequenzen dieses neuen 
Parteimodells zusammen. Da sie gebün­
delt alle Bestimmungen des neuen Partei­
modells enthalten, seien sie hier vollstän­
dig zitiert: 11 Diese Änderung bedeutet: 
a) Radikales Beiseiteschieben der ideo­
logischen KomponenteneinerPartei j ... ), 
die absolute Vorrangigkeit kurzfristiger 
taktischer Überlegungen; b) weitere Stär­
kung der Politiker an der Parteispitze; 
was sie tun oder unterlassen, wird jetzt 
mehr vom Standpunkt ihres Beitrages 
zur Wirksamkeit des ganzen gesellschafl. 
liehen Systems angesehen und nicht 
danach, ob sie mit den Zielen der jewei­
ligen Parteiorganisation übereinstimmen; 
c) Entwertung der Rolle des einzelnen 
Parteimitglieds; diese Rolle wird als hi­
storisches Überbleibsel angesehen, das 
das Bild von der neu aufgebauten Aller­
weltspartei in ein falsches Bild setzen 
kann; d) Abkehr von der 'chasse gardee', 
einer Wählerschaft auf Klassen- und 
Konfessionsbasis, statt dessen Wah~ 
propaganda mit dem Ziel, die ganze 
Bevölkerung zu erfassen; e) das Streben 
nach Verbindung zu den verschieden­
sten Interessenverbänden. Finanzielle 
Überlegungen spielen dabei sicher mit, 
aber sie sind weniger wichtig, wo - wie 
in Deutschland-Parteien ölfenttiche Mi Hel 
erhalten, oder wo die Parteien relativ 
leichten Zugang zu den wichtigsten 
Kommunikationsmitteln haben, etwa in 
England und Deutschland. Der Haupt­
grund ist die Gewinnung von Wähler­
stimmen, wobei die Interessengruppen 
als Mittler dienen" jl 23 ij. Wer mog 
beim lesen dieser Zeilen nicht an die 
eigenen Illusionen und Enttäuschungen 
denken? 

Kirchheimer liefert damit nicht nur eine 
Beschreibung, deren Grundaussagen 

auch heute noch aktuell sind. Mehr 
noch: Die vom ihm bereits 1965 darge­
stellten Strukturen eines völlig neuen 
Parteitypus waren zu dieser Zeit in 
Westeuropa erst undeurlich zu erken­
nen. In manchen Ländern sollte es noch 
Jahrzehnte bis zu ihrer vollen Heraus­
bildung dauern. Es war mit Sicherheit 
nicht die Fähigkeit zur genialischen 
Vorausschau in die Zukunft, die 
Kirchheimer zu solchen Einschätzungen 
befähigte. Geholfen hat ihm, neben 
seiner in den Arbeiten über den Natio­
nalsozialismus bewiesenen glänzenden 
Analysefähigkeit, zweifelsohne ouch sein 
Standort in den USA. Aufgrund seines 
Einblicks in das politische System der 
Vereinigten Staaten, konnte er so man­
ches auch in Westeuropa Entstehende 
früher erkennen. Dennoch geht er aber 
~ie so weit, Westeuropa nur die platte 
Ubernahme der amerikanischen 
Parteienlandschaft vorauszusagen. 

Um sich Kirchheimers Weitsicht vor 
Augen zu führen, sei nur daran erinnert, 
daß zum Zeitpunkt seiner Analyse die 
sozialistischen Parteien Großbritanni­
ens, Frankreichs und Italiens ihr 
11 Godesberg 11 , d.h. ihre Entwicklung zur 
Volksportei/ Allerweltspartei, noch vor 
sich hatten. Von den Sozialisten Spani­
ens, Portugals und Griechenland gar 
nicht erst zu reden. Die schrillen 
Klassenkampftöne der dort nach dem 
Ende autoritärer und faschistischer 
Regime neuentstandenen sozialistischen 
Parteien hatte die bundesdeutsche linke 
gründlich mißverstanden. Was sie als 
Totengeläut des Kapitalismus in diesen 
Ländern vernommen hatte, waren in 
Wahrheit die Geburtswehen einer mo­
dernen bürgerlichen Gesellschaft. 

Auch die von Kirchheimer prophezeite 
weitere Entfernung zwischen Allerwelts­
partei und Interessenverbänden ist erst 
im laufe des letztenJahrzehnts so richtig 
vorangekommen. 1965 schrieb er: 
11Trotz allem hat sich das Klima der 
Beziehungen zwischen Allerweltspartei 
und Interessenverbänden seit der Blüte­
zeit der Massenintegrationspartei auf 
Klassen-oder Konfessionsbasisentschei­
dend verändert. Beide - die Partei und 
der Interessenverband sind unabhängi­
gervoneinandergeworden 11(127). Doch 
erst in den achtziger Jahren kann von 
einer wirklichen Entfremdung zwischen 
Sozialdemokratie und Gewerkschaften 
gesprochen werden. 

Schließlich bleibt noch an das Schicksal 
der großen westeuropäischen Massen­
parteien zu erinnern, die sich lange Zeit 
dem Veränderungsdruck entziehen konn­
ten. Zu sprechen ist vor allem von der 
französischen und italienischen KP, den 
· so ~!rchheimer - 11 zuweilen recht gro­
ßen Uberbleibseln der alten Massen­
parteien auf Massenbasis ( ... ). Diese 
Parteien sind teils erstarrt, teils gefestigt, 
weil hier offizielle Ablehnung und legiti­
me Beschwerden einzelner Schichten 
zusammentreffen. In dieser Situation wird 
die mehr und mehr in den Hintergrund 
versinkende, wenig brauchbare revolu­
tionäre Erfahrung als zeremonieller Ba~ 
last mitgeschleppt"(l 24). Auch bei die­
sen Parteien ist inzwischen einiges zu 
Ende gekommen. Die westeuropäischen 
kommunistischen Parteien sind-beschleu­
nigt noch durch das Verschwinden des 
sozialistischen Lagers - weitgehend 
marginalisiert bzw. fristen in diversen 
Links- und Alternativbündnissen ihr Le­
ben. Die größte und einAußreichste un­
ter ihnen, die Kommunistische Partei 
Italiens, durchlief einen Sozialdemokrati­
sierungsprozeß, der mit der Umbenen­
nung in 11 Partei der demokratischen Lin­
ken11 Anfang 1991 auch zu einem ge­
wissen förm liehen Abschluß gekommen 
ist. 

SPD und Grüne 
im gegenwärtigen 

Parteiensystem 

Es kann kein Zweifel bestehen, daß wir 
noch immer im Zeitalter der Allerwelts­
parteien leben. Bei der SPD stand die 
Entscheidung von Godesberg am Ende 
eines langen Umformungsprozesses und 
war zugleich eine Zäsur, die auch heute 
noch weiterwirkt. Auch in der gegen­
wärtigen Politik der bundesdeutschen 
Sozialdemokratie werden nicht die pro­
grammatischen Alternativen, sondern 
die Führungspersönlichkeiten, die 
"schmucke Garde der iungen Minister­
präsidenten 11, als Garanten eines neuer­
lichen Aufstiegs der Partei gesehen. 
Keine Rolle spielt mehr das erst im 
Dezember 1989 in Berlin beschlossene 
neue Grundsatzprogramm, zu den Ak­
ten gelegt das II Konzept Fortschritt '90". 
Auf die mit der Vereinigung neu entstan­
denen sozialen Fragen sollte dieses auf 
ein postmoterialistisches Publikum zie­
lende Konzept keine Antwort wissen. 
Den Wohlkämpfen gibt die Partei immer 
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stärker eine populistische londsmonn­
schaftl iche Färbung. Dem Konzept der 
CSU folgend wird versucht, eine bruch­
lose ldenfität zwischen Partei und Landes­
interessen herzustellen. Nordrhein-West­
falen war damit für1s erste erfolgreich. 
Das Logo 11 Wir in .... " wurde sogar nach 
Brandenburg exportiert. Die krach­
lederne, blau-weiße Sozialdemokratie 
in Bayern wurde hingegen als matte 
Kopie nicht ernstgenommen und fiel 
durch. Wer aber mit landsmannschafl. 
liehen Parolen Wahlkampf macht, der 
wird von den Bürgern auch daran ge­
messen. Verlangt wird eine rücksichtslo­
se Vertretung der regionalen Interessen, 
auch wenn dies dann schon mal auf 
Kosten der von der ebenfalls eigenen 
Partei gestellten übrigen Landes­
regierungen geht. So geschehen, als 
die NRW-Regierung zusammen mit Boy· 
ern und Baden-Württemberg kurz vor 
dem Beitritt der fünf neuen Bundeslän­
der noch schnell versuchte, die Sitz­
verteilung im Bundesrat zu kippen. So 
geschehen in Bremen mit der asyl­
politischen Rechtswende kurz vor dem 
Wahltag. 

Das Grundschema der erstmals von 
Kirchheimer vollständig skizzierten Aller­
weltsportei wird aber auch durch En~ 
wicklungen aus anderen Richtungen nicht 
herausgefordert, wecer durch die Ent­
stehung der Partei der Grünen noch 
durch die Vereinigung Deutschlands. 

Di~ gegenwärtige politische Kultur in 
den Ländern der ehemaligen DDR har­
moniertdurchaus mit dem Parteiensystem 
in der alten Bundesrepublik. Die dort 
kaum vorhandene Bereitschaft, gesell­
schaftliche Kontroversen auch im Kon­
Aikt zu lösen, hat zu einer starken Annä­
herung der politischen Lager, unter Aus­
schluß der PDS, geführt. Der zwischen 
den großen Parteien nur gering ausge­
bildeten Polarisierung entspricht das dort 
ausgeprägte Verlangen, möglichst viele 
Streitpunkte einvernehmlich am 11 Run­
den Tisch

11 
zu lösen. Schon gar nichts 

will man von einer Reideologisierung 
des Alltags wissen. 

Entgegen dem ersten Anschein ist mit 
der Herausbildung der Partei 11 Die Grü­
nen 

II 
das traditionelle Parteiensystem 

der Bundesrepublik nicht in Frage ge­
stelltworden. Es wurde weder eine "Par­
tei neuen Typus 11 geschaffen noch wur· 
den die Strukturen der repräsentativen 

Demokratie angekratzt. Dies lag aber 
weder am 11 Verrat11 einiger ihrer Funktio­
näre noch in erster Linie am wachsen­
den Appetit großer Teile dieser Partei 
auf die Teilhabe an der Macht. Sowenig 
wie die traditionellen Volksparteien kön­
nen sich die Grünen nicht auf eine 
weitgehend homogene soziale oder 
konfessionelle Gruppe berufen. Die 
Charakterisierung der grünen Wähler­
schaft als 11 postmateriolistische Klientel 11 

ist reichlich ungenau und sozial undiffe­
renziert. Vor allem aber finden sich 
diese 11 postmaterialistischen Bewußt­
seins-haltungen11 auch bei den Wählern 
anderer Parteien, so bei denen der SPD 
und der FDP. Die politische Programmatik 
der Grünen ist vielmehr dazu angetan, 
sie zu einer klassischen Allerweltspartei 
werden zu lassen. Die ökologischen 
Fragen werden von ihnen als Gattungs­
fragen angesprochen. Die Partei richtet 
damit ihren Appell an die Gesamt­
bevölkerung. 11 1n dieser Hinsicht ist die 
potentielle Wählerschaft !einer Allerwelt­
spartei) fast unbegrenzt"-so Kirchheimer 
1118). Diejenigen, die wie Antje Vollmer 
oder MichaelJäger, die Grünen 11weder 
rechts noch links, sondern vorn" einord­
nen wollen, haben ein sehr feines Ge­
spür dafür entwickelt, wie diese Partei 
bündnisfähig · und zwar in alle Richtun­
~en hin~ werden kann. Voraus~g 
ist allerdings, daß man den alten·Williiit, 
geruch einer Organisation von ~ 
veränderern endlich los wird. · 

Allerweltsparteien 
und kein Ende? 

Wenn es als unbestritten gelten kann, 
daß wir immer noch im Zeitalter der 
Allerweltsparteien leben, so möchte 
natürlich jeder gern wissen, ob dieses 
politische System weiterhin stabil ist oder 
aber bereits Risse zeigt, die bereits auf 
etwas Neues hinweisen. Bevor hier je­
doch vorschnelle Prognosen aufgestellt 
werden, soll zunächst noch einmal auf 
die Ausgangsbedingungen der 
KirchheimerschenAnalysezurückgegan­
gen werden. Es fällt auf, daß er wie 
selbstverständlich eine Korrelation zwi­
schen der Herausbildung des neuen 
Parteiensystems und der wirtschaftlichen 
Entwicklung herstellt. Er fragt, ob 
11
Gesetzmäßigkeiten gefunden werden 

können, nach denen sich die Umformung 
vollzieht

11 
und kommt zum Ergebnis, 



"daß es naheliegend wäre, das gegen­
wärtige Tempo der wirtschaftlichen Ent­
wicklung als wichtigste Determinante zu 
nehmen'[l 16). Bereits zitiert wurde die 
von ihm vorgenommene Gleichsetzung 
von 11 entwickelter Gesellschaft 11 mit ei­
ner Gesellschaft mit "hohem Standwirt­
schaftlichen Wohlstands und sozialer 
Sicherheit11

• Hier erweist sich Kirchheimer 
ganz und gar als Kind seiner Zeit. Einer 
Zeit, in der die Entwicklung hin zu immer 
mehr Wohlstand in einem amerikani­
schen way of life- zu einer fordistischen 
Gesellschaft wie wir heute sagen wür­
den - wenigstens in der Ersten Welt 
schier unaufhaltsam schien. Industrie­
gesellschaft, moderne Gesellschaft und 
Wohlfohrtsstaatwaren nahezu synoyme 
Begriffe. Wir sehen: Auch am Anfang 
der sechziger Jahre wähnte man sich 
bereits schon einmal 11 am Ende der 
Geschichte 11

• 

Hier liegt eine der großen Schwächen 
seiner Darstellung: Die Herausbildung 
des Sozialstaats in Westeuropa, erkenn­
bar in Frankreich und England bereits in 
den dreißiger Jahren und in Deutsch­
land während der ersten Hälfte der fünf­
ziger Jahre, wird nicht als Ergebnis des 
Ringens der grundlegenden Formatio­
nenvon Kapital und Arbeit begriffen. Es 
waren jedoch erst die Erfahrungen mit 
dem Inferno des imperialistischen Krie­
ges, die Stärke der antifaschistischen 
Bewegungen in vielen westeuropäischen 
Ländern, aber auch die beginnende 
Systemkonkurrenz, die die Logik gesele 
schaftlicher Bedürfnisse gegenüber der 
Domäne des Kapitals und des Marktes 
an Boden gewinnen ließen. Keineswegs 
in allen Ländern führte dies zur Regie­
rungsübernahme oder auch nur zur 
Machtbeteiligung durch die linke. Den-

gi noch wurde das gesamte Kräfteparallelo­
gramm verschoben. In den bürgerlichen 
Massenparteien vollzog sich die Ab­
wendung von Vorstellungen des libera­
len Laisser-faire und des liberalen 

!:; Individualismus. An deren Stelle traten 

~ :::;:: die Ideologien eines ethischen Christen-
;: tums, einer nivellierten Gesellschaft oder 
~ des Wohlfahrtsstaates. Selbstverständ-
S lieh wurde dabei auch immer daran 
lt ~ gedacht, mit diesen neuen program-
~ matischen Vorstellungen der politischen 
t; Linken das Wasser abzugraben und in 

·:· .. i, der Systemkonkurrenz zu bestehen. Den­
:•· -: noch sprechen gerade konservative 

l,i ·.~ , Theoretiker heute rückblickend vom Be-

~)1-~·- ~i~-~--- des 
11

sozialdemokratischen Jahr-

SOZIALDEMOKRATIE 

hunderts 11
• Erst auf Grundlage dieser 

Konstellation bildeten sich die Volks­
parteien/ Allerweltsparteien aus. Frie­
derütto Wolf verkennt diese tiefgreifeo. 
de Veränderung innerhalb der bürgerli­
chen Gesellschaft, wenn er die Existenz 
dieser Epoche mit dem Hinweis auf die 
insgesamt nur wenige Jahre währende 
tatsächliche Regierungsbeteiligung der 
SPD bestreitet [Frieder Otto Wolf 198 8, 
142). 

Der damals erreichte Konsens endete in 
England mit dem Aufkommen des 
Thatcherismus Mitte der siebziger Jah­
re. Die von dort und den USA ausgehen· 
de Politik der Neuen Rechten veränder­
te die konservativen Parteien ganz 
Westeuropas, ermutigte sie erneut, um 
eine Grenzverschiebung in der politi­
schen Landschaft zu kämpfen. "Einmal 
mehr war die Wiedereinsetzung des 
Prinzips des freien Marktes in seine 
frühere Vormachtstellung Dreh- und 
Angelpunkt der Politik, die entscheiden­
de Trennlinie zwischen rechts und links" 
[Hall 1984, 226). 

Auch die Kräftekonstellation in der Bunde­
republik wurde durch diesen 11 konservo­
tiven Aufbruch 11 verändert, wenn auch 
lange nicht so nachhaltig wie etwa in 
England oder den USA. Es können hier 
nicht die einzelnen Stationen nach­
gezeichnet werden, die ab Beginn der 
achtziger Jahre· schon eingeleitet unter 
der Kanzlerschaft Schmidts - und dann 
forciert nach der Wende 1982 zu einer 
Demontage bzw. zu einem Umbau des 
Sozialstaats geführt haben. Die Parole 
vom 11 Ende des Sozialstaats" war aber 
offensich~ich verfrüht von der Linken 
ausgegeben worden. Trotz mannigfalti­
ger Verschlechterungen und zunehmen-­
der Ungerechtigkeiten, insbesondere im 
Zuge der sogenannten Gesundheits­
reform, blieb auch die bei uns breit 
angekündigte "Entstaatlichung des Le­
bens" nur ein müder Abglanz der in 
England und den USA zur gleichen Zeit 
vollzogenen Demontage. Auf für sie 
wundersame Weise verfingen sich die 
hiesigen Konservativen in den Stricken 
von Besitzstandswahrungen, Erwar­
tungshaltungen, Klientelwirtschaft und 
nicht zuletzt einer christlich begründeten 
Familienpolitik, die die staatlichen 
Ressourcen nicht beschnitten, sondern 
nur anders verteilt sehen wollte. 

So wenig sinnvoll es ist, wie gesagt, 

Auch CIII Anfang 
der sechziger Jene 
wähnte man skh 
bereits schon 
ei11llll "am Ende 
der Geschichte" 

vorschnell von einem 11 Ende des Sozio~ 
staats" zu sprechen, so wäre es aber 
auch mit Sicherheit verfrüht, umgekehrt 
heute ein Scheitern dieses "großen kon­
servativen Umbaus" zu behaupten. Bes­
ser paßt schon das Bild von einem 
Umlenken und einem Abbremsen. Es 
zeigte sich eben, daß auch die politi­
sche Rechte nicht einfach aus dem Sozi­
alstaat aussteigen kann, will sie -sich 
nicht um ihre erst in den Nachkriegs­
jahren errungene Verankerung in der 
breiten Bevölkerung bringen. So verän­
derte die Herausbildung des Sozial­
staats und die Entstehung des Systems 
von Allerweltsparteien auch tiefgreifend 
das konservative Lager. Anders könnten 
wir uns auch nicht z.B. die gegenwärtig 
dort geführte Debatte über die geplante 
Einführung einer PAegegeldversicherung 
erklären. 

Die beschriebenen Schwierigkeiten der 
Konservativen können nun nicht dahin 
interpretiert werden, daß die zentralen 
Konflikte zwischen der Logik des Mark­
tes und des Kapitals gegenüber jener 
der gesellschaftlichen Bedürfnisse nicht 
mehr die großen Parteien formen und 
sie nur noch untereinander austausch­
bare Politik betreiben. Diese Konflikte 
strukturieren sehr wohl noch das Han­
deln der Allerweltsparteien/Volks­
parteien. Die veränderten Formen ihrer 
Austragung gestatten aber eben nicht 
mehr, daß die entstandene Macht­
balance zwischen Kapital und Arbeit 
einseitig aufgekündigt und die errunge­
ne Grenzziehung einfach aufgehoben 
werden kann. Aber diese Balance· es 
handelt sich wohlgemerkt immer um 
eine Balance innerhalb der kapitalisti-

sehen Gesellschaft· ist Veränderungen 
ausgesetzt, ebenso bleibt der genaue 
Ort _der Grenzziehung umkämpft. 

Wir kennen dabei nicht nur kurzlebige 
Einbrüche der einen oder der anderen 
Seite, sondern die gesamte Nachkriegs­
zeit ist gekennzeichnet durch 
hegemoniale Stellungen erst des einen 
und dann des anderen Lagers. Fand die 
Herausbildung des Sozialstaats noch im 
11 sozialdemokratischen Jahrhundert11 

statt, so errangen in den siebziger Jah­
ren wiederum die Kräfte des Marktes 
und des Kapitals eindeutig die Ober­
hand und drängten die linke in die 
Defensive, in der sie sich ja heute noch 
befindet. Wenn die 11 konservative Revo­
lution11 letztlich auch keine politische 
war, so wegen der Abfederungen, die 
ein System von Allerweltsparteien und 
des Sozialstaates hervorbringen, aber 
ouch wegen der Bereitwilligkeit des 
anderen politischen Lagers, sich dem 
veränderten Kurs anzupassen. Wieland 
Elfferding beschrieb das so: 11 Der neue 
Konservatismus der achtziger Jahre ist 
erledigt, und zwar durch seinen Erfolg. 
SPD und Grüne sind längst für den 
privatisierten Sozialstaat; Austerity ist 
kein Diskussionsthema mehr; ein biß­
chen Manchesterkapitalismus benutzen 
alle, das Privatindividuum ist sowieso in. 
Die Konservativen können mit dem 
Neokonservatismus kein Profil mehr 
gewinnen, weil sie ihn in den anderen 
Parteien · in Proportionen · haben ver­
breiten können" [Wieland Elfferding 
1991, 6). Da paßt es in das Bild, wenn 
Engholm 11 keinen Spielraum 11 mehr für 
weitere soziale Reformen sieht. 

In dem statischen politologischen Mo­
dell Kirchheimers gibt es für diese Bewe­
gungen innerhalb des Systems der Aller­
weltsparteien keinen Platz. Es scheint 
ihm unvorstellbar, daß die Grundprämis­
sen der von ihm so bezeichneten 11 ent­
wickelten Gesellschaften 11 iemals noch 
einmal infrage gestellt werden könnten. 
Angesichts des schier unaufhaltsamen 
Siegeszuges des amerikanischen way 
of life fehlte ihm offenbar letztendlich 
der Sinn für die zentralen gesellschaftli­
chen Auseinandersetzungen, die auch 
ein System von Allerweltsparteien 
permantverändern und neu strukturieren. 

Aus diesem Defizit ergibt sich ein zwei­
ter Mangel: Für Kirchheimer stellen die 
ideologischen Bewußtseinshaltungen 

•'1•tiMIIJ3M•J:i;MIIM 

Relikte untergegangener Zeiten dar, sie 
existieren nur noch vorübergehend und 
werden immer schwächer. Nun soll nicht 
bestritten werden, daß ideologische 
Motive für das Handeln der Allerwelts­
parteien immer unwichtiger geworden 
sind, sie sind aber auch nichtverschwun­
den. Auf geheimnisvolle Weise sind 
vielmehr die europäischen Allerwelts­
parteien mittels tausender Fäden mit 
ideologischen Strömungen und Bewußt­
seinslagen innerhalb ihrer Mitglieder­
und Wählerbasis verbunden, werden 
sie von diesen Strömungen beeinflußt 
und reAektieren sie sie gleichzeitig. Wir 
alle wissen, wie dies geschieht: Wir 
kennen die Sprache der Programme, 
die kämpferischen Appelle, mit denen 
das müde Parteivolk aufgerüttelt wird, 
die oft belächelten 11 Sonntagsreden 11 und 
in sozialdemokratischen Wahlkämpfen 
die 11Anrufungen 11 des distinkten Klas­
senbewußtseins. 

Tausendfach sind diese Verhaltensmuster 
entfarvt und kritisiert worden. Und doch 
stellen sie sehr ernstzunehmende Ele­
mente der Allerweltsparteien dar. Sie 
sind Ausdruck der sozialen Konflikte in 
der Gesellschaft, die permanent die 
Parteien beeinAussen und verändern. 
Zugleich sind sie Für ihre Existenzlebens­
notwendig, dienen sie doch zugleich 
der Abgrenzung gegenüber anderen 
Parteien und ihrer Selbstdefinition. In 
dieser Frage unterscheiden sich die gro­
ßen europäischen Parteien noch immer 
von den Demokraten und Republikanern 
in den USA, die in weit geringerem 
Ausmaß die soziale Spaltung der Ge­
sellschaft widerspiegeln. 

Ohne Zweifel wird die Anzahl der 
11 Verbindungsföden 11 zwischen der 
Sozialdemokratie und den unter Bezug­
nahme auf ihre abhängige soziale Stel­
lung anrulbaren Schichten und Grup­
pen in der Bevölkerung immer geringer. 
Die Ursachen dafür sind vielfältig und 
verwickelt. Sie sind zum einen in der 
Umstrukturierung der Arbeiterklasse und 
dem damit einhergehenden Verlust kol­
lektiver Ausdrucksweisen zu suchen, die 
ja auch den Gewerkschaften so zu schaf­
fen macht. Damit verbunden und diesen 
Prozeß zugleich beschleunigend ist die 
zu beobachtende Entproletarisierung der 
Partei, erst innerhalb ihrer Mandats­
träger, und längst in der Mitgliedschaft 
selbst. In manchen Großstädten hat die­
se Erosion bereits die Wählerschaft er-

Es zeigte skh 
eben, daß auch cle 
poltische Rechte 
nicht einfach aus 
dem Sozialstaat 
aussteigen kam 

reicht. Womöglich liegen hier die ei­
gentlichen Ursachen für die hohen 
Wahlenthaltungen in den Wohn­
gegenden der Arbeiter und Angestellte 
und für die Einbrüche rechtsradikaler 
Positionen in diese traditionellen Stamm­
wählerbereiche. 

Die von der Dislokation der sozialen 
Frage in unterschiedlicher Weise betrof­
fenen Organisationen, die Gewerkschaf­
ten und die Sozialdemokratie, schiel:,en 
sich in dieser Situation gegen~fi~.ie 
Schuld zu und verharren in S;p~lii,k>­
sigkeit. Der Partei selbst wird -~l~n 
forschen Modernisierern die Roll~·-eiiles 
Dienstleistungsunternehmens zugedacht, 
eine aktive Mitgliedsbasis wird .dabei 
bald nur noch stören. Eine solche Ent­
wicklung hatten die Apologeten der 
Volkspartei 1959 in Bad Godesberg 
nun wirklich nicht gewollt. 

Kirchheimer scheint am Schluß seines 
Aufsatzes geahnt zu haben, daß der 
Prozeß der Entideologisierung schließ. 
lieh das System der Allerweltsparteien 
selbst infrage stellen könnte, wenn er 
sagt: 11 Seit die Wähler nicht mehr der 
Disziplin der Integrationspartei unter­
worfen sind- in den USA sind sie das nie 
gewesen - können sie durch ihre schnell 
wechselnden.Stimmungen und ihre Apa­
thie das empfindliche Instrument der 
Allerweltspartei in etwas umwandeln, 
das zu stumpf ist, um als Verbindungs­
glied zu den funktionellen Machtträgern 
der Gesellschaft zu dienen" [137). 

Womöglich zeichnet sich gegenwärtig 
eine tiefgreifende Veränderung des Sy-
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stems der Allerweltsparteien ab. Um sa 
notwendiger ist es, daß sich die linke 
mit den sich daraus ergebenden Fragen 
intensivauseinondersetzt. Voraussetzung 
ist allerdings, daß sie sich auf die Funk­
tionsweise und Widersprüche des vor­
handenen Parteiensystems einläßt. Das 
Ende des reolexistierenden Sozialismus 
hat in diesem Zusammenhang einiges 
klargestellt: Gleich wie sich der Wider­
spruch zwischen Kapital und Arbeit 
zukünftig auch immer auf der politi­
schen Ebene darstellen wird, die Rück­
kehr zu den Klassenparteien wird es 
nicht mehr geben. 
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Heinz limmennonn 

Sozial· 
demokratie 
in den 
slawischen 
Republiken 
der 
Sowietunion 

1. Aspekte der 
"Ungleichzemgkeit der Ent­
wicklung" in Ost und West 

Im Zuge der revolutionären Umbrüche 
formiert sich in den Republiken der Sow­
jetunion seit Frühiahr 1990 eine Viel­
zahl neuer politischer Strömungen, Be­
wegungen und Parteien. Der dramati­
sche Autoritätsverlust, Machtverfall, 
Desintegrationsprozeß und schließliche 
Untergang der KPdSU trägt dazu eben­
so bei, wie der Drang von Bürgern, ihre 
unterschiedlichen Wertvorstellungen, 
Interessen und sozialen Bedürfnisse zu 
artikulieren und in die politische Wil­
lens- und Entscheidungsbildung einzu­
bringen. Die formalen Voraussetzungen 
für die Entstehung eines Parteienpluralis­
mus waren in dem Moment gegeben, 
als die KPdSU im Februar 1990 auf ihr 
verfassungsmäßig verankertes Recht auf 
Führung in Staat und Gesellschaft ver­
zichtete und die Bildung neuer Parteien 
legolisiertwurde. Seither hat iede Grup­
pierung in der Sowjetunion das Recht, 
sich bei Erfüllung bestimmter formaler 
Bedingungen !Programm, Statut, Mitglie­
derquorum) als politische Partei oder als 
gesellschaftliche Organisation registrie­
ren zu lassen. 

Dr. Heinz Timmermann ist wissenschaft­
licher Direktor beim Bundesinstitut für 
osfv.tissenschaftliche und internationale 
Studien in Köln 

freilich bleibt das Bild- iedenfolls in den 
hier behandelten slawischen Republi­
ken Rußland, Ukraine und Weißrußland 
-vorerst äußerst diffus und für den west­
lichen Beobachter schwer interpretier­
bar. Das beginnt domit, daß die neuen 
Parteien und Bewegungen aufgrund der 
unterschiedlichen Voraussetzungen und 
Bedingungen mit wesrlichen Kriterien 
nur schwer zu fassen sind. Westliche 
Politiker und Wissenschaftler, die dies 
übersehen und mit hierzulande geläufi­
gen Begriffen und inhaltlichen Erwartun­
gen an die neuen Formationen heran­
gehen, werden-ähnlich wie im Blick auf 
die meisten Länder des ehemaligen 
11 0stblocks 11 

• unweigerlich zu groben 
Fehleinschätzungen gelangen. 

Was die Begriffe angeht, sohatz. B. die 
Bezeichnung 11 links 11 im Sprachgebrauch 
der Demokraten in der Sowjetunion eine 
andere Bedeutung als Westeuropa: Sie 
meint Vertreter solcher Vorstellungen und 
Strömungen, die einen Wechsel von 
dem bisherigen geschlossenen Komm­
an-dosystem 11 reolsozialistischen" Typs 
hin zu einer offenen Gesellschaft libera~ 
sozialen Charakters mit Morktwirtschaft 
und Vorrang für das Privateigentum 
anstreben. Hierzu sind auch die sozia~ 
demokratisch ausgerichteten Gruppie­
rungen in den slawischen Republiken zu 
zählen; sie wären damit eher als 11 sozi­
al~iberal11 denn als 11sozialdemokratisch 11 

in wes~ichem Verständnis zu bezeich­
nen. Als 11 rechts 11 gelten dementspre­
chend solche Kräfte, die. wie die ortho­
doxen Strömungen in der entsprechen­
den KPdSU - bei aller Flexibilität in 
Teilbereichen an der 11 sozialistischen 
Wahl 11 mit seinem Vorrang für Staats­
eigentum und zentraler Wirtschafts­
planung grundsätzlich festhalten. 

lnhalHich fühlen sich die Vertreter der 
heranwachsenden neuen politischen 
Elite oft mißverstanden, wenn ihnen von 
westlicher Seite vorgehalten wird, daß 
sie der materiellen Wohlstandsmehrung 
mit seinen Aspekten Marktvvirtschaftund 
quantitatives Wachstum Vorrang ein­
räumen vor 11postmateriellen 11 Werten 
wie Schutz der Umwelt, Technologie­
steuerung, Gleichstellung der Geschlech­
ter. Während hierzulande 11 postindu­
strielle11 Handlungsmuster und Verhaltens­
weisen in den Vordergrund rücken, kon­
zentrieren sich die neuen Eliten in der 
Sowjetunion · zugespitzt formuliert- zu­
nächst auf den Aufbau einer modernen 

Industriegesellschaft, die Parteien sazial­
demokratischen Typs eingeschlossen. 
Hierin liegt der Kern dessen, was griffig 
als nungleichzeitigkeitderEntwicklung 11 

zwischen West- und Osteuropa bezeich­
net wird. Diese Ungleichzeitigkeitgiltfür 
die Republiken Rußland, Ukraine und 
Weißrußland in noch stärkerem Maße 
als für deren wesHiche Nachbarstaaten 
Polen, Ungarn, Tschechoslowakei. 

2. Volksbewegungen als 
Motoren des Systemwechsels 

Ein weiteres Charakteristikum des 
Transformationsprozesses in den drei 
genannten Republiken, das ebenfalls 
stark an die Entvvicklung in Osteuropa 
erinn~~t, liegt in der folgenden Tatsache: 
In der Ubergangsphase vom Kommando­
system zur Demokratie sind es weniger 
die neuen Parteien als politische Bewe­
gungen, die in den Republiken die Dy­
namik des Wandels bestimmen - 11 De­
mokratischesRußland11 inderRussischen 
Föderation, die Volksbewegung 11Ruch 11 

in der Ukraine und die 11Volksfront11 in 
Weißrußland. Die neuen Parteien sind 
gelegen~ich aus ihnen hervorgegangen 
und weiterhin mehr oder weniger eng 
mit ihnen verzahnt, z. B. durch koll.iive 
Mitgliedschaft in Rußland, ind· · ,,, le 
Mitgliedschaft der Führungs .. , ' 
Weißrußland, enge Absprac ,­
Ukraine. 

Ihrem Charakter entsprechend.stützen 
sich die Sammlungsbewegungen nicht 
auf eine festumrissene Mitgliedschaft, 
sondern auf breite Kreise mobilisie­
rungsfäh iger Anhänger-Eigenangaben 
zufolge rund 1,5 Millionen in Rußland 
und in Weißrußland, 500.000 in der 
Ukraine !bei 5 Millionen Sympathisan­
ten). Diese lockere Form derOrgansition 
kommt den Bedürfnissen der Bevölke­
rung insofern entgegen, als die Bereit­
schaft der Menschen, sich in einer der 
neuen Parteien zu engagieren, nicht 
zuletzt aufgrund ihrer negativen Erfah­
rungen mit "der Partei 11 

- der KPdSU -
vorerst äußerst gering ist. 

Programmatisch-politisch konzentrieren 
sich die Bewegungen auf solche Ziele, 
über die unter den Demokraten oller 
Couleur ein Grundkonsens herrscht: 
Gewaltfreie Verdrängung der KP von 
den Hebeln der Mocht; Kampl für die 
souveräne Staa~ichkeit der ieweiligen 
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Republik sowie für deren notional-1wltu­
relle "Wiedergeburt'; schließlich ganz 
allgemein auf "Freiheit, Menschenrech­
te, Mehrparteiensystem, freie Wahl, 
Marktwirtschatt' !so 'Demokratisches 
Rußland"). Damit geht es ihnen um 
analoge Ziele wie zuvor jenen Bewe­
gungen in Polen jSolidarnosc) und der 
Tschechoslowakei !Bürgerforum): die 
Errichtung einer 11Zivilgesellschaft 11 eurer 
päischer Prägung. 

In diesem Rahmen bilden die Bewegun­
gen einen entscheidenden Motor für 
rasche Transformationen, und zwar über 
eine eng verzahnte Doppelstrategie 
parlamentarischer und außerparlamen. 
tarischer Aktivitäten. Zum einen koordi­
nieren sie in Absprache mit den neuen 
Parteien die Aufstellung der Kandidaten 
für die Wahlen zu den Sowjets aller 
Ebenen und führen deren Wahlkampf. 
Das ist deshalb wichtig, weil in den 
Wahlkreisen bis auf weiteres nach Per­
sonen und nicht nach Parteienlisten ge­
wählt wird. Nicht minder bedeutend 
sind die außerparlamentarischen Aktivi­
täten der Bewegungen, zumal sie weit 
Fähiger zur Mobilisierung der Bürger 
sind, als die neuen Parteien. So organi­
sierten sie - oft aus dem Stand heraus -
eindrucksvolle Kundgebungen und 
Protestdemonstrationen gegen repressive 
Akte der Machthaber, z. B. im Januar 
1991 anläßlich der von der KP-Nomen­
klatura zentral gesteuerten Versuche zu 
einem gewaltsamen II roll back 11 im 
Baltikum. 

Bei alldem war freilich allen Beteiligten 
- in Analogie zu den Entwicklungen in 
Osteuropa - eines klar: Der Vorrang der 
Bewegungen sowie die Notwendigkeit 
und das Bedürfnis zur Bündelung der 
demokratischen Formationen würde in 
dem Maße abnehmen, in dem die KPdSU 
und deren Ableger in den Republiken 
von der politischen Bühne verschwin­
den. Der gescheiterte Putsch vom Au-

i gust 1991 und die damit verbundene 
~ Ausschaltung der KPdSU aus dem poli-
i: tischen leben - als Folge der Verwick-
: lung ihrer Nomenklatur in den Umsturz-
§ versuch - hat diese Voraussicht bestätigt 
~ ~ und den neuen Parteien zusätzliche 
~ Anstöße zur Stärkung ihres Eigenprofils 
~ vermittelt. Das gilt auch für die Parteien 

. : § sozialdemokratischer Ausrichtung : für 
1; 1j die 1990/91 konstituierten Sozial-

11_:(r_ ·:: __ -. demak __ rotischen Parteien in Rußland, 
:~ ·- der Ukraine und Weißrußland, aber 
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auch für solche reformkommunistische 
Strömungen, die sich seit Frühjahr 1991 
von der KPdSU lösen und einen sozia~ 
demokratischen Weg einschlagen wo~ 
len. 

3. Drei Impulse in Richtung 
Sozialdemokratie 

Die Renaissance sozialdemokratischen 
Gedankenguts in den drei slawischen 
Republiken ist ebenso bemerkenswert, 
wie die Herausbildung entsprechender 
politischer Formationen, die sich paral­
lel gleichsam von oben, auf Initiative 
bestimmter Führungsfiguren aus der 
KPdSU heraus, und von unten in Form 
politischer Kristallisa~onskerne aus i nfor­
mellen Initiativen, Klubs, Diskussions­
tribünen heraus vollzieht. All dies könnte 
den Eindruck erwecken, als böten sich 
sozialdemokratisch orientierten Kräften 
große Chancen, starken Einfluß auf die 
Gestaltung postkommunistischer Struk­
turen in den slawischen Republiken zu 
gewinnen. Tatsächlich sind die Möglich­
keiten und Perspektiven der Sozia~ 
demokratie - jedenfalls auf mittlere Sicht 
- jedoch eher skeptisch einzuschätzen, 
wie auch die Entwicklungen in den 
osteuropäischen Ländern nahelegt. Das 
soll am Beispiel von drei Gruppierungen 
verdeutlicht werden, die sich mehr oder 
weniger stark auf sozialdemokratisches 
Gedankengut berufen. Dies sind die 
Reformkommunisten, die von Scheward­
nadse ins Leben gerufene 11 Bewegung 
für demokratische Reformen 11 und 
diejenigen Formationen, die sich 11 Sozi­
aldemokroten11 nennen. 

Was das zukünftige Gewicht der zu 
Sozialdemokraten mutierten Reform­
kommunisten angeht, so sind ihre Aus­
sichten äußerst ungewiß. Zwar könnte 
es ihren Führern gelingen, bestimmte 
Teile der KPdSU-Mitgliedschaft mit sich 
zu reißen und damit zunächst eine 
Massenbasiszugewinnen. Die von dem 
russischen Vizepräsidenten A. Ruzkoj 
inspirierte, aus der KP Rußlands erwach­
sene Gruppierung 11 Kommunisten für 
Demokratie" !seit September 1991: 
11 Partei Freies Rußland 11 J beispielsweise 
gibt an, in ihren Reihen mittlerweile 
mehr als 3 Millionen Mitglieder zu ver­
einen. 

Das Beispiel des Mitgliederschwunds 
bei den zu Parteien des II demokrati· 

In den meisten 
Rien lassen sich 
cleneuen 
Formationen als 
Kopfgeburten 
und reile 
Überbauphänomene 
charakterisieren 

sehen Sozialismus 11 gewendeten reform­
kommunistischen Formationen in Ost­
europa läßt jedoch vermuten, daß sich 
ähnliche Entwicklungen auch in der 
Sowjetunion vollziehen werden. Hinzu 
kommt die Ungewißheit darüber, ob die 
Wähler angesichts der totalen Diskre­
ditierung von 11 Kommunismus 11

, 
11 Sozia­

lismus11 und von "Partei 11 überhaupt be­
reit sein werden, solchen Formationen 
ihre Stimme zu geben, deren Wirken sie 
mit der Vergangenheit verbinden. Auch 
hier verweist das Schicksal der Reform­
kommunisten in Osteuropa darauf, daß 
die Voraussetzungen für einen Erfolg 
analoger Gruppierungen in den 
slawischen Republiken eher skeptisch 
einzuschätzen sind- selbst dann, wenn 
sie sich 11 sozialdemokratisieren 11

• 

Unklar bleiben bislang auch.Charakter 
und Perspektiven der im Juli 1991 ge­
gründeten, liberal-demokratisch orien­
tierten "Bewegung für demokratische 
Reformen". Zu ihnen gehören neben Ex­
Außenminister Schewardnadse so be­
kannte Politiker wie A. Jakowlew jder 
geistige Kopf der Perestrojka),J. Silajew 
!Regierungschef Rußlands und seit Ende 
August zugleich Vorsitzender des inter­
republikanischen Wirtschaftskomitees, 
(einer Art provisorischer Unionsregie­
rung), G. Popow und A. Sobtschak 
(Oberbürgermeister von Moskau bzw. 
Petersburg), A. Wolskij jPrösident des 
industriellen Wirtschaftsrates der 
UdSSR), der schon erwähnte A. Ruzkoj 
sowie schließlich N. Petrakow und S. 
Schatalin, zwei ehemalige Wirtschafts­
berater Gorbatschows. 

' 1 

Die Bewegung, die die Funktion eines 
Daches oder einer Konföderation der 
neuen Parteien übernehmen möchte, 
hat zwar den Vorteil, daß sie von einer 
Gruppe bekannter und kompetenter 
Politiker und Wirtschaftler geführt wird, 
an denen sich die Menschen orientieren 
können. Die meisten Parteien, darunter 
auch die Sozialdemokraten, verweigern 
sich jedoch der Zusammenarbeit, und 
zwar nicht zuletzt deshalb, weil sie die 
11 Bewegung 11 als Auffangnetz für 
Exkommunisten sehen und befürchten, 
von dieser aufgesogen zu werden. So 
bleibt abzuwarten, ob die für Oktober 
1991 vorgesehene Transformation der 
"Bewegung" in eine politische Partei 
gelingt oder ob sich ihre einzelnen Kom­
ponenten den verschiedenen neuen 
Parteien anschließen werden. 

Was schließlich die neuen politischen 
Parteien - darunter die Formationen 
sozialdemokratischen Typs- angeht, so 
liegen ihre Probleme auf einer anderen 
Ebene. Mit Ausnahme derliberal ausge­
richteten Demokratischen Partei Ruß­
lands l"Trawkin-Partei") mit rund 35.000 
Mitgliedern bilden sie vorerst kaum mehr 
als Protoparteien oder Keimformen zu­
künftiger Parteien mit wenigen tausend 
Mitgliedern. Die Sozialdemokratische 
Partei Rußlands beispielsweise !Grün­
dung: Mai 1990) zählt rund 5.000 
Mitglieder, die SP der Ukraine !Grün­
dung: Mai 1990) l.500Mitgliederund 
die SP Weißrußlands !Gründung: März 
1991) etwa l .000 Mitglieder. In den 
meisten Fällen lassen sich die neuen 
Formationen als Kopfgeburten und rei­
ne Überbauphänomene charakterisie­
ren, handelt es sich häufig um eher 
zufällige, an bestimmte Personen ge­
bundene Gruppierungen. 

Die Gründe für diese Situation sind 
komplexer Natur. Sie hoben zum einen 
zu tun mitderbereitserwähntenAversion 
der Bürger gegen ein Engagement in 
Parteien, mit der unzureichenden mate­
riellen Ausstattung der neuen Parteien, 
mit der Kürze der Aufbauzeit: Schließ. 
lieh begann die Phase der PartE!i­
gründungen erst im Frühjahr 1990. 
Dabei ist zu bedenken, daß die Ansätze 
eines Parteienwesens in Rußland und in 
der Sowjetunion vor Generationen von 
den Bolschewiki zerschlagen wurden 
und aus dem kollektiven Gedächtnis der 
Bevölkerung fast vollständig verschwun­
den sind. 

Der eigenrliche Grund für die bisherige 
Schwäche und die mangelnden Kontu­
ren des Parteiwesens in den drei Repu­
bliken liegt jedoch darin, daß die neuen 
Formationen noch keine sozialen, wer­
te- und interessengebundenen Bezugs­
punkte haben. Das kommunistische 
Regime hatte alles getan, um die Gesell­
schaft zu atomisieren, jede Form selbst­
bestimmter Artikulation und Interaktion 
von Individuen und Gruppen zu verhin­
dern und sogar das Bewußtsein der 
Menschen über ihre unabhängig von 
der Staatsmacht existierenden Interes­
sen zu unterdrücken. Die Überwindung 
dieses Erbes von über 70 Jahren real­
sozialistischer Politik ist wahrscheinlich 
das größte Problem für die neuen Eliten. 
Sie selbst sind-eigenem Bekunden nach 
-oft noch "Kinder des Systems 11, die alte 
Verhaltensweisen nur schwer ändern 
können. So mangelt es ihnen nicht nur 
an politischer Streitkultur im parlamenta­
rischen Wettstreit !Selbstbeschränkung, 
Kompromißbereitschaft, Verhandlungs­
fähigkeit), sondern auch an Sachkompe­
tenz und Professionalität bei der 
Ausarbeitung und Umsetzung ihrer Kon­
zepte. 

Vor diesem Hintergrund könnte man 
überspitzt formulieren: Die neuen politi­
schen Parteien - unter ihnen diejenigen 
sozialdemokratischer Ausrichtung- müs­
sen jene 11 Bürgergesellschaft 11 mit ihren 
ousgeformten Institutionen, ihren spezi­
fischen Wertvorstellungen und ihrem 
~olidarischen Handeln der Menschen, 
wie sie in westlichen Ländern die Grund­
lage für funktionierende Parteiensysteme 
bilden, erst noch schaffen. Hinzu kommt, 
daß die Entwicklung marktwirtschaft­
licher Beziehungen mit Vorrang für pri­
vates Eigentum, wie sie auch von den 
Sozialdemokraten der slawischsprachi­
gen Republiken befürwortet wird, noch 
nicht in Sicht ist. Sie aber stellt eine 
zentrale Voraussetzung für die Heraus­
bildung einer ausdifferenzierten Sozial. 
Struktur mit jenen "neuen produktiven 
Mittelschichten 11 und jener 11 qualifizier­
ten Arbeiterschaft11 dar, auf die sich 
nicht zuletzt die Parteien sozialdemokra­
tischen Typs stützen wollen. Nicht zufäl­
lig sprechen viele führende Repräsen­
tanten der neuen Parteien weniger über 
die tatsächliche Mitgliedsstärke ihrer 
Formation, als über die "potentiell 11 brei­
te Basis, auf die ihre ieweilige Gruppie­
rung zukünftig rechnen könne. 
In diesem licht wird verständlich, daß 

den neuen Parteien bislang ein klqr~ 
programmatisch-politisches Profil .1,ihlt,_ · 
das sie deurlich voneinander abheben 
würde. Wichtig ist ihnen zunächst ihre 
Identität als klassenübergreifende 'par­
lamentarische Partei" jpartija vybara) -
1m Gegensatz zur KPdSU als klassen­
bezogene Vorhutpartei. Dabei koexistie­
ren in den meisten Parteien mit unter­
schiedlicher Gewichtung und Akzen­
tuierung sozialdemokratische, liberale 
und national-demokratische Strömun­
gen. Diese Koexistenz verschiedener 
Strömungen bezieht sich auch auf die 
sozialdemokratischen Parteien der drei 
Republiken sowie auf frühe jl 990) re­
formorientierte KP-Abspaltungen !Repu­
blikanische Partei in Rußland, Partei der 
demokratischen Wiedergeburt in der 
Ukraine). 

In Führung und meist auch in der Mit­
gliedschah sind die Parteien sozial­
demokratischen Typs fast ausnahmslos 
/nte//ektue//enparteien. Über punktuelle 
Kontakte hinaus ist es ihnen bisher nicht 
gelungen, organische und dauerhafte 
Verbindungen zur Arbeiterbewegung 
sowie zu deren Betriebs- und Streik­
komitees in den aufbegehrenden 
Industriezentren herzustellen (Kusbass, 
Donbass, Ural-Gebiet, Minsk etc.),.;J)ie­
severtreten bislang parteienun . '1'· 1. jg 
nur ihre eigenen lnteressen-a · 
macht zum KPdSU-Apparat i 

kommunistisch beherrschten Ve _ _ . 
Es bleibt abzuwarten, ob die Par11iien 
sozialdemokratischen Typs noch, Ver­
drängung der KP-Nomenklatur in der 
Arbeiterschaft Fuß fassen können, z: B. 
mit Blick auf die sich herausbildenden 
freien Gewerkschaftsverbände. 

4. Schwerpunkte in der 
Programmatik der 

Sozialdemokratischen Partei 
Rußlands (SDPR) 

Eingangs wurde darauf verwiesen, daß 
es sich bei den neuen Parteien des Mitte­
links-Spektrums aufgrund der spezifi­
schen Bedingungen des Landes - Stich­
wort: 11 Aufbau einer modernen lndustrie­
gesellschaft11 - eher um Formationen so­
zial-liberalen, als sozialdemokratischen 
Typs westlicher Prägung handelt: Das 
Scheitern des kommunistischen Systems 
hat im überwiegenden Teil der Bevölke-
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rung jegliche Alternative zum Kapitali„ 
mus sowie sogar den Begriff "sozial1' 
und das Konzept eines "social engenee­
ring" in Verruf gebracht. Folgerichttg 
würden diese Parteien ihrer eigenen 
Einschätzung zufolge auf dem äußer­
sten rechten Flügel der Sozialistischen 
Internationale stehen, zu der sie enge 
Verbindungen anstreben. SDPR-Führer 
Rumjonzew brachte den Unterschied 
zur westlichen Sozialdemokratie auf den 
Punkt, als er bemerkte: 11 Die Sozialde­
mokraten im Westen suchen den Kapita­
lismus zu 1sozialisieren 1

, wir dagegen 
wollenden Sozialismus 'kopitalisieren' 11

• 

Einen guten Einblick in diese 11 Ungleich­
zeitigkeit" der Entwicklungen in der Pro­
grammatik östlicher und westlicher 
Sozialdemokratievermitteltdas im Herbst 
1990 erarbeitete und im Frühjahr 1991 
verabschiedete Programm der SDPR. Es 
kann zugleich als typisch für die Ziele all 
jener neuen Parteien in den slawischen 
Republiken der Sowjetunion gellen, die 
sich auf die internationale Sozial­
demokratie beziehen. Die Eingangs­
passagen des Programms sind von ei­
ner entschiedenen Absage an den "tota­
litären Kommunismus" geprägt, der 
jegliche Ansätze einer Bürgergesellschaft 
zerstört und das Land ins Verderben 
geführt habe. Zugleich wird in dem 
Programm kein Bezug auf den 11Sozialis­
mus11 oder den "demokratischen S0zia­
lismus11 genommen. Selbst das 
menschewistische Erbe wird - für viele 
westliche Beobachter zunächst sicher 
überraschend - nur beiläufig erwähnt. 

All dies findet seine plausible Erklärung 
darin, daß die (ja auch von den 
Menschewiki angestrebte) nsozialistische 
Wahl 11 durch das kommunistische Expe­
riment diskreditiert wurde: Der Bevölke­
rung in Rußland {wie bereits zuvor in 
Ostmitteleuropa) ist schwer klarzuma­
chen, worin der fundamentale Unter­
schied zwischen dem 11 Sozialismus 11 

bolschewistischen Typs und dem "de­
mokratischen Sozialismus 11 westlicher 
Prägung besteht. Gleichwohl fühlt sich 
die SDPR der europäischen Sozial­
demokratie insofern nahe, als diese den 
Sozialismus nicht als einen "gesellschaft­
lichen Endzustand 11 versteht, sondern 
als einen 11dauernden Prozeß gesel~ 
schaltlichen Wandels" .Tatsächlich lin­
den sich im SDPR.J'rogramm Aussagen, 
die - teilweise wörtlich - an Positionen 
westlicher Sozialdemokraten anknüpfen 

Tatsächlich finden 
sich in 
SDPR-Programm 
Aussagen, cle 
- teiweise wörtlch -
111 Positionen 
westlcher 
Sozialdemokraten 
anknüpfen 

(z. B. an die SPD-Programme von Bad 
Godesberg, 1959, und von Berlin, 
1989.) 

ln ihrem Streben nach 11 politischer, wirt­
schaftlicher und sozialer Demokratie 11 

stützt sich die SDPR auf die einander 
bedingenden und ergänzenden Grund­
werte 11 Freiheit, Gerechtigkeit und 
S0lidarität 11

• Ziel ist die Schaffung einer 
11 Bürgergesellschaft 11

, die dem Individu­
um ein Maximum an Freiheit sichert. In 
diesem Sinne bekennt sich die Partei 
ausdrücklich zu den positiven Werten 
des Liberalismus, des Christentums, der 
Volkstümler-Bewegung (narodniki) und 
der Sozialdemokratie, nennt sie A. 
Sacharow, A. Solshenizyn und A. Mart­
schenko als Leitfiguren im Kampf um die 
Menschenrechte. Von den Konservati­
ven hebt sich die SDPR dadurch ab, daß 
sie deren "Apologie der sozialen Un­
gleichheit11 verwirft, die letztlich 11 zur 
Einleilung der Gesellschaft in Freie und 
Unfreie 11 führe. Den Liberalen hält sie 
vor, im Namen der Freiheit die Grund­
werte Gerechtigkeit und Solidarität in 
den Hintergrund zu rücken, was schließ­
lich 11 zur Abschaffung der Freiheit" füh­
ren könne. Diese Abgrenzungen dienen 
jedoch ausschließlich der eigenen pro­
grammatischen Vergewisserung; sie 
korrespondieren mit der Suche nach 
politischem 11 Konsens 11 und 11 Kompro­
miß11 mit liberalen und konservativen 
Formationen beim angestrebten Über­
gang zu einer national-russische Tradi­
tionen aufnehmenden Bürger­
gesellschaft. 

AufökonomischemGebietsetztdieSDPR 
aufMarktwirtschaftund Privateigentum: 
"Die Erfahrung in der Welt hat gezeigt, 
daß Freiheit des Unternehmertums wirt­
schaftlichen Zweckmäßigkeiten ent­
spricht. In Verbindung mit einer Politik 
der sozialen Partnerschaft sichert sie 
dem Menschen nicht in der Theorie, 
sondern in der Praxis eine ausreichende 
Existenz sowie tatsächliche Rechte zur 
Verwirklichung der Persönlichkeit". Al­
lerdings müsse der Markt über bestimm­
te Regelmechanismen des demokrati­
schen Staates sozial und ökologisch 
ausgerichtet werden, auch müßten be­
stimmte Wirt-schaftszweige, die dem 
Allgemeinwohl dienten, in Gemein· 
eigentum verbleiben {Bodenschätze, 
Wasserwirtschaft etc.). So heißt es in 
Anlehnung an eine bekannte Parole des 
Godesberger Programms der SPD von 
1959: "Wettbewerb soweit wie mög­
lich - Regulierung (regulirovanie) soweit 
wie nötig". Das Wort 11 Planung" • 
plan irovanie-wird als zentrales Element 
des Realsozialismus sowjetischen Typs 
bewußt verworfen. 

Als einzige unter den neuen Parteien 
enthält das SDPR.J'rogramm-worauf die 
Partei mit Nachdruck verweist- ausführ­
liche Passagen über Mechanismen zum 
Schutz der sozialen Rechte der Arbeit­
nehmer. Betont werden dabei u. a. die 
SozialpAichtigkeit des Eigentums, Mit­
bestimmung über die Arbeitsbedingun­
gen im Betrieb, Schaffung eines 11 zivili­
sierten und organisierten Arbeitsmarkts 11 

einschließlich eines wirksamen Systems 
der Arbeitslosenvermittlung, Notwendig­
keit starker und unabhängiger Gewerk­
schaften. lnteressanterweisewird all dies 
gerade auch auf die spezifische Situati­
on Rußlands, auf traditionell tief 
verwurzelte Empfindungen seiner Men­
schen bezogen: 11 Das Gefühl der 
Solidarität ist besonders eng verbunden 
mit der geisttgen Wiedergeburt Ruß­
lands". 

5. Unsichere Perspelmven 

Die Perspektiven der Sozialdemokratie 
in den slawischen Republiken der Sow­
jetunion werden ganz entscheidend 
davon bestimmt, ob es gelingt, die ent­
stehenden Ansätze zu einer 11 Zivil­
gesellschaft11 in diesen Regionen auszu­
bauen und diese an die europäischen 

Kommunikations- und Integrations­
prozesse heranzuführen. Die Chancen 
hierfür sind gegenwörttg deshalb gün­
stig, weil sich die neuen Eliten - und hier 
nicht zuletzt die Formationen sozia~ 
demokratischer Ausrichtung - parallel 
zu ·ihrem Streben nach Souveränisierung 
und nWiedergeburt" ihrer jeweiligen 
Nation - nach Europa hin orientieren. 
Bezeichnenderweise zeigen die Reprä­
sentanten der neuen Parleien und Bewe­
gungen großes Interesse an Kontakten 
nicht nur zu verwandten, sondern auch 
zu anders ausgerichteten Parteifamilien 
in Westeuropa. Solche Kontakte wer­
den ihnen als wichtiger Kanal für Bezie­
hungen zum Westen überhaupt und als 
bedeutendes Element gesamteuropäi­
scher Vernetzung angesehen. 

Hierbei fällt der westlichen Sozial­
demokratie eine wichttge Aufgabe zu, 
genießt sie doch bei den Repräsentan­
ten der neuen Parteien über die als 
11soziaklemokratisch 11 geprägten Forma­
tionen hinaus großes Prestige. freilich 
wäre es in der Ubergangsphase, in der 
sich die Parteien programmatisch nur in 
Akzenten voneinander unterscheiden 
und in der sie sich organisatorisch for­
mieren, spalten, fusionieren, viel zu früh, 
sich auf eine Gruppe als Präfe­
renzpartnerfestzulegen. Ein begrenzter 
Vorrang für als nahestehend empfunde­
ne Parteien sollte daher verbunden wer­
den mit Informations-- und Gesprächs­
kontakten auch zu ienen neuen 
Oruppierungen, die von Namen und 
Inhalten - oft nur scheinbar - anders 
ausgerichtet sind. 

Zugleich sollie man sich hierzulande 
bewußt sein, daß sich die Hoffnungen 
der Menschen in den slawischen Repu­
bliken heute weniger auf Parteien euro­
päischen Typs als auf chOrismatische 
Führerpersönlichkeiten richten, welche 
die Verantwortung für geistig-nationale 
Wiecergeburtund materielle Wohlfahrt 
übernehmen. Auch hier lassen sich Pa­
rallelen zu den Entwicklungen in Ost­
europa ziehen. Symptomatisch hierfür 
ist das Aufkommen solcher mit umfang­
reichen Vollmachten ausgestatteten 
Führungsfiguren wie Jelzin in Rußland 
und Krawtschuk in der Ukraine. Diese 
birgt Gefahren und Chancen zugleich. 
Die Gefahren liegen darin, daß mit 
einer starken Präsidentschaft autoritäre 
Strukturen und Verhaltensweisen in ver­
ändertem Gewande perpetuiert wer-

den, den Parteien wenig Raum zur Ent­
faltung bleibt und im Falle eines Schei­
terns der Transformation - insbesondere 
in der Wirtschaft- Demokratte und Plura­
lismus erneutunterdrücktwerden. Schon 
heute stehen, insbesondere in Rußland, 
Kräfte bereit, die - geschickter als die 
Putschisten im August 199 l - einen 
durch wirtschaftliche und soziale Verfall„ 
erscheinungen bedingten Massenprotest 
für die Errichtung einer Diktatur nutzen 
könnten. Ideologisch würden sich diese 
Kräfte aus einer Mischung von drei 
Elementen speisen: aus dem Patriotis­
mus j11 Das Vaterland ist in Gefahr! 11 J, aus 
dem Populismus ("Gegen Spekulan­
tentum, Korruption, Privatwirtschaft!") 
und aus dem orthodox-slawophilen 
Fundus ("Gegen wesrliche Dekadenz!"). 

Die Chancen für eine positive Entwick­
lung sind darin zu sehen, daß eine 
starke, von den Demokraten unterstützte 
Präsidentschaft das durch den Zerfall 
der bisherigen zentralen Strukturen und 
Machtsäulen entstandene Vakuum auf 
Republikebene neu ausfüllt, mit ihrer 
Autorität den komplexen T ransforma­
tionsprozeß vorwärtstreibt und damit 
den neuen Parteien konkrete soziale 
Bezugspunkte und palittsche Handlung„ 
feldervermittelt. Daß die neuen Porteien 
und Bewegungen durchaus in ~f'. :,1:1.: 

sind, die Präsidentschaftindi ·· '' ',,,,,, 

zu beeinflussen, zeigen beispi .'-:", .... ,;. 
Akttvitöten des SDPR-Abgeord~uin­
janzew: Als Leiter der Verlossungskom­
mission des Obersten Sowjet Rullkinds 
hatten er und weitere Parteifreunde we­
senrlichen Anteil daran, daß solche 
Kategorien wie 11 Bürgergesellschaft 11

, 

''Sozialstaat", 11 soziale Demokratie", 
"soziale Marktwirtschaft11 und "lokale 
Selbstverwaltung" in den Entwurf für 
eine neue Verfassung des Landes Ein­
gang landen. 
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Heinz-Jürgen Axt 

Zwischen 
Markt· 

• • or1ent1erung 
und 
Etatismus 
Sozialdemokratie und Modernisierung 
der Wirlschalt in Südeuropa1 

Die Modernisierung der Länder Südeuro­
pas ist in der letzten Dekade slark durch 
sozialistische und sozialdemokratische 
Parteien geprägt worden. Nachdem 
diese in Frankreich, Griechenland und 
Spanien zu Beginn der achtziger Jahre 
die Regierungsgeschäfte übernommen 
hatten, war vom "Eurosozialismus 11 die 
Rede. Was also sind die Melhoden, 
Probleme und Ergebnisse dieser Moder­
nisierungspolitik in Griechenland, Spa­
nien und Portugal?2 Antworten hierauf 
sind Für die sich transformierenden Ge­
sellschaften Osteuropas von beson­
derem Interesse. 

1. Rahmenbedingungen 
sozialdemokratischer 

Modemisierungspolitik 

Politische und ökonomische Rahmen­
bedingungen sind bei der Analyse und 
Bewertung von Modernisierungspoliti­
ken zu berücksichtigen. In welchem 
Maße die Modernisierungsresultate auf 
die Politik der Regierungsparteien zu­
rückgeführt werden können, höngl ab 
von der Länge der Regierungsperioden, 
dem Vorhandensein föderalistischer 
Strukturen als Korrektiv zentralstaatli­
cher Politik, der Annäherung zwischen 
Regierung und Opposition, den jeweili­
gen Parlamentsmehrheiten, der Häufig­
keit von Regierungswechseln und der 
Praxis von Wahlgeschenken (Beyme 
1982, S. 396 ff). 

Dr. Heinz-Jürgen Axt, Privatdozent Für 
Soziologie an der TU Berlin 

Die Modernisierungsergebnisse, besser: 
-defizite im Griechenland der achlziger 
Jahre können der Regierungspolitik der 
Panhellenischen Sozialistischen Bewe­
gung (PASOKI zugeschrieben werden. 
Die Regierungsperiode der PASOK von 
1981 bis 1989 warlang genug, um im 
Rahmen des Möglichen eigene Optionen 
zu verwirklichen. Von föderalistischen 
Strukturen kann in Griechenland keine 
Rede sein. Alhen bestimm! die Enlwick­
lung. Eine starke Annäherung zwischen 
Regierung und Opposition war nicht zu 
beobachten. Häufige Regierungswech­
sel gab es nicht, wohl obereineexzessive 
Praxis von Wahlgeschenken. 
Dem Spanien der achtziger Jahre kann 
ebenfalls ein hoher Zurechnungs-Grad 
von Modernisierung und Regierungs­
politik attestiert werden. Die Sozialisten 
des PSOE (Parlido Socialista Obrero 
Espai'ioll befinden sich seil 1982 an der 
Regierung. PSOE-Regierung und Oppo­
sition behielten ein eigenes Profil. Die 
Regierungsperioden der Sozialisten 
waren relativ lang, die durchschnittliche 
Kabinettsdauer lag mil 30 Monalen 
über dem westeuropäischen Vergleichs­
wert von 24 Monalen (Merkel 1990 al. 
Dank des verstärkten Verhältniswahl­
rechts konnten PSOE-Regierungen sich 
auf absolute Mehrheiten im Parlament 
stützen. Die Opposition ist gespalten. 
Die Wahlgeschenke fielen bescheiden 
aus (Gillespie 19891. Die Aufteilung 
Spaniens in siebzehn 11 autonome 11 Re­
gionen und mehrere Verwaltungspro­
vinzen schafft zwar eine gewisse Macht­
halance zwischen Madrid und den Re­
gionen, bildet jedoch wegen fehlender 
Finanzmittel kein wirtschaftspolitisches 
Gegengewicht zur Zentrale jßernecker 
19901. 
Anders als in Griechenland und Spani­
en blieb der unmittelbare Ein~uß der 
Sozialislen vom Partido Socialisla (PSI 
auf die Modernisierung in Portugal be­
scheiden. Sie verloren ihre dominieren­
de Stellung aus den siebziger Jahren an 
die neoliberole Partei Partido Social 
Democrala (PSDI (Gallagher 19891. 
Nach 197 6 bis 1 978 gelanglen die 
Sozialisten nur noch einmal, von 1983 
bis 1985, gemeinsam mildem PSD an 
die Regierungsmacht. Portugal ist unter 
den EG-Ländern das Land mit den mei­
slen Regierungen (12 von 1976 bis 
19901 und der kürzeslen durchschnittli­
chen Kabinettsdauer (14 Monatel. Zu­
meist mußten Koalitionsregierungen 
gebildet werden. Die Häufigkeit der 

Regierungswechselgingerstnach 1983 
zurück, 1987 konnle der PSD eine sta­
bile Einparteienregierung mit absoluter 
Parlamenlsmehrheil bilden. Vor dem 
Hintergrund von Wirtschaftskrise, Krisen­
management und Austeritätspolitik nä­
herte sich die Politik von Regierung und 
Opposition an. Der Föderalismus spielt 
in Portugal als Korrektiv der zentra~ 
slaallichen Polilik keine besondere Rolle 
[Dauderstädl 1988, Opello 19851. 

Fünf Faktorenbündel sind bei den öko­
nomischen Rahmenbedingungen zu 
unterscheiden: 
l . die sozioökonomischen Strukturen 
und Konjunkturzyklen, 2. die Politik der 
Vorgängerregierungen und ihre Folge­
wirkungen, 3. die Komposition der indu­
striellen Beziehungen, 4. die staatlich­
administrativen Strukturen und 5. die 
Polilik der Nolenbank. 
Die Rezession der Weltwirtschaft im 
Gefolge der zweilen Ölpreiskrise war 
expansiven Reformpolitiken zu Beginn 
der achtziger Jahre wenig förderlich, 
weltweitdominiertedieAusteritätspolitik. 
Erst in der Mitte der achtziger Jahre 
beleble sich die Wellwirtschatt. Grie­
chenlands Beitritt zur EG [ 19811 fand 
also unter ungünstigeren Bedingungen 
als bei den iberischen Ländern (19861 
statt. Die konjunklurelle Lage G~~,. 

Jands war zu Beginn derachtzii .. ::.1.1.±.,:.::.~~ 
gekennzeichnet von nachla · ., 
Wachslum, einer lnflalion von gut2$'%, 
einer stark defizitären Handelsbilbn:z, 
einer zunehmenden Arbeitslosi{Jkeit, 
einer negativen Investitionsentwicklung 
und einem Defizit des öffenrlicheri Sek­
lers (Axl 1985, Kasakos 19881.Seit 
den sechziger Jahren hatte in Griechen­
land zwar eine rasche Industrialisierung 
stattgefunden-um den Preis freilich, daß 
die Etatisierung der Wirtschaft ständig 
zunahm. 1981 hatte sich die Staats­
quole mit gut 48 % gegenüber 1960 
fast verdoppelt. Die PASOK-Regierung 
führte in den achtziger Jahren mithin die 
Politik der konservativen Regierungen 
forl. Mil spezifischen Modifikationen 
gilt dies auch für das traditionelle 
Klientelsystem und die Amterpotronage. 
Eine leistungsfähige Administration konn­
te sich unter diesen Bedingungen nicht 
herausbilden. Mit der Industrialisierung 
ging eine Konzentration der Wirtschafts­
aktivitäten auf den Großraum Athen 
einher. Es gibt in Griechenland zwar 
einenGewerkschaftsdachverbandGSEE 
(Allgemeine Konföderation der Griechi-



sehen Arbeiter), dieser ist jedoch intern 
in richtungspolitische Fraktionen 
gespalten, was einerseits zur Häufung 
von Streiks, andererseits jedoch zu einer 
Schwächung der gewerkschaftlichen 
Macht geführt hat. Eine weisungsunge­
bundene Notenbank und autonome 
Geldpolitikgibtes in Griechenland nicht. 
Als die spanischen Sozialisten 1982 
die Regierungsmacht übernahmen, 
stagnierte die Wirtschaft: Das Wachs­
tum entwickelte sich mit durchschnittlich 
0,8 % [1975 bis 1982) nur mäßig, die 
Inflationsrate lag mit 14,5 % weit über 
dem DurchschnittderOECD-Länder(7,7 
%), die Arbeitslosigkeit belief sich auf 
immerhin 14,5 %, das Budgetdefizit 
betrug etwa 4 % des Bruttoinland­
produkts [BIP), und die Leistungsbilanz 
hatte sich aufgrund der Energieimporte 
verschlechtert [Volz 1990, Merkel 
1989). Es war weniger den Vorgänger­
regierungen als den Erfordernissen der 
demokratischen Konsolidierung zuzu­
schreiben, daß in der zweiten Hälfte der 
siebziger Jahre die ökonomische 
Modernisierung nicht energisch voran­
getrieben wurde. Diese Aufgabe blieb 
der PSOE-Regierung ab 1982 überlas­
sen. Im Bereich der industriellen Bezie­
hungen zeichnen sich die Gewerkschaf­
ten durch organisatorische Schwäche 
und richtungspolitische Spoltung in die 
kommunistisch dominierten Comisiones 
Obreras [CC.00) und die sozialisti­
sche Union General de Trabajadores 
(UGT) aus. Gleichsam als Kompensation 
waren neokorporatistische Strukturen 
bereits mit den Moncloa-Pakten von 
1977 vorgegeben, auf die auch die 
PSOE-Regierung zurückgreifen konnte. 
Z.T. erhebliche Defizite machten sich im 
Bereich der Administration und der In-
frastrukturen bemerkbar. Von der Noten­
bank hatte die PSOE-Regierung keine 
Korrektur ihrer Wirtschaftspolitik zu be­
fürchten, das Zentralbankgesetz schreibt 
die Weisungsgebundenheit gegenüber 
der Regierung fest. 
Die Wirtschaftsprobleme Portugals zu 
Mitte der achtziger Jahre waren der 
Diktatur Solazars, aber auch der Politik 
der nachdiktatorischen Regierungen 
geschuldet[Müller 1986, OECD 1984). 
Unter der Diktatur war die Wirtschaft 

i I d h v, vor aus än isc er Konkurrenz 
~ abgeschottet, wenige Großunternehmen 

;: ... § genossen monopolartige Privilegien, und 
;:.::: ._· das Mutterland wurde wegen der höhe­
litilf. :·;: ~Gewinnspannen zugunsten derüber­
~~~~en Territorien vernachlässigt. Die 
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Agrarwirtschaft dominierte. Nach der 
Revolution ist es den häufig wechseln­
den Regierungen nicht gelungen, eine 
konsistente Modernisierungspolitik zu 
finden. Banken und Großindustrien wur­
den verstaatlicht, eine äußerst großzügi­
ge Lohn- und Sozialpolitik überlastete 
den Staatshaushalt. Die Kündigungs­
regeln wurden restriktiv gestaltet. Eine 
konsumorientierte expansive Geld- und 
Fiskalpolitik erhöhte die Importe und 
verstärkte die Inflationsentwicklung. 
1984 betrug die Inflationsrate über 30 
%. Die Auslandsverschuldung erreichte 
1985 den dreifachen Wert der Export­
ein nahmen. Der kommunistische 
Gewerkschaftsverband CGPT-IN hatte 
in den siebziger Jahren - begleitet von 
häufigen Streiks - massive Lohn­
erhöhungen durchsetzen können. Erst 
seit Mitte der achtziger Jahre wurde 
diese Phase von konzertierten Aktionen 
zwischen den Gewerkschaften, den 
Unternehmern und der Regierung abge­
löst. 

2. Komparative Typologie 
sozialdemokratischer 

Modernisierung in Südeuropa 

Zum klassischen sozialdemokratischen 
Politikmuster gehört die Akzeptanz des 
Marktes, aber auch der Für notwendig 
erachtete Staatseingriff, die Reduzierung 
sozialer Ungleichheiten und die Vollbe­
schäftigungspolitik. In den achtziger 
Jahren hat sozialdemokratische Politik 
diese Ziele immer weniger im Rahmen 
der keynesianisch~n Globalsteuerung 
verfolge_i:i können. Okonomische Krisen 
und die Uberforderung staatlicher Haus­
halte verhinderten dies. 
Nur in Griechenland hat man zu An­
fang der achtziger Jahre noch einmal 
auf keynesianische Nachfragesteuerung 
gesetzt. Seit den Vorbereitungen auf 
den EG-Beitritt hat diese Politik für die 
iberischen Länder keine Rolle mehr ge­
spielt. Sozialdemokratische Modernisie­
rung hat daher zu unterschiedlichen 
Politikmustern und Ergebnissen geführt. 
Spanien kann als der Typ einer aktiven 
und auch erfolgreichen marktorientierten 
sozialdemokratischen Modernisierungs­
politik mit sozialpolitischen Defiziten 
gelten. Bei Griechenland bietet sich die 
Formel der sozialistischen Wohlfahrt 
ohne solide ökonomische Basis und 
Modernisierung an. In Portugal schließ. 
lieh spielen die Sozialisten das 
stabilitätsorientierte Korrektiv erst linker 

und dann bürgerlicher Expansionspolitik, 
um ab 1987 einer rechtsliberalen 
Mehrheitsregierung unter Cavaco Silva 
Platz zu machen, die erfolgreich die 
sozialistische Stabilisie-rungspolitik fort­
führen kann. 

2.1 Spanien: 
Marktorientierte Modernisierung 

Die Sozialistische Partei Spaniens hat 
einen tiefgreifenden Wandel vollzogen. 
Verstand sich derPSOE unmittelbar nach 
der Überwindung der Diktatur noch als 
linkssozialistische Partei, so setzte 1978 
mit der Eliminierung des Begriffs Marxis­
mus aus der Parteiprogrammatik der 
Wandel zum sozialdemokratischen 
Reformismus ein, der schließlich ab dem 
Zeitpunkt der Regierungsübernahme im 
Jahr 1982 in einen technokratischen Re­
formismus einmündete. Der PSOE be­
setzt erfolgreich die Mitte des sponi­
schen Parteienspektrums. Modernisie­
rung und Dem~_kratisierung standen im 
Vordergrund. Offentliche Investitionen 
spielten gegenüber der Förderung von 
Privatinvestitionen nur eine unter­
geordnete Rolle. Die Nationalisierung 
der Produktionsmittel hat für den PSOE 
programmatisch nie eine größere Be­
deutung gehabt, konsequenterweise hat 
die Partei die Privatisierung des unter 
der Diktatur verstaatlichten Bereichs 
vorangetrieben. Personelle Überkapa­
zitäten wurden abgebaut, die lohn­
politischen Zugeständnisse fielen ge­
ring aus, und die öffentlichen Gebühren 
orientierten sich an den realen Kosten. 
Die Wirtschaftspolitik der PSOE-Regie­
rung gabderlnflationsbekämpfung, dem 
Abbau des Leistungsbilanzdefizits und 
der Verminderung der öffentlichen Ver­
schuldung den Vorrang. Zu diesem 
Zweck wurde eine Austeritätspolitik und 
eine restriktive Geld- und Finanzpolitik 
verfolgt. Nur mäßige Lohnerhöhungen 
wurden von der Regierung zugestan­
den (Frey 1988). Eine Vollbeschäfti­
gungspolitik traditioneller sozialdemo­
kratischer Provenienz hat die PSOE­
Regierung nicht verfolgt. Die starr regu­
lierten Arbeitsbeziehungen wurden 
durch die Ausweitung von befristeten 
Beschäftigungsverhältnissen aufgelok­
kert. 1987 erfolgten 90 % oller Neuein- · 
stellungen mit Fristverträgen. Das den 
Wählern gegebene Versprechen zur 
drastischen Reduzierung der Arbeitslo­
sigkeit konnte die Regierung - trotz der 
beachttichen Zahl von 1,2 Millionen 

neu geschaffener Arbeitsplätze in deri 
Jahren 1985 bis 1988-nicht einhalten. 
Weniger als ein Drittel der Arbeitslosen 
erhält eine finanzielle Unterstützung. 
Korporatistische Elemente spielten für 
die PSOE-Regierung eine wichtige Rol­
le. Sozialpakte wurden zwar nur mit 
den sozialistischen Gewerkschaftern der 
UGT vereinbart, die Commissiones 
Obreras hielten sich jedoch weitgehend 
ebenfalls an diese Abmachungen. 3 Weil 
aber den Reallohnverlusten kein Abbau 
der Arbeitslosigkeit gegenüberstand, 
kam es 1988 zum ersten Generalstreik 
der UGT. 
Die Attraktion von Auslandskapital spielt 
in der Politik der PSOE-Regierung eine 
zentrale Rolle. Aufgrund der geschilder­
ten wirtschaftspolitischen Prioritäten und 
ihrer erfolgreichen Umsetzung war ein 
kräftiger Zustrom von ausländischem 
Kapitol, insbesondere Direktinvestitio­
nen, nach Spanien zu verzeichnen. 
Zusammenfassend kann festgehalten 
werden, daß die Zwei-Phasen-Strategie 
von Felipe Gonzalez - erst Modernisie­
rung und dann Wohlfahrtstaat - bezüg­
lich ihrer ersten Komponente erfolgreich 
war: Die Wirtschaft wurde moderni­
siert, rationalisiert und wettbewerbs­
fähiger gemacht. Nicht oder noch nicht 
gelungen ist allerdings die Verwirkli­
chung der zweiten Phase, die hohen 
Arbeitslosenzahlen belegen dies. 

2.2 Griechenland: 
Konsum, Inflation und Verschuldung 

Statt der Entfaltung der Marktkräfte ga­
ben die Sozialisten dem Staatseingriff 
den Vorzug (Axt 1989, Kasakos 1988, 
Lyrintzis 1989, Petras 1987, Zofiris 
1986). Das Ergebnis war sozialistische 
Wohlfahrt ohne solide ökonomische 
Basis. Die keynesianische Nachfrage­
steuerung spielte eine bedeutende, doch 
letztlich erfolglose Rolle. Umverteilungs­
politik betrieb die Regierung über lohn­
politische Zugeständnisse, eine zurück­
haltende Besteuerung und sozialpolitisch 
großzügige Rentenregelungen. 11Vollbe­
schäftigungspolitik11 versuchte man über 
die 11 Sozialisierung 11 von Verlustbetrieben 
und über eine massive klientelistische 
Ämterpatronage zu erreichen. Die in­
tensiv verfolgte Praxis der Wahl­
geschenke verhinderte eine stetige 
Wirtschaftspolitik. 
In der Politik der PASOK-Regierung las­
sen sich drei Phasen erkennen: Bis 1985 
betrieb man eine Politik der Nachfrage-

steigerung, es folgten zwei Jahre Spar­
politik, um von 1987 bis 1989 wiede­
rum der expansiven Einkommenspolitik 
den Vorzug zu geben. Große Ein­
kommensverluste vor 1981 veranlaßten 
die PASOK-Reg ierung zur linkskeynesia­
nisch inspirierten Nachfragepolitik. Die 
Löhne und Gehälter im öffenttichen Dienst 
wurden automatisch der Inflations­
entwicklung angepaßt. Die Reallöhne 
stiegen 1984 um 83 % gegenüber 
197 4. Die Produktivität stieg im glei­
chen Zeitraum allerdings lediglich um 
23 %, und die Investitionen sanken 
jährlich um 4 %. Die lnAation erreichte 
1985 den EG-Spitzenwert von 25 %. 
Die erhöhte Nachfrage steigerte die 
Importe. 
Im Oktober 1985 ging man - nach den 
Wahlen! - zur Sporpolitik über. Die 
automatische Anpassung der Einkom­
men wurde eingefroren. Die Drachme 
wurde abgewertet, die öffentlichen Aus­
gaben gesenkt, Kündigungsregeln 
liberalisiert und Anti-Streik-Maßnahmen 
verstärkt. Der Reallohnverlust betrug 
1987 gegenüber 1985 10-15 %. Die 
Unternehmergewinne stiegen 1986 
gegenüber dem Vorjahr um rund die 
Hälfte. Die lnAation wurde auf 17 % 
[ 1986) gesenkt, das Leistungsbilanz­
und das öffenttiche Defizit gingen eben­
falls zurück. Die Devisenreserven stie­
gen an. Das Investitionsklima wurde 
allgemein positiv eingeschätzt. 
Korporative Elemente spielten in Grie­
chenland keine Rolle. Als die Regierung 
von der expansiven Lohnpolitik Abstand 
nahm, verschärfte sie das Streikrecht. 
VordenWahlenvon 1989wurde 1988 
eine erneute Wende vollzogen: Lohn­
erhöhungen zwischen 12 und 16 % 
wurden zugelassen. 
Die Modernisierung und Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft 
konnten unter diesen Bedingungen nicht 
erreicht werden. Die PASOK-Regierung 
verzichtete zwar nicht auf angebots­
orientierte Maßnahmen -die Investitions­
zuschüsse waren äußerst großzügig -, 
nur erwiesen sich diese Maßnahmen 
wegen der wirtschaftlichen und politi­
schen Rahmenbedingungen als wenig 
investitionsfördernd. So wurde z.B. als 
11 Sozialisierung 11 ausgegeben, was in 
Wirklichkeit eine Verstaatlichung von 
Verlusten war. Die Diskrepanz verunsi­
cherte gleichwohl die Unternehmer, die 
sich mit Investitionen zurückhielten. Die 
Verhinderung von Massenentlassungen 
war ein wichtiger Grund für die PAS OK-

Regierung, seit 1981 immer mehr ver­
schuldete Unternehmen durch die öllenl­
liche Hand aufzukaufen. Es gelang a~ 
lerdings nicht, diese "Problemunter­
nehmen" zu sanieren oder sie gor zu 
reprivatisieren. Der öffentliche Sektor 
wurde unter der PASOK-Regierung zu­
sätzlich noch dadurch aufgebläht, daß 
die Amterpatronage einen bedeuten­
den Umfang annahm. Gemäß dem 
Motto "jede Stelle bringt mindestens 
zwei Wahlstimmen 11 wurden in der Re­
gierungszeit der PASOK schätzungs­
weise 300.000 bis 400.000 Beschäf­
tigte im öffentlichen Dienst neu einge­
stellt, im ersten Halbjahr 1989 allein 
96.000 Mitarbeiter (Axt 1990). 
In der Rentenpolitik gewährte man in 
Griechenland Vergünstigungen, die ih­
resgleichen in Europa suchen: Viele 
Griechen können bereits mit 50 Jahren 
pensioniert werden, Frauen gar schon 
nach 15 Dienstjahren im öffentlichen 
Dienst mit 35 in Frühpension gehen (und 
dann eine Tätigkeit in der Schatten­
wirtschaft übernehmen). Zugleich ver­
zichtete der griechische Staat darauf, 
seine Einnahmen zu verbessern: Steu­
ern wurden entweder nicht eingetrieben 
(OECD 1990), oder - wie im Falle der 
Landwirte - es wurden ganze Beryfs­
gruppen (aus Gründen der Wahl. 
fast gar nicht besteuert. 

2.3 Portugal: . ,- ." 
Sozialistisches Krisenmanagei!.~:;_ 

Nach 197 4 sind in Portugal zwei große 
Phasen zu unterscheiden: Ein e(ster 
Abschnitt mit instabilen und häufig wech­
selnden Regierungen, denen es· nicht 
gelingt, einewirtschaltspolitischeleittinie 
zu finden, und in der die Sozialisten 
eine beceutsame politische Rolle spie­
len, und eine zweite Phase ab 1987, in 
der die rechtsliberalen Sozialdemokra­
ten unter Covaco Silva den Ton ange­
ben (Dauderstädt 1986, Giner 1984, 
Williams 1989). Im Vergleich zu Grie­
chenland kann man im. nach­
diktatorischen Portugal bis 1987 
ein 11 Spiel mit vertauschten Rollen" be­
obachten: Als Regierungsporlei über­
nahmen die - früher linkssozialistisch 
orientierten - Sozialisten die Aufgabe, 
eineAusteritätspolitikdurchzusetzen, die 
erforderlich geworden war, weil zuerst 
im Anschluß an die "Nelkenrevolution" 
und später dann von einer bürgerlichen 
Koalition eine expansive Wirtschafts­
politik verfolgt worden war. Das Krisen-



management, für das die Sozialisten in 
die Nähe eines monetaristischen 
Konservatismus gestellt wurden, lohnte 
sich indes für die Sozialisten nicht: Bei 
den anstehenden Wahlen unterlagen 
sie. Die Sozialisten haben darüberhin­
aus entscheidend dazu beigetragen, 
daß die sozialistischen Rudimente der 
Verfassung von 1975, an die sich die 
maßgeblichen politischen Kräfte ohne­
hin nicht mehr gebunden fühlten, getilgt 
wurden, umdamiteinermarktorientierten 
Modernisierung den Weg zu bereiten. 
Die Sozialisten treten für eine sozial 
abgefederte und begrenzt slaarlich ge­
lenkte Modernisierung der Wirtschah 
ein -eine Position, die durchaus mit den 
Vorstellungen der liberalen politischen 
Krähe in Portugal kompatibel ist. 
Die 11 Nelkenrevolution" von 197 4 führ­
te zu einem Ausbau des Wohlfahrt­
staates. Die Verstaatlichungen und die 
Agrarreform sollten ebenso wie Miet­
preisstops und eine großzügige Lohn­
politik die Lage der Arbeitenden verbes­
sern. Der Kündigungsschutz wurde ver­
bessert. Die Reaktion der Unternehmer 
war eindeutig, sie hielten sich mit Investi­
tionen zurück jCravinho 1986). Weil 
sich gleichzeitig die außenwirtschaftliche 
Situation verschlechterte (Importzu­
nahme), wurden stabilitätspolitische 
Maßnahmen erforderlich. 
Diese Politik wurde in den Jahren 1976 
bis 1979 von den an die Regierung 
gelangten Sozialisten durchgesetzt: Die 
Sozialausgaben wurden 1979 auf das 
Niveau von 1975 zurückgeführt, die 
Reallöhne sanken in den drei Jahren um 
20 %. Diese politischen Eingriffe ent­
sprachen den Empfehlungen eines 
Stabilisierungsprogramms des Interna­
tionalen Währungsfonds jlWFJ !Maaß 
1986). Die bei den nächsten Wahlen 
erfolgreichen Sozialdemokraten und 
Christdemokraten setzten ob 1979 wie­
der auf einen maßvollen Ausbau des 
Wohllahrtstoales. Die Reallohnzu­
wöchsevon 1980veränderten die Lohn­
quote um 3,5 % zugunsten der Arbeit­
nehn:i~r, die Sozialausgaben stiegen 
an. Ahnlich wie zur gleichen Zeit in 
Griechenland Führte die expansive 
Wirtschahspolitik jedoch angesichts 
".!'eltweiter Rezession und steigender 
Olpreise zu einem Anstieg der Importe. 
Portugals internationale Wettbewerbs­
fähigkeit verringerte sich. Die zuneh­
mende Verschuldung führte zur Wahe 
niederlege der Rechtsregierung und zu 
einem zweiten IWF-Stobilitiitsprogramm. 

Wiederum fiel den Sozialisten, die 1983 
mit den Sozialdemokraten vom PSD 
eine Koalitionsregierung, den "bloco 
central" gebildet hatten, die Aufgabe 
der wirtschaftlichen Stabilisierung zu. 
Der Escudo wurde abgewertet, das 
Haushaltsdefizit reduziert. Ein erhebli­
cher Reallohnabbau brachte die 
Bruttolohnquote auf„ den niedrigsten 
Standseil 1973. DerOlpreis-undDollar­
verfall sowie weltweit sinkende Zinsen 
begünstigten diese Politik, Portugal konn­
te angesichts einer positiven Zahlungs­
bilanz seine Auslandschulden abbau­
en. Mit Unterstützung der Sozialisten 
wurde 1982 eine Verfassungsrevision 
durchgeführt, die die sozialistische Insti­
tution des Revolutionsrats durch einen 
Staatsrat ersetzte und die politische Rol­
le der Militärs beendete jKreidler-Pleus 
1990). 

Nach einem zweijährigen Interregnum 
von Sozialdemokraten IPSDJ und Christ­
demokraten !CDS) konnten die Sozial­
demokraten unter Cavaco Silva 1987 
bei den Wahlen eine absolute Mehrheit 
erringen und eine liberale Modernisie­
rungspolitik umsetzen. Wirtschafts­
politische Priorität genoß Fortan die 
Haushaltskonsolidierung, die Privatisie­
rung und die Förderung des Wachs­
tums. Die Mietpreisbindungen wurden 
!bereits 1986) aufgehoben, die öffentti­
chen Unternehmen weiter privatisiert, 
die Kündigungsschutzbestimmungen 
gelockert und eine Steuerreform einge­
leitet. Seil 1988 ließ sich auch die 
kommunistisch beeinAußteGewerkschaft 
CGTP auf eine konzertierte Aktion ein, 
während sich die sozialdemokratische 
UGT seil Anfang 1988 nicht mehr dar­
an beteiligte (Optenhögel 1988). Mil 
der erfolgreichen Umsetzung der Struktur­
reformen hatte die Regierung von 
Cavaco Silva Portugal an westeuro­
päische Standards angeglichen. Ge­
gen den Widerstand der Gewerkschaf­
ten, aber mit Zustimmung der Soziali­
sten erfolgte 1989 eine erneute Verfas­
sungsreform, die das Verbot der Repri­
vatisierung verstaa~ichter Betriebe auf­
hob und die Kollektivlandwirtschah be­
endete. Bei der Privatwirtschaft im In­
und Ausland stieß diese Politik auf posi­
tive Resonanz: Die Unternehmer gaben 
ihre lnve~titionszurückhaltung auf, die 
Wachstumsraten nahmen zu und die 
Auslandsinvestitionen verfünffachten sich 
l 989 gegenüber 1988 jDauderstiidt, 
1990). 

3, Ergebnisse der 
Moclemisiervngspolitik 

in Südeuropa 

So verschiedenartig die Modernisie­
rungspolitik in den südeuropäischen 
Ländern war, so unterschiedlich sind -
gemessen an makroökonomischen 
Indikatoren - auch deren Ergebnisse. 
Im Zentrum der Modernisierungspolitik 
der südeuropäischen Länder stand und 
steht die EG. 4 Sie hat den weniger ent­
wickelten Mitgliedsländern beachtliche 
Finanzzuweisungen im Rahmen der 
11 Kohäsionspolitik" zukommen lassen. 
Griechenland hat von 1981 bis 1989 
und Spanien von 1986 bis 1989 je­
weils über 3, 8 Mrd. ECU von den Struktur­
Fonds erhalten, bei Portugal waren es 
seil l 986 2, l Mrd. ECU. Jeder 4. 
Escudo, den der portugiesische Staat 
1988 ausgab, stammle aus den Kassen 
der EG-Kohäsionspolitik. Bei Griechen­
land war es jede 8. Drachme und bei 
Spanien jede 20. Pesete !Quellen in: 
Axt 1991). 
Nettotransfers aus dem EG-Haushalt in 
die neuen Mitgliedsländer wird eine 
wichtige Rolle beigemessen, noch be­
deutsamer erscheinen indessen private 
Kapitalimporte. Seit dem EG-Beitritt von 
1986 sind die Direktinvestitionen in 
Spanien und Portugal kräftig angestie­
gen. 1988 hatten sich die Auslandsinve­
stitionen in Portugal gegenüber 1984 
verdreifacht und in Spanien vervierfacht 
!EG-Kommission 1990, S. 70). In Grie­
chenland stagnieren dagegen die 
Auslandsinvestitionen, sie waren 1987 
in etwa so hoch wie 1984 (Seremetis 
1989). 
Der Begünstigung durch die EG stehen 
Belastungen der Beitrittsländer gegen­
q.ber, die aus der Liberalisierung und 
Offnung der Wirtschaftsgrenzen 
resultieren. Die Handelsbilanz aller drei 
Beitrittsländer hat sich verschlechtert. 
Aus der EG ergossen sich regelrechte 
Importwellen in die neuen Mitglieds­
länder. 
Die bescheiden bleibenden Ergebnisse 
der Modernisierungspolitik in Griechen­
land äußern sich in den achtziger Jah­
ren in geringem Wirtschaftswachstum, 
rückläufigen Investitionen, überaus ho­
hen Inflationsraten und einer negativen 
Bilanz der Außenwirtschah. Das Wirt­
schahswachstum, das 1981 um 0,4 % 
gegenüber 1980 gefallen war, stieg 
zwar 1984 um 2,8% und 1985 um 3% 
jeweils gegenüber dem Vorjahr, sank 

aber bereits 1987 wiederum um 0, 1 % 
gegenüber 1986 und verblieb für die 
Zeil von 1981 bis 1989 auf einem 
jährlichen Durchschnittswert von mage­
ren 1,5 % jvgl. Tabelle l J. Mit dem 
Wachstum korreliert die negative Ent­
wicklung der Investitionen, sie sanken 
seit 1985 kontinuierlich und stagnieren 
seil l 9B8. Die Inflation ging in Grie­
chenland zwar von 24,5 % jl981J auf 
13,8 % jl 989) zurück, doch mit einem 
Durchschnittswert von 18,9 % jl981-
1989J hält Griechenland in der EG den 
Negativ-Rekord. Die Leistungsbilanz war 
stets defizitär, sie erreichte 1985 gor 
einen Anteil von 9,8 %des BIP/BSP. Die 
Arbeitslosenquote ist von 4 % j 1981 J 
auf 7,B % jl 989) angestiegen. 

Das zentrale Wirtschaftsproblem Spani­
ens ist die Arbeitslosigkeit. Die übrigen 
Wirtschaftsindikatoren vermitteln dage­
gen ein deutlich positives Bild. Mit dem 
EG-Beitritt 1986 setzte sich der Anstieg 
des Wirtschaftswachstums aus den Vor­
jahren fort und erreichte Werte von über 
5% jährlich. Die Investitionen stiegen 
kontinuierlich und deurlich über EG­
Durchschnittan, und die Preissteigerungs­
raten gingen zurück. Die Leistungsbilanz 
verschlechterte sich indessen, aus dem 
Überschuß von 1986 jl ,8 % des BIP/ 
BSP) wurde 1989 ein Defizit von 3 %. 
Bedenklich ist aber vor allem die 
Arbeitslosenrate. Sie nahm zwar noch 
1986 121,4 %) kontinuierlich ab, um 
1989 den Wert von 17,3 % zu errei­
chen. Der jährliche Durchschnittswert 
von 19,7 % j 1986 bis 1989) stellt aber 
noch immer den EG-Spitzensatz dar. 
Portugals Wirtschaftsentwicklung nach 
1986 ähnelt in mehrfacher Hinsicht der 
von Spanien: Das Wirtschaftswachstum 
setzte nach erfolgtem EG-Beitritt den 
positiven Trend der Vorjahre fort und 
erreichte Werte knapp unter 5% jähr­
lich. Die Investitionen stiegen ebenfalls 
deutlich an, wenn auch nicht ganz so 
stark wie in Spanien. Die Preissteige­
rungsraten lagen zwar über dem spani­
schen Niveau, nahmen aber nach 1986 
ab. Die Leistungsbilanz wies eine para~ 
lele Entwicklung zu Spanien auf. Bei der 
Arbeitslosigkeit setzte sich Portugal al-

Tabelle 1 
Ausgewählte Wirtschaftsindikatoren 

für Griechenland, Spanien 
und Portugal noch dem EG-8eitritt5 

. Durchschnittswerte (l-4} 
und Volumenindizes (51 · 

lerdings positiv von Spanien ab: Die 
Arbeitslosenquote vermindert sich seit 
1986 kontinuierlich. 

Durchaus ähnliche Belastungen und 
Begünstigungen aufgrund der EGMi~ 
gliedschaft haben bei den drei 
südeuropäischen Ländern unterschiedli­
che Ergebnisse gezeitigt: Alle drei Län­
derwaren nach dem EG-Beitritt mit dem 
Problem einer Importwelle aus den übri­
gen EG-Ländern konfrontiert, die nicht 
nur zum Anstieg des Handelsbilanz­
defizits sondern auch der Verschuldung 
geführt hat, womit ein höherer Schulden­
dienst erforderlich wurde, der wiede­
rum die zur Investition zur Verfügung 
stehenden Mittel eingeschränkt hat. Im 
Falle Sponien und Portugal hat aller­
dings der Zustrom von Auslandskapital 
dieses Defizit kompensiert. Spaniens 
und Portugals Investitionsklima wurde 
international als vorteilhaft eingeschätzt. 
Griechenland genoß dagegen bei den 
internationalen Investoren wesentlich 

Griechen!. 

weniger Wertschätzung. Während die 
heimischen Investitionen in Spanien und 
Portugal krä~ig anstiegen, verminder­
ten sie sich in Griechenland. 

Noch etwas läßt sich, ausgehend von 
Griechenlands Beispiel, zur EG­
zentrierten Modernisierung festhalten: 
Die im Rahmen der EG-Kohäsionspolitik 
zur Verfügung gestellten Finanzmittel 
11verpuffen 11

, wenn sie in den peripheren 
Volkswirtschahen nichtaufeineadäquate 
Modernisierungsstrategie stoßen, sie 
können also offensichtlich nur subsidiär 
wirken. 

Spanien und Portugal haben zwar auch 
ihre spezifischen Modernisierungspro­
bleme - Spanien wird der Arbeitslosig­
keit nicht Herr, und beide Länder müssen 
den Zustrom von Auslandskapital auf 
hohem Niveau halten, soll sich das 
Wachstumstempo nicht verlangsamen -
, doch ist Griechenland gegenüber den 
iberischen Ländern merklich zurückge-

Spanien Portugal 

l , Veränderung des realen Bnlttosozialproclukts 

1981-89 
1986-89 

1,5 % 
4,8% 

2, Anstieg der Verbraucherpreise 

1981-89 
1986-89 

18,9% 
6,4% 

3, Arbeitslose in % der Erwerbsbevölkerung 

1981-89 
1986-89 

7,1 % 
19,7% 

4, Saldo der Leistungsbilanz in % des _BIP/BSP 

1981-89 
1986-89 

-5, l % 
-0,6% 

6,9% 

0,5% 
. . ' 

,;,I ,,'• 

5. lnwNtitiol.slCiliykeit in der 'VW&beitandan,~ in 
Volu....,·lndizes jl 985 = lCJOJ . . . 

1986 

1987 

1988 

1989 

73 

64 

82 

82 

115 

137 

157 

179 

105 

122 

139 

143 



blieben. Das läßt sich am Indikator des 
Bruttoinlandsprodukts pro Kopf der Be­
völkerung aufzeigen: 1985 erreichte 
Spanien einen Anteil von 71,8 % am 
EG-Durchschnitt, bei Griechenland wa­
ren es 56,8 % und bei Portugal 52, 1 %. 
(EG-Durchschnitt= 100 %.) 1989 hatte 
sich Spaniens Anteil auf 7 5, 8 % erhöht, 
ebenso der Portugals auf 54,4 %. Grie­
chenlandsAnteilwardagegenauf 54, 1 
% gesunken, den niedrigsten Wert aller 
EGl.änder (EG-Kommission 1990). 
Zweierlei wird deuttich: Der Weg nach 
(Kern-) Europa ist für die peripheren 
Volkswirtschattenweit, FürGriechenland 
allerdings aufgrund des „Modernisie­
rungsstaus" in den achtziger Jahren 
offensichtlich noch weiter als für Spani­
en und Portugal. 
Die griechischen Sozialisten setzten auf 
Etatismus und Verteilungspolitik und sind 
damit gescheitert. Die spanischen Sc> 
zialisten haben aus den griechischen 
und auch den französischen Erfahrun­
gen mit dem Unkskeynesianismus offen­
sichttich Lehren gezogen, haben ihre 
Modernisierungspolitik von vornherein 
nach den gegebenen binnen-und außen­
wirtschahlichen Restriktionen ausgerich-
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tet. Das Ergebnis war eine markt­
orientierte Politik, die den unmittelbaren 
Staatseingriff zurückgedrängt hat, die 
vor der Schließung unrentabler Betriebe 
nicht zurückscheute, die den Arbeits­
marl<t flexibler gestaltete und bei der die 
wirtschaftliche Modernisierung vor der 
Sicherung von Beschättigungsverhäl~ 
nissen rangierte. 
lstder „Eurosozialismus" an Wachstums­
schwäche gescheitert? Was die ehrgei­
zige Vision eines alternativen Entwick­
lung„ und Gesellschattsmodells angeht, 
ist dies sicher der Fall. freilich ist das 
Projekt nicht nur an Wachstumsgrenzen 
gestoßen. Es war, weil es zu sehr auf 
Staat und zu wenig auf Markt setzte, 
gerade Für die wenig entwickelten Volk„ 
wirtschaften Südeuropas kein „Königs­
weg". Damit ist noch kein Urteil über 
sozialdemokratische Modernisierungs­
politik gefällt. In Spanien, aber auch in 
Portugal hat sie die wirtschaftliche Ent­
wicklung konjunkturell und strukturell 
voranbringen können. Sozialpolitische 
Defizite sind zwar unübersehbar. Bei 
einer Bewertung der hohen Arbeitslo­
sigkeit in Spanien sollte freilich auch die 
richtige Meßlatte angelegt werden, soll-
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llellev Albers 

Totes und 
lebendiges 
im Erfurter 
Programm 

l. 

Die Laune des Kalenders beschert zu. 
weilen Gedenk- oder Geburtstage, die 
kein Dramaturg hätte effektvoller insze­
nieren können. Der 20. Oktober 1991 
zähl/ dazu; ;ener Tag nämlich, an dem 
das Erfurter Programm der Sozial­
demokratischen Partei Deutschlands, wie 
sie seit ;ener Zeit ohne weitere Namens­
änderung heißt, seinen hundertsten 
Geburtstag begeht. 

Was 1989 den meisten Festrednern 
verborgen blieb, liegt diesmal auf der 
Hand. Damals versammelte man sich in 
vielen Ländern Europas, vor oder noch 
dem 14. Juli, um den zweihundertsten 
Jahrestag des Sturms auf die Bastille ins 
Gedächtnis zu rufen. Aber kaum einer, 
der daran teilnahm, ahnte auch nur, 
daß man sich gerade wieder am Vor­
abend von Ereignissen befand, die spä­
tere Chronisten zu den Epochenwenden 
dieses Jahrhunderts zählen werden. 
Nicht so 1991. Wersichheutenochdes 
Erfurter Programms entsinnt, dem wird 
sein schwieriger Gegenwartsbezug nicht 
entgehen. Denn auch Verabschiedun­
gen können aktuell sein - und Verabre­
dungen für die Zukunft erst recht. Nur 
wird der Anlaß, die Annahme eines 
Parteiprogrammes und die Bilanz sei­
ner Wirkungsgeschichte, ungleich we­
niger Aufmerksamkeit auf sich lenken, 
als dies seinerzeit für die pompösen 
Feiern zum Jubiläum der Französischen 
Revolution galt. 

Dettev Albers, Hochschullehrer (Bremen), 
Mitherausgeber der spw 

Sozia~stische Zeitungen cler l 890er Jahre 

Das Erfurter Programm ist das klassische 
Selbstverständnisdokument jenes "Ver­
eins von vaterlandslosen Gesellen 11

, der 
es schon im Deutschen Kaiserreich vom 
Club der Geächteten und Verfemten zur 
relativen Mehrheitsfraktion des Reichs­
tags brachte und da~it alle Welt ver­
blüffte. Es ist seit jeher, von Freund und 
Feind, im In- und Ausland, als Durch­
bruch jener Konzeption des "wissen­
schaftiichen Sozialismus" begriffen wor­
den, die sich mit den Namen von Karl 
Mmx und Friedrich Engels verbindet. 
Und das nicht von ungefähr. Sollte doch 
der Allgemeine Teil des Programms, 
seine "Prinzipienerldärung 11

, im Verständ­
nis ihres Autors, Karl Kautsky, nichts an­
deres als eine prägncinle Fassung jenes 
berühmten Schlußkapilels "Diegeschich~ 
liehe Tendenz der kapitalistischen 
Akkumulation" aus dem Hauptwerk. von 
Marx wiedergeben. 1 

:_J.' 
Wie nachhaltig es so gelang; ·pro-
grammatisch die Sache des Sozialis­
mus mit dem "ehernen Gang" der':~ 
schichte und der Mission der Arbeiter­
klasse darin ineinszusetzen; das hat 
rückerinnernd der russische DichterOssip 
Mandelstam einmal in die schönen Sä~ 
ze gekleidet: "Erfurter Programm, 
Propyläen des Marxismus, früh, allzu 
früh habt ihr den Geist zur Harmonie 
erzogen - doch habt ihr mir und vielen 
anderen bereits in jungen Jahren, wenn 
das Denken noch nach Einheit und Har­
monie dürstet, wenn sich das Rückgrat 
der Epoche gerade reckt, wenn das 
Herz nötiger als alles andere das rote 
Blut der Aorta braucht, ein Gefühl für 
das Leben gegeben. "2 Neben dem Text 
des "Kommunistischen Manifest", das 
ja ebenfalls erst in den neunziger Jahren 
des letzten Jahrhunderts zu größerer 
Verbreitung in Europc gelangte, dürfte 



!ii 
~ 
;, 
~ 
~ 

" ~ 

kein anderes Dokument der damaligen 
sozialistischen Bewegung eine vergleich­
bare Wirkung erzielt haben. 3 

1991, der hundertste Geburtstag eben 
dieses Programms, wird dagegen als 
das Jahr in die Geschichte eingehen, in 
dem sich der gigantische Vielvölker­
staat Sowjetunion selbst aufzulösen be­
ginnt. Damit verschwindet jener Staat 
und jenes heroisch-verhängnisvolle 
Gesellschaftsexperiment, das sich vom 
ersten bis zum letzten Tag aus der Beru­
fung auf den Marxismus und damit auch 
auf Grundaussagen des Erfurter Pr<> 
gramms zu legitimieren versucht hatte. 
Sein Scheitern auf weltgeschichtlicher 
Bühne muß ein solches politisches und 
geistiges Erdbeben herbeiführen, daß 
es nicht nur jener Fraktion der internatio­
nalen Linken den Boden entzieht, die 
sich unwiderruflich mit ihm identifizier­
te. Es nötigt auch noch solche Richtun­
gen der Linken, ihre Ziele neu zu bestim­
men, die sich wie die Sozialdemokraten 
seit jeher in Abgrenzung dazu definier­
ten. Dabei slehtaußerfrage: Der Zwang, 
Totes und lebendiges in der 
hundertjährigen Wirkungsgeschichte 
des Erfurter Programms zu unterschei­
den, wird umso gebieterischer zutage­
treten, je mehr man glaubt, an Grund­
elementen seines ursprünglichen 
Gedankenguts für heute und morgen 
anknüpfen zu können. 

2. 

Bevor wir uns jedoch auf die Frage 
einlassen, über welche der Prinzipien 
des Erfurter Programms es heute noch zu 
streiten lohnf, möchte ich zumindest 
skizzenhaft bei dem verweilen, was nur 
deshalb weniger im Blickfeld steht, weil 
es uns, oberflächlich betrachtet, als selbs~ 
versfändlich gilt. Denn so leicht kommf 
es ja nicht vor, daß eine Partei über 
hundert Jahre konkret beim Wort zu 
nehmen ist, und zwar buchstäblich, bei 
der Einlösung jenes Forderungskatalogs 
nämlich, den sie vor mehr als drei Gene­
rationen auf der Basis ihrer Grundsätze 
formulierte. 

~ 
~ Betrachten wir die gesellschaftlichen 

Verhältnisse in der Bundesrepublik, vor 
... ,. ij. wte nach dem -unverhofften Beitritt der 

i, DDR, dann fällt es gewiß nicht schwer, (}:l Ralf Dahrendorfs These zu widerspre­
;;t,.~le-· _c_he_n, wonach das "sozialdemokratische 
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Jahrhundert" schon deshalb rechtens zu 
Ende gehe, weil sich ihr Programm 
positiv erledigt habe. Gewissermaßen: 
abgehakt, weil zum Gemeingut aller 
geworden. Dennoch, so scheint mir, 
würden wir vom Zusammenhalt der SPD, 
von seiner außerordenrlichen Belastbar­
keit über alle Katastrophen der deut­
schen Geschichte dieses Jahrhunderts 
hinweg, nichts begreifen, wenn wir dabei 
nichtwenigstens zwei Momente im Blick 
behielten. 

Ich meine damit zum einen die Bereit­
schaft, "Prinzipien 11, 

11Wahrheiten" oder 
"wissenschaftliche Einsichten" und kon­
krete, tages- und gegenwortsbezogene 
Zielsetzungen nebenei non der bestehen 
zu lassen. Das Verhältnis beider mochte 
umstritten sein, die Leidenschaft, das 
eine zur Bedingung des anderen zu 
erklären oder ihre Entfernung voneinan­
der zu betonen, nicht minder. Aber die 
SPD kann sich etwas darauf zugute­
halten, allen Konjunkturen und Wenden 
des Zeitgeistes zum Trotz verstanden zu 
haben, daß beides zusammen erst eine 
11 Programmpartei" ausmacht. Und: daß 
Zusammenhalt "über den Tag hinaus" 
anders nicht zu hoben ist. 

Zum zweiten benötigt jedenfalls das 
"Aktionsprogramm", dergegenwartsbe­
zogene Forderungskatalog, ein Stück 
Erfolg. Daß seine Inhalte nicht nur allge­
mein wünschenswert, sondern zugleich 
notwendig und machbar sind, und das 
nicht nur in den Augen der Parteianhän­
ger, sondern verifizierbar vor der gan­
zen Nation, das erstquolifizierteineso1-
che Aufstellung. Sie darf nicht die Erfin­
dung eines Einzelnen sein. Sie muß sich 
vielmehr, in Rangfolge und Gewichtung 
ihrer Teilstücke, den Wünschen und ge­
sellschaftlichen Leitvorstellungen aller, 
und erst dadurch auch der eigenen An­
hänger, aufdrängen. 

Durch mustern wir, hundert Jahre später, 
was Eduard Bernstein, damals 11Marxist11

, 

nicht anders als Karl Kautsky, im entspre­
chenden Teil des Erfurter Programms 
zusammengetragen hat, dann ist ihm oft 
Kleinmut und übergroßer Realismus vor­
geworfen worden. Weder die 11 Repu­
blik11 noch die 11 Wirtschaftsdemokratie 11 

werden ausdrücklich auf die Fahne ge­
schrieben. Sie bleiben zwar logische 
Verbindungsglieder, wenn man das 
Aktionsprogramm in der Perspektive des 

. Prinzipienteils weiterdenkt. Im Nachhin-

K•11111, wir fiiclen 
in dem Erfurter 
Fordenmgstel, 
geprägt von iiufter­
ster spraml'Kher 
Strenge wie er ist, 
praktisch kein Ele­
ment, das wir 
heute, hllldert Jahre 
später, für überflüs­
sig erklii'en dürften. 

ein ist jedoch zuzugeben, daß in solcher 
nur impliziten Ausdrucksweise Unklar­
heiten in der Vorbereitung auf künftige 
Krisenkonstellationen angelegt waren. 
Die Schicksalsentscheidungen zu Be­
ginn und nach dem Ende des verlorenen 
Ersten Weltkriegs deckten dasschonungs­
losauf. Der Partei fehlten sichere Orientie­
rungspunkte im Bereich dessen, was 
l!lanzu späteren Zeiten als 11 mittelfristige 
Ubergangsforderungen II oder "antikapi­
talistische Strukturreformen 11 bezeichnet 
hätte. 

Gleichwohl vermögen wir heute viel­
leicht besser als früher zu erkennen, wie 
kompakt, schlüssig und hegemoniefähig 
der Forderungsteil von Erfurt formuliert 
ist. Unmißverständlich werden das al~ 
gemeine Wahlrecht und die 11 direkte 
Gesetzgebung durch das Volk 11 an die 
Spitze gestellt. Gerade in dem Moment, 
in dem sich die Partei mit den 11 Prinzipi­
en11 von Erfurt zur weitreichendsten, re­
volutionären Umgestaltung der mensch­
lichen Gesellschaft bekennt, bindet sie 
sich ohne jeden doppelten Boden an die 
demokratische Methode des politischen 

1 

______ •1•f~Ml•l3t)lll3;MHM 

Kampfes. "Demokratismus", wie das Le­
nin später nennen wird, die Relativierung 
und notfalls die Aufhebung des demo­
kratischen Prinzips zugunsten vermeinJ.. 
lieh höherrongiger revolutionärer Zie~ 
vorgaben - das war und blieb der SPD 
fremd, und sei es um den Preis bitterster 
Unterdrückung. 

Aber damit nicht genug. Souverän wer­
den den Bastionen des alten Regimes, 
dem Militär, den Kirchen, den Medien, 
der Justiz und dem Bildungswesen, nicht 
zuletzt auch den überkommenen Fami­
lienstrukturen, demokratische Grenzen 
entgegengesetzt. Das Programm ver­
schmäht nicht, sich ursprünglich liberale 
Grundsätze anzueignen, wie jenen, die 
11 Religion zur Privatsache" zu erklären. 
Und doch bleibt zu erkennen, worauf 
man eigentlich hinaus will: auf die Öff­
nung, die soziale Umwandlung 11von 
unten" und "von innen" und, wenn das 
erreicht ist, auf ihre Einfügung in den 
Rahmen einer neuen Gesellschaftsord. 
nung. Wobei es hinsichtlich des Verhält­
nisses zwischen den Geschlechtern hin­
gehen mag, daß sich Erfurt mit der 
Forderung des Frauenwahlrechts und 
einem umfassenden 11Anti-Diskriminie­
rungsgebot" begnügt'. Sollen spätere 
Programmschreiberinnen der SPD stolz 
darauf sein, wenn sie jetzt auch die 
nichiehelichen Gemeinschaften, das Feld 
der Erziehungsarbeit und dos Sexualver­
halten miteinbezogen -gemessen an ih­
rer Zeit können sich die Erfurter Formulie­
rungen gleichwohl sehen lassen! 

Kurzum, wir finden in dem Erfurter 
Forderungsteil, geprägt von äußerster 
sprachlicher Strenge wie er ist, praktisch 
kein Element, das wir heute, hundert 
Jahre später, für überflüssig erklären 
dürften. Manch eines, wie die "Schlich­
tung aller internationalen Streitigkeiten 
auf schiedsgerichrlichem Wege 11 weist 
sogar noch weit darüber hinaus. Umge­
kehrt betrachtet: Schätzen wir die heute 
erreichte demokratische Substanz der 
bundesdeutschen Gesellschaft ein, wird 
uns - mit der einen bezeichnenden Aus­
nahme: des Föderalismus, den erst spä­
tere Generationen von Sozialdemokra­
ten wirklich für sich 11entdeckten 11 

- kaum 
ein Bereich begegnen, in dem wir we­
senrlich über den Horizont des Forde­
rungskatalogs von Erfurt hinausgelangt 
wären. Das ist wahrhaftig keine schlech­
te Bilanz für den 11 Konsens-Vorrat 11 eines 
solchen Katalogs. 

3. 

"Die ökonomische Entwicklung der bür­
gerlichen Gesellschah führt mif Natur­
notwendigkeit zum Untergang des klei­
nen Betriebes, dessen Grundlage das 
Privateigentum des Arbeiters an seinen 
Produktionsmitteln bildet". Hundert Jah­
re nach der Verabschiedung des Erfurter 
Programms interessieren uns nicht mehr 
die Fragen der Betriebsstatistik, mit de­
nen Eduard Bernstein und Karl Kautsky 
einst ihren Streit um den Wahrheits­
gehalt dieses berühmten ersten Satzes 
von Erfurt ausfochterr'. Es geht auch 
nicht darum, mit Bernstein seine 
"apodiktische Fassung" zu kritisieren6 • 

Zur Diskussion sieht vielmehr, ob die 
gesamte Argumentationskette, die sich 
im allgemeinen, theoretischen Teil von 
Erfurt an diesen Satz anschließt, einer 
von heule aus bilanzierenden Überprü­
fung standhält. Oder ob nicht eben da­
rin jene Fehleinschätzungen und Irrtü­
mer unterlaufen, zumindest: unterlaufen 
können, von denen es definitiv Abschied 
zu nehmen gilt. 

Sinngemäß folgert Erfurt: Weil "der 
Abgrund zwischen Besitzenden und 
Besitzlosen" immer mehr zunimmt, treibt 
die menschliche Gesellschaft von innen 
heraus und zwingend auf die Aufhebung 
aller Klassenunterschiede zu. Das alles 
entscheidende Instrument, dies herbei­
zuführen, ist der "Übergang der Produk­
tionsmittel in den Besitz der Gesamt­
heit"; ihn zu erreichen, bildet das "notur­
nOtwendige Ziel 11 der SPD. "Nur die 
Verwandlung deskapitalisfischen Priva> 
eigentumsan Produktionsmitteln-Grund 
und Boden, Gruben und Bergwerke, 
Rohstoffe, Werkzeuge, Maschinen, Ver­
kehrsmittel - in gesellschaftliches Eigen­
tum und die Umwandlung der Waren­
produktion in sozialisfische, für und durch 
die Gesellschaft betriebene Produktion 
kann es bewirken, daß der Großbetrieb 
und die stets wachsende Ertragsfähigkeit 
der gesellschaftlichen Arbeit für die bis­
her ausgebeuteten Klassen aus einer 
GuelledesElendsundderUnterdrückung 
zu einer Quelle der höchsten Wohlfahrt 
und allseitiger, harmonischer Vervol~ 
kommnung werde"7• 

Übrigens steckt schon in diesem Kern­
satz von Erfurt, seiner eigenrlich pro­
grammatischen Quintessenz, ein nicht 
ganz klarer Bedeutungsgehalt: Sollen 
nun sämrliche Produktionsmittel -worauf 

die Aufzählung zu Beginn verweist -
oder nur die kapitalistischen Groß­
betriebe- und ab wann beginnen diese? 
· in Gemeineigentum überführt werden, 
wie es der zweite Satzteil nahelegt? 

Auch Kautsky gibt dazu in seinem 
jahrzehntelang zur sozialistischen 
Grundliteratur gerechneten Kommentar 
mehrdeutige Antworten. Er betont einer­
seits, daß nur der 11Großbetrieb die 
sozialistische Gesellschaft notwendig 
macht" und stellt deshalb fest: 'Der 
Ubergang zur sozialistischen Gesell­
schaftbedingtdemnach keineswegsdie 
Expropriation der Kleinhandwerker und 
Kleinbauern na. Andererseits hat gerade 
er immer wieder herausgearbeitet, wie 
sehr jede Kleinproduktion im Zuge der 
weiteren ökonomischen Entwicklung, 
selbst unter sozialistischem Vorzeichen, 
zum Untergang verurteilt sei. In zahllo­
sen Abwandlungen lassen seine Schrif­
ten dieser Periode den Eindruck entste­
hen, die künftige Gesellschaft sei umso 
sozialistischer, je vollständiger sie sämt­
liche Produktionsmittel vergesellschafte. 
Eben darin bestände das alles entschei­
dende Überlegenheitskriterium der neu­
en gegenüber der alten Gesellschaft. 

Es kann keinen Zweifel dora_~·:_~~ 
daß es die Zukunftserwartun •. , . ,;; 

ten, sozialdemokratischen,·V(.•.:; .. _.
1

'. ..• !' .. ; 
ten, kommunistischen, Intern ~ 1 

einem entscheidenden Punkti · · ·.· 
te, wenn wir heute zu dem- [(CS· 
gelangten, die perspektivische/ .. 'C'r­
heit dieser Vorstellung als solche'jiic::ht 
mehr aufrecht erhalten zu könnena'Gro-. 
ße Teile des sozialistischen Schrifflilrils 
im 20.JahrhundertsindseinerexpliiHen 
oder impliziten Verteidigung gewidmet. 
Mit der Oktoberrevolution von> ]'9,17 
galt es den Beweis zu erbringen, ,daß 
sozialistische Gesellschaftsordnungen, 
ohne alles private Eigentum an Produk­
tionsmitteln in prinzipiell sämdichen Tei­
len der Welt, nicht etwa bloß in den 
industriell entwickelten Ländern, herstel~ 
bar wären. Benötigte man dazu ganz 
andere, ~neueMenschen",dieungebun­
den von Eigeninteressen arbeiteten und 
wirtschafteten, so beeilte man sich, ein 
entsprechendes Persönlichkeitsbild zu 
entwerfen oder gar für erreicht zu erklä­
ren. In gewisser Weise enthält noch 
Bernsteins berühmter Satz, wonach ihm 
'die Bewegung alles, das Endziel aber 
nichts bedeute", eine Verbeugung vor 
der Richtigkeit des Zukunftsziels 'klas-



senlose Gesellschaft" - nur sei deren 
Nähe oder Ferne ohne Belang für den 
aktuell zu führenden politischen Kampf. 

Betrachten wir die hundertiährige 
Wirkungsgeschichte des Erfurter Pro­
gramms, dann hat sich der Gedanke, 
aus der im Kapitalismus unentrinnbaren 
Vertiefung der Ausbeutungsverhältnisse 
folge zwangsläufig deren vollständige 
Aufhebung in der allein menschen­
würdigen Zukunftsgesellschaft, genera­
tionenlang als eine geschichtsmächtige 
Suggestivkraft erwiesen. Vielleicht 
bedurfte es auf dem Feld der histori­
schen Tatsachen wirklich erst der Ereig­
nisse dieses Jahres, um sich endgültig 
aus ihrem Bann zu befreien - und damit 
freilich zunächst nicht mehr zu entdek­
ken als einen Berg unbewältigter 
Veränderungsanforderungen, der sich 
aus dem heutigen Zustand der Welt 
aufdrängt. Oder, anders ausgedrückt: 
70Jahrerealsozialistischen Experiments 
legen den Schluß nahe, daß Gesell­
schaften ohne einen hinreichenden An­
teil privaten Wirtschaftens, der auch 
dann zu schützen ist, wenn er dauerhaft 
eine eigene Unternehmerschicht eta­
bliert, hoffnungslos im allen Ländern 
abverlangten Modernisierungsprozeß 
zurückbleiben. Und zwar in einem Aus­
maß, daß sich die Wiederholung eines 
solchen Experiments selbst dann noch 
verbietet, wenn künftig in anderen Teilen 
der Welt, unter demokratischem Vor­
zeichen, erneut der Aufbau sozialisti­
scher Verhältnisse angepackt werden 
kann. 

Ist damit der Menschheitstraum einer 
weltweiten klassenlosen kommunisti­
schen Gesellschaft ein für allemal zu 
beerdigen? Ich neige inzwischen zu 

~ einer Antwort 6 la Bernstein. Die Reali-
sierung eines solchen Zustands ist derart 

~ weit im unerkennbaren Nebel der Zu-
ib 
x kunft verborgen, der Zwang zu ein-

schneidenden, revolutionären Verände­
i rungen in Gesellschaft und Lebensweise 
~ der heute erst 5 l /2 Milliarden zählen-
§: den Menschen aber pressiert derart, 
; daß wir den Kampf um die Rettung des 
~ Planeten längst vorher gewonnen ha-
..... ben müssen. In den Grundfragen der 
1i Ibo v, unmitte r vor uns liegenden Zukunft 
~ würde uns daher der Kompaß "klassen-

..... 1.... ~ Gesellschaft11 nicht nur keine Orien-
~ tierung, sondern, schlimmer noch, eine 

L~ ..... : die Veränderungsenergien zersplitternde ~i'. un~-d~shalb kontraproduktive Fehl-
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orientierung liefern. Was uns das Erfurter 
Programm insoweit an Ratschlägen gibt, 
werden wir deshalb zu seinem toten 
Holz rechnen müssen. 

4. 

Gleichwohl wäre nichts voreiliger, als 
jetzt das gesamte Gedankengut des 
Prinzipienteils von Erfurt Für erledigt zu 
erklären. DerClubo/Rome, marxistischer 
Bekenntnisliteratur wahrhaft unverdäch­
tig, leitet den letzten Abschniff seines 
jüngsten Berichfs mit der Feststellung 
ein: "Dies ist ein Aufruf zu weltweiter 
Solidarität. Wir leben im Anfangsstadi­
um der ersten globalen Revoluffon, auf 
einem kleinen Planefen, den zu zerstö­
ren wir offenbar wild entschlossen sind"9. 

Und einleifend Formulieren seine Verfas­
ser: "Die globale Revolution hat keine 
ideologische Basis. Sie ist von einer 
noch nie dagewesenen Mischung 
geostrategischer Erdbeben und sozia­
ler, wirtschaftlicher, technologischer, 
kultureller und ethischer Faktoren ge­
prägf, deren Kombinationen zu unvor­
hersehbaren Situationen führen 11 10• 

An dieser Stelle sollen weder die Befun­
de noch die Schlußfolgerungen des 
Berichts im einzelnen diskutiert werden. 
Bis zum Beweis des Gegenteils, dem 
Nachweis nämlich, daß die Wirklich­
keitsbeschreibung des Club of Rome 
fundamental falsche Szenarien zusam­
menstellt, wirft der Bericht jedoch deuHi­
cher noch als seine Vorgängern die 
Frage auf: Ist es nicht unwahrscheinlich, 
daß eine sozialwissenschaftliche Theo­
rie, die sich von Anfang an als revolu­
tionär verstand, ja, die aus dem Entschlüs­
seln der Gesetzmäßigkeiten solcher Ge­
sellschaftsveränderungen ihren eigenen 
wissenschaftlichen Anspruch bezog, aus­
gerechnet jetzt so gänzlich obsolet ge­
worden sein sollte, an dem sich Angehö­
rige der verschiedensten gesellschaftli­
chen Lager und Nationen von der Not­
wendigkeit globaler, universaler oder 
weltweiter Revolutionen zu überzeugen 
beginnen? 

Gewiß ist es heule, 1991, noch nicht 
einmal in Umrissen möglich, sämtliche 
Umbrüche, Korrekturen und Revisionen 
aufzulisten, die am vorgefundenen Ant­
worten-Bestand dieser Theorie vorge­
nommen werden müssen. Mit dem Leit­
bild der "klassenlosen Gesellschaft" 

Der vor hundert 
Miren formu&erte 
Prinqiientel von 
Erfurt k1111 i1111emin 
für skh il Anspruch 
nelunen, daß er nit 
seilem Internatio­
nalismus, mit der 
Einskht, die "Arbeiter 
aller K"1urländer 
gleichmäßig mn Werl< 
der Befreiung (zu) 
betei'ligen", bereits 
eile, viellekht cle 
wkhtigste Voraus· 
setzung für das Ge­
lingen der Aufgabe 
benat11t hat. 

Anmerkungen: 
Dieser Text ist die schriftliche Fas­
sung des Vortrages, den Derlev Albers 
auf der Konferenz der Friedrich-Ebert­
Stiftung: "Demokratischer Sozialis­
mus 2000", 14.-16. Oktober in 
Freudenberg, gehalten hat. 

Karl Marx, Das Kapital, Bd. 1, 24. 
Kapitel, 7. Abschnilt; in: MEW 23/ 
789. Vgl. zum ganzen Karl Kautsky, 
Zu den Programmen der Sozia~ 
demokratie 1891-1925, eingeleitet 
und herausgegeben von Albrecht 
Langner, Köln 1968 

2 Ossip Mandelstam, Das Erfurter Pro­
gramm; deutsch in: Die ägyptische 
Briefmarke, Frankfurt 1965, S. l 06 

3 Es ist bezeichnend, daß Antonio 
Labriola seinem Essay "Zum Ge­
dächtnis des Kommunistischen 
Manifests 11 (1895) für Italien noch 

~-----·---" 

verwirft man nicht ungestraft einen der 
Eckpfeiler des traditionellen Marxismus, 
um sich anschließend nicht mit einer 
Kette von daraus folgenden Neuein­
schätzungen konfrontiert zu sehen, und 
zwar auf allen Gefilden, von der Kritik 
der politischen Ökonomie bis zum histo,. 
risch-materialistischen Denkansatz. Und 
wohl auch bis hin zu der Frage, ob das 
so entstehende Resultat überhaupt noch 
11 marxistisch 11 zu nennen sei. 

Dies alles vorausgesetzt, scheint mir, 
daß der Prinzipienteil Erfurts und die 
Arbeiten, die ihm zugrundeliegen, über 
zwei bis heute fortwirkende Stärken 
verfügen, die jede Theorie der "globalen 
Revolution 11 in sich aufzunehmen haben 
wird. Das ist zum einen das Feld der 
Ursachenerklärung; es umschließt das 
historisch-genetische Erklärungsprinzip 
der bürgerlichen Gesellschaft und die 
Analyse der Antriebskräfte zu ihrer Ver­
änderung. Der italienische Philosoph 
Antonio Labriola hat das wenige Jahre 
nach der Verobschiedung des Erfurter 
Programms einmal folgendermaßen 
ausgedrückt: '1lnder Lehre des kritischen 
Kommunismus entdeckt die ganze Ge­
sellschaft, in einem Augenblick ihrer al~ 
gemeinen Entwicklung, die Ursache ih­
res verhängnisvollen Marsches" 12 . 

Die zweite Stärke besteht in der Fähig­
keit dieses Erklärungsansatzes, im 

eine Übersetzung des Manifests selbst 
beifügen muß, um überhauptverston-
den zu ~~rden. Vgl. dazu Antonio 
Labriola, Uber den historischen Mate-
rialismus, Frankfurt 197 4 

4 DieentsprechendePossogeloutet: "Ab-
schoffung oller Gesetze, welche die 
Frau in öffentlich- und privatrechtlicher 
Beziehung gegenüber dem Manne 
benachteiligen". 

5 Vgl. Eduard Bernstein, Die Vorausset-
zungen des Sozialismus und die Auf-
gaben der Sozialdemokratie (1899), 
besonders das "Vorwort zum 10. Tau-
send", 1902, und den Abschnilt III, 
Die wirtschaftliche Entwicklung der 
modernen Gesellschaft, herausgege-
ben von Gunther Hillmann, Reinbek 
1969, und Karl Kautsky, Bernstein 
und das Sozialdemokratische Pro-
gramm ( 1899), besonders die Ab-
schnitte llb-d, Bonn/Berlin 1976 
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unbeherrschten Expansionsmechanis­
mus der weltweit operierenden Finanz­
und Konzernzentralen den wichtigsten 
Adressaten aller Umstellungsanforde­
rungen auszumachen. Zu Recht weist 
beispielsweise der Club of Rome darauf 
hin, daß es für die benötigte 11 neue 
Weltordnung" nicht angehe, eine einzi­
ge der beteiligten gesellschaftlichen 
Ebenen, von der lokalen bis zur weltwei­
ten, von ihrer Mitverantwortung für die 
11 Gouvernanz 11 des künftigen Systems 
auszunehmen. 11 Der Schritt vom Lokalen 
zum Globalen und vom Globalen zum 
Lokalen kommt einem radikalen Wan­
del in den Denk- und Argumentations­
weisen gleich ... Er stellt eine neue 
intellektuelle Praxis dar, die es zu erwei­
tern und zu integrieren gilt1113 • Aber das 
alles liefe doch nur auf eine endlose 
Staffette von Zuständigkeitsverschiebun­
gen hinaus, wenn wir dabei nicht zu­
gleich die Demokratisierung der welt­
wirtschaftlichen Enfscheidungen und den 
Abbau der heutigen ökonomischen 
Machtzusammenballungen durchsetzen 
würden. 

Ich komme zum Schluß: Die globale 
Revolution, die vor uns liegt, wird zwei~ 
fellos vielfach neue Gesichter tragen; sie 
wird Krisenmomenten begegnen, die 
im Zukunftsbild des Erfurter Programms 
noch nicht enthalten waren. Aber es 
scheint mir unbestreitbar, daß zu einem 

6 Bernstein hatte im "Vorwörts 11 vom 3. 
September 1899 {"tv\eineStellung zum 
theoretischen Teil des Erfurter Pro-
gramms") eben dies kritisiert, aber 
einschränkend hinzugefügt: "Ich sage 
ihre heutige Fassung, weil ich - die 
Landfrage ausgenommen, trotzdem 
ihre bedingte Richtigkeit anerkenne"; 
zit. nach Kautsky, a.a.O, S. 153 

7 Dieses wie alle anderen Zitate des 
Erfurter Programms sind der Text-
sammlung von DieterDowe, Kurt Klotz-
bach !Hg.), Programmatische Doku-
menteder deutschen Sozialdemokratie, 
Berlin/Bonn t 984, S. 188 ff., entnom-
men 

8 Karl Kautsky, Das Erfurter Programm. 
In seinem grundsätzlichen Teil erläutert 
[1892), Berlin 1965, S. 153 

9 Alexander King, Bertrand Schneider, 
Die globale Revolution, Bericht des 

ihrer unerledigten Problem-Bündel eben 
jenes der ökonomischen Machtverteilung 
und Ausbeutung zählt, das Erfurt in den 
Miltelpunkt gerückt hat. Es zu lösen, 
reicht allein nicht aus, und ist gleichwohl 
für die Bewältigung oll der anderen 
Momente der heutigen Menschheitskrise 
unverzichtbar. Der vor hundert Jahren 
formulierte Prinzipienteil von Erfurt kann 
immerhin für sich in Ansp'ruch nehmen, 
daß er mit seinem Internationalismus, 
mit der Einsicht, die 11ArbeiterallerKuttur­
ländergleichmäßig am Werk der Befrei­
ung (zu) beteiligen", bereits eine, vie~ 
leicht die wichtigste Voraussetzung für 
das Gelingen der Aufgabe benannt hat. 
Ossip Mandelstam beschließt seine 
Jugenderinnerung an die Wirkung, die 
das Erfurter Programm einst bei ihm 
auslöste, mit den Worten: 11 lch empfand 
die ganze Welt als ein einziges 
gigantisches Unternehmen, ein von 
Menschen geschaffenes Unternehmen -
und die vor hundert Jahren verstummten 
Spindeln der englischen Heimindustrie 
klangen noch in der klaren HerbsHuft! 
Ja, ich hörte mit wachem, vom Summen 
einer fernen Dreschmaschine im Feld 
geschärften Ohr, wie nicht die Gerste in 
den Ähren, nicht der nördliche Apfel 
schwoll und schwer wurde, sondern die 
kapitalistische Welt · um zu folieril,W 

Wer wollte so taub sein, ein:].• .. ,1.·.·.•.· 
ken, dersolche Hoffnungen au · ' 
die Zukunft jedes Gehör zu '' ' ' 
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ClubofRome 1991, Homburg 1991; 
S. 129 

10 ebd., S. 10 

11 Das Verdienst, als erster den "unbe-
wußten Sozialismus 11 in den frühen 
Berichten des Club of Rome erfaßt 
und herausgearbeitet zu hoben, ge-
bührt Wolfgang Harich, Kommunis-
mus ohne Wachstum?, Baboef oder 
der Club of Rome, Gespräche mit 
Freimuth Duve, Reinbek 1975 

12 Antonio Labriola, Zum Gedächtnis 
des Kommunistischen Manifests 
(1895), o.o.O., S. 103 

13 Globale Revolution, o.o.O., S. 126 

14 Ossip Mandelstam, a.a.O., S. 107/ 
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Sozialdemokratie 
bei schwedischen 
Parlamentswahlen 
besiegt 
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Urm.en, Probleme und Konseq1Je11Zen 

Wersich fürdieStel-
lung der Sozial-
demokratie in Euro-
pa interessiert, wird 
wissen, daß die Sozi-
aldemokraten bei den 
schwedischen 
Parlamentswahlen am 
15_ September 1991 be­
siegt worden sind. Sie er­
hielten 38 Prozent der 
Wählerstimmen- im Gegen­
satz zu 43% bei den Wah-
len von 1988. Das ist ihr 
schlechtesles Wahlergebnis 
seit 1928, also bevor die Sozi­
aldemokralen in den frühen 
30er Jahren die Regierungs-
gewalt erlangten. 

Es handelt sich hier um die zweite be­
deulende Wahlniederlage der Sozial­
demokraten in der zeitgenössischen Ge­
schichte, also seit sie vor fast 60 Jahren 
an die Macht gelanglen - bedeutend im 
Sinne eines Verlustes der Regierungs­
gewalt. Als solches ist dies ein bemer­
kenswertes historisches Beispiel an 
Langlebigkeit in der europäischen Poli­
tik; aber die jetzige Niederlage ist so 
schwer, daß sie die Frage aufwirft, ob 

:::; Prof. Ulf Himmelstrand, emeritierter Pro-
~ fessor Für Soziologie an der Universität 
" --> Uppsala, zur Zeit Professor für Soziolo-1 gie an der Universität von Nairobi, 
N Kenya. Zahlreiche Veröffenriichungen, 
~- u_a.: Sverige - Vardag och Struktur 

i-'_. __ -.. (.Schweden -Struktur und Alltagsleben), 
':':. S1ockholm 1988) 

die schwedische 
Sozialdemokratie nun wie jede ande­

re „normale" politische Partei in Schwe­
den anzusehen ist, ohne die geradezu 
hegemoniale Stellung, die sie für etwa 
ein halbes Jahrhundert innegehabt hat. 
Wird die Sozialdemokratie ihre Stärke 
in der Zukunft zurückgewinnen können? 
Sie ist immer noch die größte politische 
Partei in Schweden, aber wird sie wie­
der groß genug werden, um selbst die 
Regierung bilden zu können, mit oder 
ohne Unterstützung anderer Parteien? 
Wird Schweden jemals wieder eine 
,,sozialdemokratische Nation" werden? 
Doch die sozialdemokratische Nieder­
lage ist nicht das einzige bemerkens­
werte Ergebnis der schwedischen Wah­
len von 199 l. Von den ehemaligen 
bürgerlichen Oppositionsparteien ho­
ben die Liberalen und die Zentrums­
partei - die Parteien in der Mitte des 
politischen Spektrums - in dieser Wahl 
viele Wählerstimmen eingebüßt; und 
hierbei handelt es sich um einen kontinu-

ierlichen 
Trend der schwedischen Poli­

tik. Die Liberalen hielten in den 50er 
Jahren 24 Prozent der Stimmen und sind 
seitdem recht kontinuierlich auf 9 Pro­
zent 1991 geschrumpft. 
Die Konservative Partei auf der rechten 
Seite hatte ihre Höhen und Tiefen wäh­
rend der letzten 30 Jahre, hat aber im 
letzten Jahrzehnt einiges von ihrer frühe­
ren Stärke zurückgewonnen. Bei der 
Wahl 1991 erhielten die in Gemäßigte 
Partei umbenannten Konservativen 22%, 
nachdem sie 1988 auf 18% herunter­
gesunken waren, und damit sind sie die 
größte bürgerliche Parlei. 
Ziemlich bemerkenswert bei den 1991 er 
Wahlen ist das Aufkommen zweier neu­
er rechtsgerichteter Parteien -der Christ­
demokratischen Partei (KDS) mit 7 Pro­
zent der Stimmen und einer tendenziell 
rechtsextremen Partei namens Neue 
Demokratie mit 7 Prozent. Diese Stim­
men zu denen der Gemäßigten Partei 
gerechnet, ergibt sich eine bedeutsame 
Stärkung der politischen Rechten in 
Schweden, die sich auf 36% der Stim­
men stützen kann. 

Wenn wir uns nun den Parteien auf der 
Linken zuwenden - Sozialdemokraten 
plus Kommunisten (die sich in Linke 
Partei umbenannt haben) - und den 
Nachkriegstrend betrachten, finden wir 
in der Tat keinen so großen Stimmen­
verlust für die Linken wie für die Parteien 
der politischen Mitte: Während der 50er 
Jahre hatten die Sozialdemokraten durch­
schnittlich 46%, und dieser Prozentsatz 
ist während der zwei folgenden Jahr­
zehnte nur geringfügig gesunken, mit 
Ausnahme eines Hoch von 50% im 
Jahre 1968. Bei den vergangenen 
Wahlen von 1985 und 1988 hat die 
linke insgesamt jeweils 50 bzw. 49% 
der Stimmen gewonnen. 
Ein trauriges Ergebnis der Wahl von 
1991 ist, daß die ökologisch orientierle 
,,grüne" Partei all ihre Sitze im schwedi­
schen Parlament verloren hat. Sie war 
1988 mit 6% der Stimmen erstmals ins 
Parlament eingezogen. 

Diese Trends scheinen uns zu zeigen, 
daß die Linke trotz der kontinuierlich 
schrumpfenden Industriearbeiterschaft 
seit Mitte der sechziger Jahre für eine 
langeZeitrechtgutin der Lage war, ihre 
Stärke zu halten, während die Mitte 
merklich zusammengeschmolzen ist. Auf 
der anderen Seile aber ist die politische 
Rechte kräftig gewachsen, und zwar 
nicht als Ergebnis irgendeiner bemer­
kenswerten Leistung der etablierten Kon­
servativen/Gemäßigten Partei, sondern 
als Ergebnis des Aufkommens zweier 
neuer rechtsgerichteter Parteien, von 
denen zumindest die eine· Neue Demo­
kratie - als ziemlich rechtsextrem anzu­
sehen ist, oder zumindest als noch 
fundamentalistischer in ihrem Neolibera­
lismus als die Gemäßigte Partei. Dies 
scheint eine Polarisierung der schwedi­
schen Politik anzuzeigen· mit den gro­
ßen Verlierern in der politischen Mitte. 

Ursachen für Veränderungen 
im politischen Spektrum 

Schwedens 

Es gibt also zwei Langzeittrends im 
politischen Spektrum Schwedens, die 
einer Erklärung bedürfen - die kontinu­
ierlich schrumpfende Größe der politi­
schen Mitte und die relative Stabilität 
der Linken - und einige Veränderungen 
von kurzfristigerem Charakter, nament­
lich die große Niederlage der Sozialde­
mokraten bei diesen Wahlen und die 
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große Stärkung der Rechlen durch das 
Hinzukommen zweier neuer rechts­
gerichteter Parteien. Drei Arten von Ur­
sachen könnten für diese Polarisierung 
herangezogen werden: (1 J strukturelle 
Veränderungen in Wirtschaft und Ge­
sellschaft Schwedens, mit ihren Einßüs­
sen auf die Mentalität der Wähler in 
verschiedenen Altersstufen (2) Verände­
rungen in Hinsicht auf Alltagskultur und 
der Einfluß der Massenmedien in den 
vergangenenJahren, und schließlich (3) 
die Veränderungen in Osteuropa und 
unsere Beziehungen zur Europäischen 
Gemeinschaft. 
In einem kurzen Artikel wie diesem ist es 
unmöglich, viel über jede Zelle in der 
Matrix der Ursachen und Lang- oder 
Kurzzeileffekle zu sogen, die oben auf­
geführt wurden. Aber ich werde zu­
nächst ein paar Mutmaßungen über 
einige mögliche Ursachen der sozial­
demokratischen Niederlage und über 
das Auftauchen neuer rechter Parteien 
anslellen. 

In verschiedenen Meinungsumfragen vor 
der Wahl bekundete die Wählerschaft, 
ihre Hauptsorge sei „die Wirtschaft" 
(was immer das heißt) und die Fähigkeit 
der politischen Parteien, mit der Wirt­
schaft umzugehen. An zweiler Stelle lag 
die „Bürokratie". Einige Plätze weiter 
unten in der Rangliste der Sorgen ko­
men die „hohen Steuern" in Schweden. 
Angesichts der Tatsache, daß die Ge­
mäßigte Partei die hohen Steuern zu 
eir:,em Hauptthema ihrer Wahl­
kampagne gemacht hatte, ist dies eine 
bemerkenswerte Tatsache. Eine 
Spezialfrage bei diesen Umfragen be­
traf die Arbeitslosigkeit in Schweden, 
welche immer noch die geringste in 
Europa ist, aber zur Zeit ansteigt. Bei 
diesen Meinungsumfragen wurde den 
Sozialdemokraten die meiste Kompe­
tenz zugetraut, die Arbeitslosigkeit er­
folgreich zu bekämpfen. 

Was die „Wirtschaft" betrifft, so !eilt 
Schweden viele Probleme, die auch 
einige andere vergleichbare Nationen 
in der Fortgeschrittenen industrialisier­
ten Welt haben· sogar einige, die von 
bürgerlichen Regierungen geführt wer­
den. Bruttosozialprodukt und Investitio­
nen weisen in Schweden keine Steige­
rung auf. Aber die sozialdemokratische 
Regierung konnte die Inflation im letzten 
Jahr auf ein Niveau zurückschrauben, 
das mit dem Rest Europas vergleichbar 

ist. Wie auch immer: Wichtiger als die 
tatsächliche Höhe der Wirtschaftsleistung 
Schwedens in den vergangenen Jahren 
istwahrscheinlich, daß die bürgerlichen 
Parteien m itwohlfinanzierter propagan­
distischer Unterstützung durch die Kon­
föderation der schwedischen Arbeitge­
berverbände (SAFJ mehrere Jahre hin­
durch eine Kampagne geführt haben, in 
der in Anzeigen in schwedischen Zei­
tungen eine völlig falsche Führung der 
schwedischen Wirtschaft vorgeworfen 
wurde und das Bild eines Schweden 
entworfen wurde, das weit hinter den 
meisten Fortgeschrittenen Nationen der 
Welt zurückliege. Wie einige Sozial­
wissenschaftler gezeigt haben, stützte 
sich diese Kampagne hauptsächlich auf 
hochgradig selektive und voreingenom­
mene vergleichende Statistiken. In jüng­
ster Zeit hat diese anhaltende SAF-Kam­
pagne die Botschaft übermittelt, daß 
das staatliche Wohlfahrtssyslem Schwe­
dens, gegenüber dem jeder Bürger all­
gemeine Ansprüche hat, die letzte Bast­
ion des „Realsozialismus" sowjetischen 
Typs darstellt, mit dem jetzt sogar die 
Sowjetunion Schluß macht! Einige Ver­
suche angesehener schwedischer Sozio~ 
wissenschaftler, einen angemesseneren 
Vergleich zwischen dem schwedischen 

Syslem und dem privatisierlen Gelsul)(l, 
heitswesen der USA anzustellen,. :i 

im Vergleich zur massiven rechten ) 

pagne der SAF wirkungslos. <' ·• 
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Zudem ist es ebenso offensich~ich; -däß 
viele sozialdemokratische Wähler'ilon 
den Versuchen der früheren So:Z:ia~­
demokratischen Regierung enttä~ht 
worden sind, die Wirtschaft - als-·An~ 
wort auf die europäische Herausfordee 
rung -auf eine „kapitalistischere" Art zu 
führen und sich weniger um Verteilungs­
und Wohlfahrtsthemen zu kümmern. 
Aber im letzten Monat der Wahl­
kampagne scheinen die Sozialdemo­
kraten in der Lage gewesen zu sein, 
einige dieser potentiell abtrünnigen 
Nichtwähler unler den traditionellen 
sozialdemokratischen Wählern durch 
eine Rückkehr zu traditionellen sozia~ 
demokratischen Appellen zurückzu­
gewinnen. OieMeinungsumFragenwie­
sen eine Steigerung von etwa 29 auf 
38% für die Sozialdemokraten inner­
halb von nur einem Monat auf! Aber das 
war nicht genug. 

Eine besonders schwache Vorstellung 
gaben die Sozialdemokralen diesmal 
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bei den Jungwählern ab. Nur 19% von 
ihnen wählten die Sozialdemokraten. 
Viele wählten die Neue Demokratie, die 
neue Partei, die für mehr Eigeninteresse, 
um nicht zu sagen narzißtische Selbst· 
beschättigung warb: Tu was du willst, 
sei glücklich, gebt uns freien Alkoho~ 
konsum und keine Geschwindigkeitsbe­
grenzung auf den Straßen, heben wir 
alle Beschränkungen und Steuern ge­
genüber der Wirtschah auf und führen 
wir mehr Beschränkungen gegenüber 
Einwanderern, besonders aus nicht. 
europäischen Ländern, ein. Offensicht­
lich konnten die Sozialdemokraten kei· 
nen vergleichbaren Ton anschlagen, der 
auf die Jungwähler gewirkt hätte, die 
ihre Stimmen der Neuen Demokratie 
zuwarfen. 

Ein Hauptproblem bei diesen 
Jungwählern ist, daß sie wahrscheinlich 
viele der Reformen im öffentlichen Sek­
tor, die über die Jahre von Sozialdemo­
kraten und Sozialliberalen eingeführt 
worden sind, beibehalten wollen; aber 
sie sind manipuliert worden, ihre Stim­
men auf allgemeine Slogans hin abzu-­
geben und nicht in rationeller Weise auf 
konkrete Themen hin, die im Alltags­
leben zu finden sind. 

Was für eine Art 
bürgerlicher Regierung ist in 

Schwedlen zu erwarten? 

Während dieser Artikel geschrieben 
wird (30. September}, ist noch keine 
neue bürgerliche Regierung gebildet 
worden.Jedenfalls hat der schwedische 
ParlamentspräsidentCarl Bildt, den Füh­
rer der Gemäßigten Partei, beauftragt, 
den Versuch der Bildung einer Vie~ 
parteienregierung aus vier Parteien -
den Gemäßigten, den Liberalen, der 
Zentrumspartei und den Christ­
demokraten • zu unternehmen. Wenn 
die Neuen Demokraten (die nicht zu 
diesen potentiellen Regierungsparteien 
gehören) nicht gegen ihre bürgerlichen 
Kollegen votieren, wird es wohl eine 
solche bürgerliche Vier-Parteien­
Koalitionsregierung geben. Diese wird 
dann über 170 Stimmen gegen die 154 
Stimmen der linken verfügen. Die Neu-­
en Demokraten haben 25 Sitze im Par­
lament. 

t . Eine'° .. lche Vierparteienregierung kann 
solange auf eine parlamentarische 
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Mehrheit zählen wie sie sich über die 
abzustimmenden Themen einig ist und 
die Neue Demokratie mit ihren Stimmen 
nicht zur Linken schwenkt - eine äußerst 
unwahrscheinliche Möglichkeit. Bei ei­
ner Reihe von Themen, die die Wir!­
schahsführung betreffen, kann von einer 
solchen Ein igkeitausgegangen werden. 
Aber bei anderen Themen wie Woh~ 
fahrt, Steuern und regionalen Belangen 
gibt es klare Unterschiede zwischen der 
Zentrumspartei und den anderen. So~ 
ehe Unterschiede könnten sich auf Dau­
er auch zwischen liberalen und Gemäs­
sigten enfwickeln, da die Liberalen ein 
weitaus größeres Augenmerk auf sozia­
le Wohlfahrtspolitik und die Erhaltung 
des Steuern konsumierenden staa~ichen 
Sektors legen als die Gemäßigten. 

Angesichts dieser Probleme und Unter­
schiede innerhalb einer bürgerlichen 
Koalitionsregierung sind Spekulationen 
angestellt worden, daß eine solche Re­
gierung vielleicht vor der nächsten Wahl 
in drei Jahren auseinanderbrechen könn­
te. Als die schwedischen bürgerlichen 
Parteien zwischen 1976 und 1982 an 
der Macht waren, gab es mehrere Aus­
einandersetzungen zwischen diesen 
Parteien und mehrere Wechsel in der 
Zusammensetzung der Regierung. Wahr­
scheinlich wird sich die gegenwärtige 
bürgerliche Koalition alle Mühe geben, 
solche Debakel zu vermeiden, um zu 
beweisen, daß sie tatsächlich in der 
Lage ist, Schweden gemeinsam zu re­
gieren. 

Trotz der etwas widersprüchlichen Vier­
Parteien-Zusammensetzung der neuen 
bürgerlichen Regierung können wir eini­
ge Veränderungen in der Politik erwar­
ten. Gewisse andere Veränderungen 
werden wohl angesichts der ideologi­
schen Differenzen in der Koalition und 
angesichts der anhaltenden Stärke der 
linken ausbleiben. 

Es ist angedeutet worden, daß eine der 
ersten Entscheidungen, die eine bürger­
liche Regierung treffen wird, die Ab­
schaffung der 1983 eingeführten ver· 
wässerten Version der Lohnempfänger­
fonds sein wird. Der Vorschlag geht 
dahin, daß diese Fonds zum Ausbau 
weiterführender Bildungseinrichtungen 
und zu Forschungszwecken verwendet 
werden sollen. Eine andere zu erwar­
tende Entscheidung ist die AuAiebung 
besfimmterSteuern aufkleinereGeschäf-

te und Kleinindustrie, um mehr Anreize 
zur Produktion auf dieser Stufe zu bie­
ten. Eine solche Entscheidung könnte 
aber sogar die parlamentarische Unter­
stützung der Sozialdemokraten bekom­
men. Außerdem ist vorgeschlagen wor­
den, gewisse Rechte von Gewerkschahs­
mitgliedern aufzuheben, ihre Mitglieds­
beiträge von der Steuer abzusetzen, 
und es mag noch ein paar weitere 
Vorhaben einer bürgerlichen Regierung 
geben, die Bedingungen für Gewerk­
schahsarbeit und Lohnkampf zu ver· 
schlechtem. Von einem propagandi­
stischem Standpunkt aus könnten die 
Sozialdemokraten dies begrüßen, da 
es ihnen die Möglichkeit gibt, endlich zu 
beweisen, daß eine bürgerliche Regie­
rung sich absolut nicht um die Belange 
der arbeitenden Männer und Frauen 
kümmert. 

Die Christdemokraten und die Zentrums­
partei könnten auf Reformen drängen, 
die auf eine Veränderung des ganzen 
Systems der Familienfürsorge abzielen. 
Derzeit erhalten die Familien ein be­
trächttiches Kindergeld für iedes Kind 
bis zum 16. Lebensjahr; Zentren für 
Söuglingsgesundheitsfürsorge sind ko­
stenlos zugänglich für iedes Kind (was 
eine der Hauptursachen für die sehr 
geringe Kindersterblichkeit in Schwe­
den -die geringste der Welt· sein dürhe}; 
Väter und/ oder Mütter haben das Recht, 
insgesamt zwölf Monate bezahlten Heim­
urlaub für jedes Neugeborene zu neh­
men; und dazu hat die Einrichtung von 
recht billigen Kindertagesstätten, ob 
staatlich oder genossenschaftlich, das 
land ein ganzes Stück näher an eine 
volle Deckung der Bedürfnisse für solche 
Dienstteistungen gebracht. 

Verschiedene bürgerliche Parteien sa­
gen nun, daß dieses System, dessen 
Vorzüge junge Eltern und besonders 
Mütter seit einigen Jahren genießen 
können, eine „mangelnde Wahlfreiheit" 
zwischen verschiedenen Arten von Für­
sorge für Kinder beinhalte, insbesonde­
re nach den ersten zwölf Monaten . 
Stattdessen schlagen sie eine völlig neue 
finanzielle Beihilfe für jedes Kind vor, mit 
der die Eltern machen können, was sie 
wollen -ein wahrhaft individualistischer 
Vorschlag. Aber das kostet eine Menge 
Geld, und da niemand bereit ist, die 
Steuern weiter zu erhöhen, muß dieses 
Geld von einigen der bereits bestehen­
den Kinder-Wohlfahrtsprogrammen ge-
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nommen werden, so daß ziemlich we­
nig „Wahlfreiheit" zwischen verschie­
denen Alternativen für weniger vermö­
gende Eltern übrig bleibt -vor allem, da 
die vorgeschlagene Erziehungsbeihilfe 
(auf schwedisch: värdnads-bidrag) für 
eine wirkliche Wahl nicht ausreichend 
sein wird, wenn sie nicht von persönli­
chem Reichtum unterstützt wird. 

Aber die liberalen, und vielleicht auch 
die Gemäßigten, würden sich derzeit 
nicht gerne mit solchen Veränderungen 
der gegenwärtigen Familienpolitik ab­
geben, da das bestehende System ziem­
lich populär ist und da die Hinzufügung 
von „vClrdnadsbidrag" als voraussicht­
lich populäres neues Programm für den 
Staat viel zu kostspielig sein wird, wenn 
das bestehende Kinderfürsorgesystem 
nicht durch einschneidende Kürzungen 
getroffen werden soll. 

Ganz oflensichttich sind die Konflikte 
unter den bürgerlichen Parteien in Hin­
sicht auf die durch Steuern finanzierten 
staatlichen Wohlfahrts-und Arbeitsmark~ 
programme. Bei diesen Themen stehen 
die Liberalen und die Zentrumspartei . 
die schrumpfende Mitte· den Sozialde­
mokraten näher als den Gemäßigten 
und der Neuen Demokratie. Bei diesen 
Themen muß die Führung der Gemäs­
sigten eine Wahl treffen zwischen der 
Durchsetzung ihrer Doktrin, den größ. 
ten Teil des staaHichen Wohlfahrtssek­
tors (was sie für die letzten Überreste des 
osteuropäischen „Realsozialismus" häl~ 
zu privatisieren - mit dem offensichtli­
chen Risiko, die liberalen und die 
Zentristen aus der Koalitionsregierung 
zu manövrieren, oder sie müssen sich 
liberalen und zentristischen Forderun­
gen in HinsichtaufstaaHiche Wohlfahrts­
und Arbeitsma.rktpolitik beugen, die si­
cherlich von sozialdemokratischen Par­
lamentariern unterstützt werden. 

Dieser innere Widerspruch in jeder 
möglichen bürgerlichen Koalition kann 
möglicherweise dazu führen, daß eine 
neue bürgerliche Regierung nicht in der 
Lage sein wird, einige der im Wah~ 
kampf besonders von Gemäßigten und 
rechtsgerichteten Neuen Demokraten 
befürworteten Veränderungen zuwege 
zu bringen. Auch wenn die schwedi­
sche Gesellschaft weit davon entfernt 
ist, ,,unregierbar" !um eine populäre 
politikwissenschaftliche Bezeichnung zu 
benutzen) zu sein, könnte es sich heraus-

stellen, daß eine bürgerliche Regierung 
in Schweden nur über eine deutlich 
reduzierte Regierungsfähigkeit verfügt, 
wenn es darum geht, in Schweden ei· 
nen klaren Wechsel nach rechts zu voll­
ziehen, sowohl angesichts ihrer eige­
nen inneren Widersprüche als auch der 
anhaltenden Stärke der Sozial­
demokratie wegen. 

Die Zukunft der schwedischen 
Sozialdemokratie 

Das Wohlverhalten ist in Schweden im­
mer erheblich klassenorientierter als in 
den meisten anderen fortgeschrittenen 
Industriegesellschaften gewesen. Trotz 
nachlassender Bedeutung besteht das 
klassenorientierte Wohlverhalten immer 
noch fort. So scheint die Wählerunter­
stützung für die Sozialdemokratie zu-­
rück.zugehen, ganz einfach, weil die 
Industriearbeiterklasse seit Mitte der 
sechziger Jahre an Umfang verliert. Aber 
diese Ursache zurückgehender sozial­
demokratischer Stimmenanteile wurde 
füreinigeJahrzehnte durch eine Erschei­
nung konterkariert, die man als eine 
sozialdemokratische Loyalität der zwei­
ten Generation unter in die Mittel­
schichten aufgestiegenen Söhnen und 
Töchtern der Arbeiterklasse bezeichnen 
kann. Diese Art Arbeiterklassenloyalität 
der zweiten Generation unter Bürgern 
der Mittelklasse, besonders denjenigen, 
die im staatlichen Sektor arbeiten (stati· 
stisi:h erscheint dies paradoxerweise 
als abnehmendes klossenorientiertes 
Wohlverhalten) scheint nun, mit einer 
neuen jungen Generation zu schwin,. 
den, bei der die individualistischen 
neoliberalen Appelle der Gemäßigten 
und die individualistischen Happy-go­
lucky-Appelle der Neuen Demokratie 
andere The~en besiegt zu haben schei­
nen, unter Einschluß der Appelle der 
gekippten Grünen Partei an das jugend­
liche Umweltbewußtsein. Es scheint wirk­
lich schwer, dieses Segment der jünge­
ren Generation zur Sozialdemokratie 
zu bekehren, selbst wenn eine jugendli­
cher wirkende Führung der Sozial­
demokratischen Partei einige Meinungs­
änderungen zuwege bringen könnte -
wovon die großartige Erscheinung von 
Mono Sahlin, einer sozialdemokra­
tischen Ministerin in d_er letzten Regie­
rung, Zeugnis ablegt, einer weiblichen 
Schönheit, die eine gewitzte Wort-

•• 

gewandtheit in Verbindung mit einer 
nicht zu leugnenden Kompetenz in Ar­
beitspolitik aufweist. Aber selbst wenn 
die Sozialdemokraten in der Lage sein 
sollten, in drei oder sechsJahren wieder 
eine Stimmenzahl über 40% zu errei­
chen, halte ich es für schwer glaublich, 
daß sie jemals wieder ihre vormalige, 
geradezu hegemoniale Stärke erlan­
gen werden. Daher ist es für die gegen­
wärtige sozialdemokratische Führung 
unerläßlich, vorwärts zu blicken und 
unter anderen politischen Parteien Part­
ner zu finden, mit denen sie sich über 
grundsätzliche Dinge einigen können 
und mit denen sie die Art von Pa~amenfs. 
mehrheit erreichen können, die ihnen 
die Möglichkeit gibt, Regierungen zu 
bilden oder an solchen teilzuhaben, die 
grundsätzliche politische Ziele verwirk­
lichen. 

Vorei nemJahr meinten einige Kommen­
tatoren, es gebe weniger Unterschiede 
zwischen den Sozialdemokraten und 
den sozialliberalen Führungen der libe­
ralen und der Zentrumspartei als zwi­
schen diesen Parteien und den 
neoliberalen Gemäßigten. Demzufolge 
wurde eine Koalition zwischen Sozial­
demokraten, Liberalen und Zentristen 
für möglich und ziemlich verheißungs­
voll gehalten, besonders in Hinsishf:··:'.,;. 
die erfolgreiche Kooperation zYf,f

4
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diesen Parteien in der Vergan ·/
1

. } 

Ich stimme dem zu. Haupthind~· 
grund einer solchen Entwicklung wären 
die falschen Beschuldigungen eines os~ 
europäischen „Realsozialismus", diedie 
rechte Agitation gegen die Sozialdemo­
kraten richtete. In der letzten Wahe 
kampogne wurden diese Behauptun­
gen den Sozialdemokraten wiederum 
entgegengeschleudert angesichts eines 
Vorschlags, Pensionskassen zu ermögli­
chen und ihre Finanzen dadurch aufzu,. 
bessern, daß sie Anteile privater Firmen 
erwerben. Weder die liberalen noch 
die Zentristen haben sich von diesen 
unfairen Behauptungen distanziert. 
Dadurch sind schwer zu überwindende 
Animositäten entstanden. Aber auf lan­
ge Sicht kann eine Mitte-links-Koalition 
einer der Wege eines sozialdemokra­
tischen Comeback an die Regierungs­
macht werden. Auf lange Sicht mutet es 
auch ziemlich unverständlich an, die 
größte einzelne politische Partei in 
Schweden von der Rolle einer Regierung­
sportei auszuschließen. 
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Gii1ter NaA,erger 

Der 
Verlierer 
heißt 
Sarastro 
Zum 200. Todestog 
des Wollgong Amode Mozart 

Am 5. Dezember 1791, um ein Uhr 
morgens, starb Wolfgang Amade 
Mozart. 1 Er hinterließ zwei Kinder, Karl 
Thomas und Franz Xaver, seine Witwe 
Constanze geb. Weber und ein künsHe­
risches Lebenswerk, das umfangreicher 
und vielfältiger kaum vorstellbar ist: das 
Werkverzeichnis des Ludwig Ritter von 
Köchel umfaßt über 600 Eintragungen. 
Der behandelnde Arzt konstatierte als 
Todesursache „hitziges Frieselfieber", 
ein Begriff, der über die Quacksalberei 
der damaligen Zeit viel, über Mozarts 
Krankheit so gut wie nichts aussagt. 
Sicher wissen wir heute nur, daß Mozart 
eines natürlichen Todes gestorben und 
keinem Verbrechen zum Opfer gefallen 
ist. Die Vergiftung des Genies durch den 
mediokren Musikerkollegen Antonio 
Salieri gehört freilich zu den Legenden, 
die allen wissenschaftlichen Erkenntnis­
sen zum Trotz nicht ausrottbar scheinen 
und künstlerisch wie finanziell nach wie 
vor ertragreich sind. 2 Es ist offenbar 
nicht so leicht, sich mit der Tatsache 
abzufinden, daß ein Ausnahmemensch 
wie Mozart ganz unspektakulär im Bett 
gestorben ist. 

An Versuchen, Mozarts Todeskrankheit 
posthum zu diagnostizieren, mangelt es 
nicht. Auch Wolfgang Hildesheimerwar 
der Auffassung, daß Mozart vergiftet 
wurde, und zwar durch Quecksilber, 
das er, wie damals üblich, zur Behand­
lung einer Syphilis selbst eingenommen 

::~ · · Günter Neuberger, lebt und arbeitet als 
iilt Jou. mal.ist in Bonn (ehemals Chefredak­

leur der ,frontal") 
--..... 

haben soll: .,Das Krankheitsbild einer 
subakuten Quecksilbervergiftung ist 
nahezu vollständig. NJ Die Diagnose des 
Schweizer Mediziners Dr. Carl Bär, 
Mozart sei an Rheuma inflammatorium, 
also am rheumatischen Fieber gestor­
ben, galt lange Zeit als letztes Wort aus 
medizinischer Sicht. Der Arzt Peter J. 
Davis hingegen vertritt die These, 
Mozarts Tod sei die Folge eines chroni­
schen Nierenversagens !Urämie) gewe­
sen. Gestütztwird diese Vermutung u. a. 
durch die für diese Krankheit typischen 
tiefen Depressionen bis hin zu Todes­
ahnungen1 die den Meister in seinen 
letzten Lebensmonaten plagten." 

Erstaunlich ist, daß Mozarts Werk, zwei­
hundert Jahre nach seinem Tod, unge­
brochen lebendig ist. Man kann sogar 
mit einem gewissen Recht sagen, daß es 

in all seinen Facetten erst in diesem 
Jahrhundert voll erschlossen worden ist. 
Das 19.JahrhundertschötzteanMozart 
vor allem seine Opern, am meisten den 
dämonischen Don Giovanni, am wenig­
sten die als geradezu anstößig empfun­
dene Cosf Fan fuffe. Die Zauberflöte, von 
jeher der Grundstein für Mozarts Nach­
ruhm, wurde in mystische Sphären ent­
rückt, die nicht mehr von dieser Welt 
waren, völlig zu unrecht, wie wir sehen 
werden. 

Im Vergleich zu den Opern und den 
großen Orchesterwerken-Sinfonien und 
Konzerte - führte Mozarts reiches kam­
mermusikalisches Schaffen ein Schatten­
dasein. Die Romantik faßte ihn beispiels­
weise nicht als Klavierkomponisten sui 
generis auf, sondern legte unzulässiger­
weise den Maßstab Beethoven an. Ich 

selbst habe auf der Schule noch einen 
Musikunterricht genossen, in dem Beet­
hoven als absolutes Zentrum der Musik­
geschichte angesiedelt war. Alle Kom­
ponisten vor ihm waren folglich Vor­
läufer, alle nach ihm Nachfolger, eine 
Sichtweise, die heute gottlob überwun­
den ist. Der Gedanke, Bach, Haydn 
oder Mozart als Vorläufer Beethovens 
zu klassifizieren, erscheint doch absurd. 
Die Romantik hat stets versucht, Mozart 
an der Elle ihrer eigenen Ästhetik zu 
messen, und ihmdamitoftGewaltange­
ton. Ihn als Menschen und Künsrler des 
18. Jahrhunderts zu begreifen, sein 
Riesenwerk weder unzulässig zu 
dämonisieren · wie es etwa E. T. A. Hoff­
mann tot. oder zu verharmlosen - wie 
etwa Richard Wagner - blieb der 
Mozartforschung der letzten Jahrzehnte 
vorbehalten. Heiteres und Trauriges, 
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Banales und Erhabenes, Burleskes und 
Tragisches sind in dieser Musik zu ei­
nem dialektischen Geflecht verwoben, 
das die Komplexität menschlicher Ge­
fühle und Beziehungen in unmittelbar 
zugänglicher Form umfassend wider­
spiegelt. In dieserkünstterischen Quadra­
tur des Kreises. Komplexität einfach zu­
gänglich zu machen·, wie sie vielleicht 
nach Shakespeare vollbracht hat, liegt 
sicher einer der Gründe für die 
ungebrochene Wirkung Mozartscher 
Musik. 

,,Menschlich" ist in diesem Zusammen­
hang keineswegs im Sinne einer 
unhistorischen „Allgemeinmenschlich­
keit" zu verstehen. Im Gegenteil. Wolf­
gang Hildesheimer irrt, wenn er meint, 
daß Mozart „wenig außer Musik etwas 
bedeutete" ;5 er war vielmehr ein Zeitge­
nosse, der die politischen, gesellschaft. 
liehen und künstlerischen Ereignisse in­
teressiert begleitete· und sie in seinem 
Werk verarbeitete. 6 

Mozarts reife Wiener Jahre - 1781 bis 
1791 -fielen zusammen mit der Agonie 
des europäischen Absolutismus und dem 
Heraufziehen der Französischen Revo­
lution, wo die Ideen der Aufklärung zur 
materiellen Gewalt werden sollten. In 
Österreich reagierte Kaiser Joseph ll., 
seit 1765 Mitregent seiner Mutter Ma­
ria Theresia, von 1780 bis l 790Allein­
herrscher, mit umfassenden Reformen 
auf den gesellschaftlichen Wandel: die 
leibeigenschattwurde aufgehoben, dem 
Adel die eigene Gerichtsbarkeit entzo­
gen, Religionsfreiheit wurde gewährt, 
die Kirche büßte eine Reihe von Privile­
gien ein, Klöster wurden geschlossen, 
wenn sie gesellschaftlich unnütz waren. 
Auch wenn Josephs Reformen die Habs­
burger-Monarch ie niemals in Frage stell­
ten, auch wenn sie schließlich kläglich 
scheiterten - Europas Intellektuelle, zu 
denen auch Mozart gehörte, verfolgten 
sie mit ebenso großer Anteilnahme wie 
die in Frankreich heraufziehende Revo­
lution. ,,Mozart hat diese historischen 
Prozesse mit wachem Bewußtsein ver­
folgt. Jede seiner Wiener Opern enthielt 
so viel politischen Zündstoff, daß sie nur 
knapp an der Zensur oder dem geselc 
schaftlichen Verdiktvorbeischrappten."7 

Das ist nicht übertrieben. Man stelle sich 
vor, ein Komponist unserer Tage hätte 
1986 eine Oper auf die Bühne ge­
bracht, die den bevorstehenden Unter-

gang des realen Sozialismus als Sujet 
gehabt hätte! Mozarts Figaro, uraufge­
führt am 1 . Mai 1786, nimmt, nach mit 
dem obligatorischen Happy end der 
Opera buffa, die Revolutionsereignisse 
des Jahres 1789 vorweg. Und Mozart 
hat die Libretti seiner Opern keineswegs 
unkritisch ausgewählt. Am 7. Mai 1783 
schreibt er: .,ich habe leicht hundert -Ja 
wohl mehr bücheln durchgesehen - ac 
lein ich habe fast kein einziges gefun­
den mit welchem ich zufrieden seyn 
könnte ... "8 Vor diesem Hintergrund er­
hält die Tatsache, daß -vier Jahre nach 
der Entführung aus dem Serail-Mozarts 
Wahl auf den Figaro fiel, besonderes 
Gewicht 

Auch die Entführung (l 782) war alles 
andere als ein unpolitisches Spektakel. 
„Aktueller Anlaß der Oper war der 
Besuch des russischen Großfürsten Paul 
in Wien in einer Situation, wo sich das 
russisch-österreichische Bündnis gegen 
die Türkei immer mehr verfestigte. Vor 
diesem Hintergrund nimmt sich das 
Libretto der Entführung aus dem Serail 
nicht nur wie das geschickte Aufgreifen 
eines zeitbezogenen Themas aus, das 
darüber hinaus ein fremdartiges und 
exotisches Kolorit enthielt, sondern muß. 
te fast wie der Versuch einer politisch~m 
Einmischung wirken, eine Warn~:i iH' 

1

'.-' 

dem gemeinsamen Vorgehen 
Türkei."9 

Nicht unerwähnt bleiben soll ein,auf­
schlußreiches Detail aus dem· Don 
Giovanni (Uraufführung 29 Oktober 
1787 in Prag). In der Schlußszene·des 
1 . Akts erklingt- scheinbar unmotiv~rt­
der Freiheitsruf Viva la liberta, undiwdr 
genau elfmal. Natürlich ist das italieni­
sche Wort liberta gleichbedeutend mit 
der revolutionären Kampfparole liberte. 
Ausgerufen wird sie vor einem böhmi­
schen Publikum, dessen Unabhängig­
keitsstreben von der Wiener Monarchie 
immerstärkerwurde. Elfmal läßt Mozart 
sie singen, weil die Zahl elf eine Verschlüs­
selung des revolutionären Kampfrufs 
egalite, liberte, !raternite war. Gleich 
anschließend, in der Ballszene, schich­
tet Mozart drei verschiedene Tänze -
Menuett, Kontretanz, deutscher Tanz -
polymetrisch übereinander und stellt so 
musikalischdieGesellschattsstrukturdes 
Absolutismus dar. Unmittelbar darauf 
folgt mit Zerlinas Hilferuf Genie, aiulo 
die krisenhatte Zuspitzung des Akt­
schlusses, ausgelöst durch einen Kon-



Aikt zwischen einem Mitglied des Adels 
(Don Giovanni) und des dritten Standes 
(Zerlina). 

,,Über die französische Revolution, de­
ren Anfänge Mozart noch erlebte, fin­
det sich kein Wort in seinen Briefen oder 
in den Erinnerungen an ihn, sie berührte 
ihn nicht." 10 Zu diesem voreiligen Schluß 
läßt sich einer der profundesten Mozart­
Kenner, sein Biograph Alfred Einstein, 
hinreißen. Mozarts Musik strah ihn lü­
gen. Musikalisch konnte er sich wesent­
lich deu~icher äußern als in seinen Brie­
fen, denn die wurden von der Post­
zensur durchschnüffelt. 

Mit der Zauberllöfe, uraufgeführt weni­
ge Wochen vor seinem Tod, legte Mozart 
ein - wenngleich kritisches - Bekenntnis 
zum Freimaurertum ab zu einer Zeit, wo 
es längst nicht mehr en vogue war, 
einem dieser aufklärerischen lntellektu­
ellenzirkel, ,,Logen" genannt, anzu­
gehören, die zunehmend von den Ideen 
der Französischen Revolution beeinflußt 
wurden. 

Mozart war Mitglied der Wiener Frei­
maurerloge „Zur Wohltätigkeit". Mit dem 
Erstarken der österreichischen Reaktion 
wuchs auch der Druck auf die Frei­
maurerlogen. So wurde etwa der über· 
raschende Tod von Kaiser Leopold II. 
den Freimaurern angelastet. Die Logen, 
sofern sie sich nicht freiwillig aufgelöst 
hatten, wurden 1795 allesamt verbo­
ten. Was sich nicht verbieten ließ, war 
Mozarts große Freimaurer-Oper Die 
Zauberllöfe. Sie trat einen beispiellosen 
Siegeszug auf allen Opernbühnen der 
Welt an. 

Die Zauberflöte ist eine Freimaurer-Oper, 
geradezu strotzend von Symbolik aus 
der Welt des logen-Zeremoniells. So 
spielt die für das Freimaurertum bedeu· 
tende Zahl drei eine zentrale Rolle: Die 
Haupttonart EMur hat drei B, die Ou­
vertüre beginnt mit dem leilmotivisch 
eingesetzten dreifachen Akkord, es gibt 
drei Damen und drei Knaben, drei Prü· 

~ fungen Für die Kandidaten Pamina und 
§ Tamino, der Männerchor istdreistimmig. 
i:' Aber das Freimaurertum wird keines-

'

'~ wegs unreflektiert gefeiert, im Gegen-
:; teil. Die Kritik, die Mozart und sein 
.~. Textdichter Emanuel Schikaneder üben, 
:~: ist nicht zu übersehen Sarastro der 
;ii weiseOberpriestereine~Männero;dens 

Loge), erweist sich bei näherem Hin-
•·•··· 
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sehen als ein höchst widersprüchlicher 
Charakter, dessen feierlich-sonore Baß. 
gesänge so gar nicht zu dem passen 
wollen, was er in der Praxis tut. So ver· 
kündet er in einer pathetischen Arie: ,,In 
diesen heilgen Hallen gibt es die Rache 
nicht" -und rächt sich liirchterlich an der 
Königin der Nacht, indem er sie und ihr 
Gefolge schlicht zur Hölle schickt. Da 
beauftragt er den Mohren Monoslatos, 
Pamina, seine Gefangene, zu bewo­
chen, und läßt ihm „siebenundsiebenzig 
Sohlenstreich"' verabfolgen, als dieser 
seine PAicht tut. 

Sarastros Pathos ist hohl, und Mozart 
schreibt ihm das auch musikalisch ins 
Stammbuch. Durch ungewöhnliche 
Stimmliihrung - die Celli und Bässe des 
Orchesters bewegen sich kurzzeitig zwei 
Okiaven über dem Baß Sorastros · und 
extrem weile Lagen (.hohl") bringt der 
Komponist die damals gültige musikali­
sche Welt in Unordnung und konterkariert 
so mit den Mitteln der Musiksprache das 
gesprochene Wort. 

Sarastro ist Vorsteher eines Männer­
bundes und gibt nicht gerade Freundli­
ches über die Frauen zum besten. ,,Ein 
Mann muß Eure Herzen leiten, / Denn 
ohne ihn pRegt jedes Weib / Aus sei­
nem Wirkungskreis zu schreiten." Der­
gestalt moralisierend wird Pamina im 1 . 
Aktabgekanzelt-dieesdann, im 2. Akt, 
übernimmt, Tamino sicher durch die 
schweren Prüfungen zu führen: ,,Ich selb­
sten führe Dich/ Die Liebe leitet mich." 
Diese Umkehrung derGeschlechte1TOllen 
wird noch dadurch ins unerhörte gestei· 
gert, daß es Pamina, als erster Frau, 
gelingt, in den von Sarastro geführten 
Männerbund als gleichberechtigt auf­
genommen zu werden. Kein Zweifel, 
der Verlierer der Oper heißt Sarastro, 
sein patriarchalisches Pathos ist durch 
das Handeln einer mutigen Frau zunich­
te geworden. In diesen Zusammenhang 
muß das musikalische Pathos des 
Sorastro gestellt werden, um richtig, als 
hohl nämlich, verstanden zu werden. 
Das ist der Grund, warum „In diesen 
heilgen Hallen" oder .O Isis und Osiris" 
nicht als isolierte Glanzlichter in ein 
Wunschkonzert gehören. 

In der Figur des Sarastro ist höchstwahr­
scheinlich der damals einAußreichste 
österreichische Freimaurer, der Schrift. 
steiler und Mineraloge lgnaz Born, por­
trätiert worden. Ob er die damit verbun· 

dene Krittk verstanden hat? Vielleicht 
war es sogar, wie Gunthard Born mut­
maßt, nicht nur Kritik an bestimmten 
Personen und Praktiken, sondern an den 
!dealen der Freimaurerei insgesamt: 
„Glaubte Mozart Ende desJahres 1791 
an diese Idealwelt? Zweifel sind ange­
bracht. Schon der Titel weist die Oper 
als Utopie aus." 11 

Mozarts Kunst, wir sagten es schon, 
macht Komplexität leicht zugänglich. 
Das bedeutet freilich nicht, daß Mozarts 
Kompositionstechnik „leicht" war; erwar 
im Gegenteil stets ein Architekt äußerst 
strenger musikalischer Strukturen. Aber 
ebenso wie bei einem Gebäude die vo­
raufgegangenen statischen Berechnun· 
gen nicht sichtbar sind, erschließt sich 
die „Statik" eines mozartschen Musik· 
gebäudes erst bei genauer Analyse. 
Sehr oh entpuppt sich eine zunächst als 
„Zierat" wahrgenommene Wendung bei 
genauerer Betrachtung als tragendes, 
unverzichtbares Element der musikali· 
sehen Struktur. Das gilt nicht nur für 
Hauptwerke wie etwa die spöten Sinfo­
nien oder die reifen Klavierkonzerte; 
die gleiche kompositorische Sorgfalt hat 
Mozart beispielsweise seiner Tanzmusik 
(wovon eine Menge im Todesjahr 1791 
entstand) angedeihen lassen. Satz­
technische Wunderwerke sind seine 
reifen Kammermusikwerke, etwa die 
sogenannten Haydn-Ouarlette oder die 
Quintettk.ompositionen, in denen sich 
höchste musikalische Strenge und uner· 
schöpAicher Einfallsreichtum auf einma­
lige Weise verbinden. 

Wenn man über Mozarts Todesjahr 
spricht, so muß man auch über seine 
wirtschaftlichen Verhältnisse sprechen. 
Die gängige Vorstellung von seiner 
Musiker-Laufbahn - als gehätscheltes 
Wunderkind begonnen und einsam, 
verarmt und verkannt gestorben . ist so 
nicht haltbar. 

Mozart war der erste freischaffende, 
bürgerliche Künstter zu einer Zeit, wo 
der Adel nach wie vor Träger des kultu­
rellen Lebens war. Das war ein nicht zu 
unterschätzendes Wagnis, das Mozart 
in seinen Wiener Jahren durchweg er­
folgreich gemeistert hat. Seine Einkünf­
te, vor allem aus Subskriptionskonzerten, 
Verlagshonoraren und Unterricht, wo­
ren gut und lagen - nach heutiger Kauf­
krah -oh über 100 000 Mark jährlich. 
Braunbehrens hat genau nachgerech.. 

net und kommt zu dem Schluß: ,,Mozarts 
Einnahmen waren nicht nur überdurch­
schnittlich hoch im Vergleich zu last 
allen Musikerkollegen, sondern sie ver­
sprachen noch wesenHiche Steigerun­
gen. Kurz vor seinem Tod nämlich be­
gann sich der internationale Ruhm, den 
Mozart erworben hatte· nicht als virtu· 
oses Wunderkind, sondern als aus­
gereifter und bewunderter Komponist-, 
auch finanziell niederzuschlagen. Reise­
einladungen nach England und Ruß. 
land häuften sich · was sie finanziell 
bedeuteten, lehrt das Beispiel Haydn -, 
darüber hinaus fanden sich auch 
Mäzene, die bereit waren, Mozart eine 
finanzielle Unabhängigkeit zu verschaf. 
fen, die es ihm ermöglicht hätte, ohne 
weitere Verpflichtungen im gewohnten 
teuren Lebensstil zu arbeiten, ohne von 
Honoraren und Verlagseinkünften ab­
hängig zu sein. Sowohl eine Gruppe 
der Amsterdamer Kaufmannschaft als 
auch einige ungarische Magnaten kün· 
digten unabhängig voneinander ein 
entsprechendes Ehrenlegat an. " 12 

Die Feststellung, man habe mit Mozart 
eines der größten Genies der Geschich­
te verhungern lassen, trifft also nicht zu. 
Wenn Mozart 1788 seinen Logenbruder 
Michael Puchberg in einer Reihe von 
Briefen um beträchttiche Summen an­
pumpte, so hatte das einen einfachen 
Grund: Österreich befand sich im Krieg 
mit den Türken, der Adel hatte Wien 
verlassen, und dementsprechend lag 
das kulturelle Leben danieder. Die Kon­
junktur für einen freischaffenden Künst­
ler wie Mozart war folglich schlecht. In 
seinen „fetten Jahren" hatte er nie Rück­
lagen gebildet, kam also infolge dieses 
Konjunkturtiefs in finanzielle Schwierig­
keiten, die, wie wir gesehen haben, 
freilich nicht von Dauer waren. 

Eine weitere legende bedarf der Kor­
rektur: Mozarts Leiche sei in einem 
Massengrab anonym verscharrt wor· 
den. Tatsache ist, daß Mozart so begra­
ben wurde, wie es damals üblich war: 
nach der iosephinischen Begräbnis­
ordnung. Er wurde den Bestimmungen 
gemäß in einen Sarg (nicht Sack!) ge­
legt und in ein „gemeinschaftliches Grab" 
gesenkt. Das war, wie Braunbehrens 
feststellt, ,,der bürgerliche Normalfall 
von 85 Prozent der Bevölkerung". Und 
weiter: ,,Zur josephinischen Zeit war 
das Reihen- oder Sehachtgrab ... kein 
Ausdruck von Schäbigkeit und Acht-
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losigkeit, sondern entsprach einer nüch· 
tern-rntionalistischen Denkweise, die die 
damals modernsten Erkenntnisse der 
Hygiene · nicht ganz unverständlich . 
besonders hochh ielt." 13 

Die 200. Wiederkehr von Mozarts To­
destag ist Anlaß zu einem sogenannten 
Mozart-Jahr. 1ch wundere mich in die­
sem Zusammenhang, wie häufig sich 
linke Kritiker über den damit verbunde­
nen Rummel wundern (und ihn gebüh. 
rend geißeln). In diesen Chor werde ich 
nicht einstimmen. Warum, so ist zu fra­
gen, sollte um einen Musiker vom Range 
eines Wolfgang Amade Mozart weni· 
ger Rummel gemacht werden als, sagen 
wir, um MichaeUackson oder Madonna? 
Im übrigen hat dieser Rummel auch 
seine guten Seiten. So mancher ist erst 
dadurch auf Mozarts Musik gestoßen 
worden und hat vielleicht festgestellt, 
daß der Klassiker Mozart ein durchaus 
lohnendes Kontrastprogramm zu Gianna 
Nannini oder Herbert Grönemeyer sein 
kann. Mein Kommentar zum Mozart· 
Jahr lautet: Möge es uns ewig erhalten 
bleiben! 

! Mozorls Taufname war Joonnes Chrysostomus 
Wolfgongus Theophilus. Erst die Nachwelt non nie ihn 
Wolfgang Amadeus; er selbst zeichnete mit Wolfgang 
Amode, gelegentlich auch Wolfgang Amodeo. Ich 
werde den „on Mozart selbst beYOrzugten Namen 
benulzen 

2 Weniger bekanntols Peler Shoffers Theater- und Kinohit 
.Amodeusn dürfte elwo Nikolai l!.imski-Korsokows Oper 
NMozarl und Solieri" !.ein. 

3 Wolfgang Hildesheimer, Wer wor W.Ozart? Frankfurt 
am Main 1966, S. 14. 

4 S. dazu H. C. Robbins londoo, 1791 -Mozorlsfetztes 
Jahr, München, Kassel, Basel, London 1991, S. 213 ff. 

5 Hildesheimer, o. o. 0., S. 9. 

6 Einen bemerkenswerten Verweh, Mozorn Musibprache 
als ReAex gesellKhoftlicher und politischer, olso außer­
musikalischerVorgönge zu entschl0$seln, hotetwa der 
Naturwissenschaftler (!) Gun1hord Born in .seioem Buch 
".V.Ozarts Musiksprache. Schlüssel zu leben und Werlc.N 
unternommen (München 19851. Vgl.clozu'auch.Niko­
laus Hornoncaurt, Musik als Klangrede, Salzburg 
1982. 

• 7 Volkmar Braunbehrens, Moxort in Wien, 3. Aufloge, 
München, Mainz 1988, S. 12. 

8 Zitiert nach Alfred Einstein, .-'Aazort. Sein Charaber . 
Sein Werk, Frankfurt 1978, S. 100. 

9 Brounbehrens, a. a. 0., S. 86. 

10 EiMtein, o. o. 0., S. 95. 

11 Born, a. o. 0., S. 381. 

12 Brounbehrens, a. a. 0 .• S. 155 

13 ebd., S. 445. 
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THOMAS MEYER 

WAS BLEIBT VOM SOZIALISMUS? 
ROWOHLTTB 
REINBEK BEI HAMBURG 1991 
142 SEITEN, 12.- DM. 

F 
ürdieKonservativenindiesem 
unserem Lande ist die Welt 
wieder in Ordnung. Der real 
existierende Sozialismus hat 
sich im Wettstreit der Systeme 

als unterlegen erwiesen. Der Weltgeist 
hat auf Umwegen endlich zu seinem 
Selbstbewußtsein gefunden. Demokra­
tie und Menschenrecht werden um­
standslos mit dem Kapitalismus gleich­
gesetzt und damit zum letzten Wort der 
Geschichte erklärt. 

Was des einen Freud, ist des anderen 
Leid: Die demokratische Linke befin­
det sich in der Defensive. Der Begriff 
des SozialiSmus ist bis zur Unkennt­
lichkeit besudelt, ist für viele Men­
schen das Synonym für Mißwirtschaft 
und Unterdrückung. Die unleugbare 
Krise des Sozialismus birgt aber auch 
die Chance zu kritischer Reflexion und 
zur Neubestimmung eines gebeutelten 
Begriffs. 

Sozialismus? Die Antwort der Konser­
vativen ist knapp und deutlich: Für sie 
ist der Sozialismus längst obsolet ge­
worden, er hatte nur zu einem längst 
vergangenen Zeitpunkt eine Berechti­
gung. Schließlich sei die soziale Frage 
lange schon gelöst und die evolutionäre 
Überlegenheit der Mark- und Markt­
wirtschaft bewiesen. 

„W as bleibt vom Sozialismus?" so heißt 
der lesenswerte Essay des Sozialdemo­
kraten Thomas Meyer, der bereits im 
Frühjahr dieses Jahres im Hamburger 
Rowohlt-Verlag erschienen ist. Für 
Meyer, er ist seit 1977 Mitglied der 
Grundwertekommission und seit 1984 
Mitglied der Programmkommission der 
SPD, stellt sich diese Frage anders als 
den Konservativen in diesem unserem 
Lande, differenzierter eben. Das Ende 
des Sowjetmarxismus, das betont er 
bereits in der Einleitung, kann keinen 
Sozialismus, der sich wirklich ernst 
nimmt, unberiihrt lassen. Und er for­
dert: ,,Was ansteht, ist eine neue Kritik 
des Sozi~ismus. Sozialismus, der mehr 

sein möchte als ein hartnäckiges Wort 
für eine alte Hoffnung, die sich ver­
flüchtigt hat, müßte sich neu beweisen" 
(S. 11 ). Meyers Buch ist ein solcher 
Versuch. 

In seiner „Kritik der politischen 
Semantik von Sozialismus und Kom­
munismus" beschreibt er, auf welche 
Weise die beiden Begriffe historisch 
miteinander verwoben sind. Vor die­
sem Hintergrund unternimmt er einen 
ersten Versuch zu bestimmen, was der 
Sozialismus nicht ist: eben kein Zielzu­
stand, kein abstraktes Ziel. kein Lehr­
gebäude und keine reine Utopie. Der 
Weg ist das Ziel. Was bleibt, ist der 
Sozialismus als regulative Idee der 
Gerechtigkeit ohne Tröstung. 

Was bleibt vom Sozialismus? Demo­
kratischer Sozialismus!? Kommunis­
mus sowjetischer Prägung bedeutete 
Einparteienherrschaft, Diktatur des 
Proletariats, Staatseigentum, zentrale 
Lenkung aller gesellschaftlichen Ent­
wicklungen.DerSowjetstaatschloßden 
Zwang zu lernen, Veränderung, 
Differenzierung, die Chance zu wirkli­
cher Entwick1ung systematisch aus. 
Sein Scheitern war vorprogrammiert. 
Der Demokratische Sozialismus aber, 
dessen emphatischer Vertreter Meyer 
von der ersten bis zur letzten Zeile 
seines Essays bleibt, ermöglicht prinzi­
piell Demokratisierung, gesellschaftli­
che Verantwortung für die Ökonomie, 
Mitbestimmung, soziale Eigentums­
kontrolle, Menschenrechtsgarantien, 
soziale Sicherheit und demokratische 
Reformen. Mit anderen Worten: Der 
Kommunismus ist statisch und henne"' 
tisch, der Demokratische Sozialismus 
dynamisch und offen. 

Noch leidenschaftlicher wird Meyers 
Plädoyer für den Demokratischen So­
zialismus dort, wo er sich mit den gro­
ßen Diskursen der Arbeiterbewegung 
auseinandersetzt. Lenin und Bernstein 
steigen in den Ring. Nach Meyers Auf­
fassung ist Bernsteins Sozialismus­
verständnis die Alternative zu dessen 
anti-liberalen und autoritären Begriff, 
wie wir ihn von Lenin kennen. Bern­
steins Verständnis von Sozialismus will 
die allgemeinen liberalen Prinzipien 
und die liberalen Institutionen, die ih­
nen gerecht werden, bewahren. Zu sei­
nem Programm vom liberalen Sozialis­
mus gehören unabdingbar die Grund­
rechtsgarantien, pluralistische Demo­
kratie, innersozialistischer Pluralismus, 
kritisches Wissenschaftsverständnis 
sowie die Aufhebung von Entschei­
dungsprivilegien. Dabei dachte er dem 
demokratischen Verfassungsstaat eine 
entscheidende Rolle bei der Überwin­
dungpri vatwirtschaftlicher Machtposi­
tionen zu, ohne jedoch den Staat und 
dessen Fähigkeit, gesellschaftliche Ent­
wicklungen zu organisieren, zu über­
schätzen. 

Ähnliches gilt für den großen Diskurs 
in der Arbeiterbewegung über Revolu­
tion und Refonn, wie er in den 90er 
Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
begann und bis in die Gegenwart ge­
führt wird. Auch heute noch verbindet 
sich dieser Diskurs mir dem Namen 
Eduard Bernsteins und dem Begriffs 
des „Revisionismus". Entgegen dem 
landläufigen Vorurteil, so bemerkt 
Meyer zurecht, ging es in diesem Streit 
weniger darum, ob am Ziel des Sozia­
lismus festgehalten oder zum Kapita­
lismus übergelaufen werden solle. Viel­
mehr ging es um die Möglichkeiten 
und die Voraussetzungen, wie hoch­
komplexe, moderne Gesellschaften 
grundlegend zu verändern sind. Die 
zentrale Frage, die sich Bernstein vor 
diesem Hintergrund stellte, lautete, ob 
nicht auf dem Wege von Reformvor­
haben die komplexe Ökonomie des 
Kapitalismus in eine sozialistische 
umgebaut werden kann. Wie wir wis­
sen, beschloß der Parteitag der SPD 
1903 in Dresden die „Resolution gegen 
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den Revisionismus". Die Kritik am 
Revisionismus wurde damit begrün­
det, daß aus der revolutionären SPD, 
die auf die möglichst rasche Transfor­
mation der bestehenden kapitalistischen 
in eine sozialistische Gesellschaftsord­
nung hinarbeitet, eine Partei wird, die 
sich mit einer refonnierten bürgerli­
chen Gesellschaft abfindet (vgl. A. 
Klönne, Die deutsche Arbeiter­
bewegung). Kritik an Bernsteins An­
satz übte auch Rosa Luxemburg in ih­
rer Schrift „Sozialrefonn cxler Revolu­
tion". Sie vertrat die Auffassung, daß 
Reformen zwar die sozialen Auswir­
kungen kapitalistischer Produktions­
weise mildern, nicht aber den Grund­
widerspruch zwischen Kapital und Ar­
beit überwinden können. Meyer ge­
langt in der Auseinandersetzung mit 
Bernstein zu der Überzeugung, daß die 
Revisionisten ein Schlüsselargument 
vorgetragen haben, das bis heute nur 
unzureichende Beachtung gefunden 
hat: ,,Hochkomplexe Industriegesell­
schaften, auch kapitalistische", schreibt 
Meyer, ,,können aus organisations­
soziologischenGründen prinzipiell nur 
graduell umgebaut werden. Nicht, in­
dem ein alternatives Modell das alte 
verdrängt, sondern indem alternative 
Normen als neue Funktionsimperative 
Zug um Zug zur Geltung gebracht wer­
den. Solidarität, Demokratisierung, 
gesellschaftliche Steuerung, Mitbestim­
mung können in hochkomplexe Ver­
hältnisse nur durch die allmähliche 
Umprägung der Strukturen eingeführt 
werden" (S. 63). Reformen sind dann 
eine Sache der Konsequenz, wenn sie 
Realität und Ziel wirksam zusammen­
führen, Nah- und Fernziele zu einer 
Einheit verbinden. NichtdieEigentums­
formen sind das entscheidende Instru­
ment gesellschaftlicher Kontrolle, son­
dern Teilhabe und Partizipation an rea­
len Entscheidungsfunktionen. Ver­
gesellschaftung der Produktionsmittel 
ist nicht gleichbedeutend mit Enteig­
nung. Meyer schreibt weiter: ,,Nicht 
der eine große Hebel setzt mit einem­
mal das gesellschaftliche Interesse für 
immer durch. Die vielen k1einen Hebel 
bringen es nie gänzlich, aber in ihrem 
Zusammenwirken doch wirkungsvoll 

zur Geltung. Rahmensetzung, Mitbe­
stimmung, Steuergesetze, Sozialpoli­
tik, Arbeitsrecht, Einfluß auf Investi­
tionen und Entwicklungen" (S. 64). 

Was bleibt vom Sozialismus? Wir wis­
sen, was der Kommunismus war, so 
meint Meyer, was jedoch Sozialismus 
sein könnte, ist heute nicht mehr ein­
deutig zu bestimmen. Daher macht er 
einen Vorschlag zur Güte: ,,Demokra­
tischer Sozialismus hat Zukunft - als 
Soziale Demokratie" (S. 137). 

Meyers Standpunkt ist der eines .über­
zeugten Sozialdemokraten, für deh das 
Modell des „real existierenden Sozia­
lismus" bereit'i in seinen Anfängen zum 
Scheitern verurteilt war. Seine Argu­
mente sind im wesentlichen nicht neu. 
Sie lassen sich beispielsweise in den 
hervorragenden Arbeiten des Frank­
furter Politikwissenschaftlers !ring 
Fetscher zur Sowjetideologie, die be­
reits in den 60er Jahren entstanden·sind, 
nachlesen. Wichtiges zu die·s~m 
Problemkomplex findet sich auch. in 
einem neueren Beitrag ·vöri J,tjfg~ri 
Habermas über ,,Die nachhol ' 
volution". Meyer ist fest ein ' · 
indieTraditionderwest1ic · · 
die immer schon zwischen de·· 
von ,,rea1 existierendem SoZf 
und „realem Kapitalismus" Stiffiä~­
mit teilt er auch ihre Schwierigli~/~. 
Nicht zuletzt deshalb gewinnt rnäKan 
mancherSteHedesinteressantenEssays 
den Eindruck, daß Meyer nur unzu­
reichend die Möglichkeiten auslotet, 
was Sozialismus in der Gegenwart und 
in der Zukunft noch sein könnte. Denn 
Sozialismus ist auch eine Methode der 
Kritik realer gesellschaftlicher Verhält -
nisse. Der Sozialismus ist Ausdruck 
unverwirklichter Möglichkeiten, die 
Negation derjenigen Bedingungen, die 
seiner Vetwirk1ichung entgegenstehen. 
Der Sozialismus ist der Stachel im Flei­
sche des Kapitalismus. Aber nicht nur 
das: Sozialismus ist real, er ist Teil, 
Seite Moment der Wirklichkeit und 
eine dauernde Aufgabe. 

Klaus Störch, 
Flörsheim 
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AUFKLARUNG 
Hiermit möchte ich auf Christoph 
Spehrs Artikel „Westliche' Kultur und 
'multikulturelle' Weltgesellschaft" in 
spw 61 eingehen. Obwohl ich den 
Grundforderungen des Artikels zustim­
me, scheinen mir die Probleme der 
praktischen Realisierung nicht erfaßt 
zu sein. Dies betrifft sowohl die politi­
schen Voraussetzungen - die vollkom­
men unreflektiert bleiben - als auch die 
demographischen Voraussetzungen -
die eine einfache Rückkehr in 
vorkoloniale Produktionsstrukturen 
undenkbar machen. Des weiteren kann 
ich Spehrs reduktionistischem Begriff 
der Aufklärung keinesfalls zustimmen. 
Als ich 1977 in das algerische Sidi Bel 
Abbes zog, hatte ich Gelegenheit, aus 
der Näheden Aufbau eines gigantischen 
Industrieunternehmens zu beobachten. 
Mein algerischer Ehemann hatte den 
Posten eines Personaldirektors in die­
sem von der Bundesrepublik errichte­
ten größten Landmaschinenwerk von 
Nordafrika übernommen. Weder von 
der Größe noch vom technischen Stan­
dard her hatte der Betrieb ein Pendant 
in Deutschland selbst - er war also in je­
der Hinsicht Versuchslabor. Seine zu­
künftigen Kapazitäten waren auf min­
destens 24 verschiedene Landmaschi­
nentypen in einem Umfang geplant, 
daß nicht nur der algerische Markt ab­
gedeckt, sondern auch Export in andere 
afrikanische Länder möglich werden 
sollte. Der technische Leiter des Pro­
jekts - ein bereits bejahrter Herr aus 
dem Württembergischen - verkörperte 
den Begriff der 'deutschen Wertarbeit'. 
Aber er war nicht nur stolz auf seine 
Arbeit. Er war weitsichtig genug, sich 
ihrer auch zu schämen. Vor uns gab er 

!:~:· '' 
:ll·' Dr.phil. Sabine Kebir, Privatdozentin I! ~-~:~tellerin, Berlin 

zu, daß das Werk nie funktionieren 
würde. Der Betrieb war ein Palast aus 
Licht und Glas. Bis zu den Kristall­
gläsern und zum Stahlbesteck in der 
Kantine war alles aus der Bundesrepu­
blik importiert. Das Geschirr, aber auch 
die Seife und die Handtücher in den 
Waschräumen verschwanden in 
Windeseile. Die Fabrikleitung be­
schloß, diese Dinge immer wieder neu 
zu beschaffen und zu hoffen, daß ir­
gendwann der Punkt erreicht wäre, an 
dem alle Arbeiter sich mit Geschirr und 
Wäsche eingedeckt hätten: die Petro­
dollars machten eine solche Groß­
zügigkeitdarnals noch möglich. Schwe­
rer wog offensichtlich, daß die gleich­
zeitig errichteten Neubauwohnungen 
in Sidi Bel Ab bes nur für die Kader, die 
Führungskräfte reichten. Die Arbeiter 
lebten wie eh und je weiter in ihren 
Höhlen. Der Kontrast zwischen dem 
beinahe steril-hygienischen Arbeits­
platz und den eigenen Lebens­
bedingungen war zu gewaltig. Eines 
Morgens fand man einen Kollegen, der 
sich nachts vor dem Fabriktor aufge­
hängt hatte. Er war nicht der letzte. 

Als der Betrieb fertig war, konnte er 
schließlich nur zwei Typen von Land­
maschinen herstellen und war weit da­
von entfernt, die Bedürfnisse des alge­
rischen Marktes befriedigen zu kön­
nen. Er ist freilich vertragsgerecht be­
zählt worden. Die Bundesrepublik hat 
an ihm nicht schlecht verdient. Daß die 
Berieselungsmaschine am 1. Mai durch 
die Straßen von Sidi Bel Abbes Parfüm 
versprengte, war sicher eine schöne 
Idee - zu größerer Arbeitsproduktivität 
hat sie nicht beigetragen. Das hing frei­
lich auch damit zusammen, daß es an 
einer adäquaten Facharbeiterausbildung 
mangelte und daß - obwohl Hochtech­
nologietransfer aus dem Westen zum 
nationalen Programm erhoben war -

zugleich das Französische in der Schu­
le zugunsten des literarischen Hoch­
arabisch systematisch reduziert wurde. 
Damals kam mir schnell die Erkennt­
nis, das dieser Hochtechnologietransfer 
in die Dritte Welt ein verhängnisvoller 
Irrweg war, der keine organische Ent­
wicklung in Gang bringen konnte. Neue 
Techniken werden psychosozial offen­
sichtlich nur dann akzeptiert undschöp-

Ehe sich Wrtschafts­
llüdrtlilge CIIS den 
Slumgürteln der 
großen Städte auf 
den Weg in cle 
Festung Ell'opa ma­
chen, liegt es niiler, 
sich zunächst mal bei 
den prosperierenden 
Inseln der eigenen 
Landsleute zu becle­
nen. 

ferisch verwandt, wenn die Menschen 
sofortige und direkte Vorteile daraus 
ziehen können. Diese Erkenntnis hätte 
aufmerksamen Lesern freilich schon 
der 1%1 verstorbeneFrantzFanonmit 
seinen Essays über die Akzeptanz des 
Radios und der modernen Medizin bei 
den Algeriern vermitteln können. Auch 
Wohlhabende hatten sich jährzehnte­
lang nicht für den als frivol empfunde­
nen französischen Rundfunk interes­
siert. Von Algeriern wurden erst dann 
massenhaft Radios gekauft, als die 
Revolution 1954 begonnen hatte, und 
insbesondere dann, als die Befreiungs­
front einen eigenen Sender einrichtete. 
Und erst das häufige Sterben von 
Moudjähidines durch Tetanus und Blut­
vergiftung ebnete der europäischen 
Medizin den Weg. (Die Effizienz der 
entsprechenden Medikamente wurde 
um so deutlicher, weil die Kolonial-

r 

macht ihren freien Vertrieb seit dem 
Aufbrechen der Kämpfe verbot - wie 
übrigens auch den Verkauf von Radio­
batterien). 

Ich gebe Spehr also durchaus recht, 
wenn er einer weitgehenden Ab­
koppelung und lokalen Autonomie der 
technologisch-ökonomischen Entwick­
lung in der Dritten Welt das Wort redet. 
Und zu diesertechnisch-ökonomischen 
Abkoppelung gehören zweifellos auch 
eigene Weltanschauungen und Werte­
systeme. Genau das wollten meine 
Ausführungen zum Import bestimmter 
- nämlich der konsumorientierten - Ele­
mente der westlichen Zivilgesellschaft 
suggerieren. Unabdingbar scheint mir 
freilich die eigenständige zivil­
gesellschaftliche Entwicklung der kul­
turellen und politischen Strukturen im 
Süden, d. h. die Errichtung von 
Assoziations- und Medienfreiheit. So­
wohl der hemmungslose Technologie­
als auch Kulturtransfer in die Dritte 
Welt hatten durchaus etwas mit den 
dort bestehenden totalitären politischen 
Systemen zu tun, deren Funktionäre 
sich leicht von West oder Ost ko01Im­
pieren ließen, ohne der geringsten ge­
sellschaftlichen Kontrolle zu unterlie­
gen. 

Abkoppelung kann des weiteren nicht 
generellen Verzicht auf wissenschaft­
liche Durchdringung aller Lebens­
sphären heißen. Geburtenkontrolle und 
Technisierung von Lebensmittel­
produktion sollten und können freilich 
auch nur auf der Basis eigener - mehr 
oder weniger ; abgekoppelter' - sozio­
medizinischerund technischer Entwick­
lung in Gang kommen. Aber auch hier­
für sind die politischen Voraussetzun­
gen nicht zu unterschätzen: der Ost­
block ist nicht zuletzt daran zugrunde­
gegangen, daß die Menschen dort die 
teilweise realisierte technologische 
Abkoppelung nicht hingenommen ha­

ben. 

Es scheint rnlf auch unrealistisch, Ab­
koppelung und Autonomie ganz ohne 
nationale und internationale Vernetzun­
gen zu denken. Ohne eine Wirtschafts-
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politik, die allen demographisch explo­
dierenden hungernden Massen - denen 
zumeist gar kein landwirtschaftlich 
nutzbarer Boden mehr zur Verfügung 
steht - eine Lebensperspektive vermit­
telt, werden die abgekoppelten Inseln 
von diesen sofort überrannt werden. 
Ehe sich Wirtschaftsflüchtlinge aus den 
Slumgürteln der großen Städte auf den 
Weg in die Festung Europa machen, 
liegt es näher, sich zunächst mal bei den 
prosperierenden Inseln der eigenen 
Landsleute zu bedienen. Genau hier 
liegen schon heute die Konfliktkeime 
nicht nur in der ehemaligen Dritten, 
sondern auch in der Zweiten Welt: 

Autonomiebestrebungen haben insbe­
sondere die reicheren, prosperierenden 
Teile ehemaliger Staatengebilde. Um 
eine - auf ökonomischen Ausgleich 
zielende-wirklich neue Weltwirtschaft­
sordnung kommen wir bei Strafe des 
allgemeinen Untergangs nicht herum. 
Diese - der im Gefolge des Golfkrieges 
befestigten alten Ordnung diametral 
entgegengesetzte - Ordnung hätte zu­
nächst die Bildung neuer politischer 
und wirtschaftlicher Bündnisse des 
Südens zur Voraussetzung, um endlich 
den Austausch von Rohstoffen und 
Produkten zwischen den armen Län­
dern selbst möglich zu machen. Der 
Erneuerung und Neuerrichtung solcher 
Bündnisse steht freilich die Verschul­
dung des Südens entgegen - womit 
jedes einzelne Land direkt an den Nor­
den gebunden bleibt. Einer ad i k a 1 e 
und g I eich z ei ti g eEntschuldung 
ganzer Weltregionen wäre die erste, 
wenn auch bei weitem nicht letzte For­
derung, die an die Regierungen des 
Nordens zu stellen wäre. Hinzu käme, 
daß die dringend erforderliche wirt­
schaftliche Autonomie des Südens ihr 
Pendant in der Wirtschaftsautonomie 
des Nordens finden muß. Statt rück­
sichtsloser Ausbeutung fremder Roh­
stoff- und Arbeitskräftereserven müß­
ten wir in kurzer 7..eit ein·e totale 
Recyclingwirtschaft entwickeln. Wie 
solche gigantischen Umbauprojekte -
die auch im günstigsten :fall~ Itjcht nur 
den Oberschichten erhcliliche Einbu­
ßen an Lebensstandani'a1>verlangen 
wünlen - politisch dun:hgesetzt wer-

den sollen, ohne auf die Traditionen 
von Aufklärung und Vernunftdenken 
zuriickzugreifen, ist mir ebenfalls u~­
klar. Zunächst ist es schon falsch ·die 
'Aufklärung' historisch aufeine T~i­
tion des europäischen 18. Jährhunderts 
zu beschränken und nur mit dem mo­
dernen Kolonialismus in Zusammen­
hang zu bringen. Das Zentrum von 
Aufgeklärtheit, Toleranz und Wissen­
schaft lag wenige Jahrhunderte zuvor 
bekanntlich in der islamischen Kultur 
und gerade daran haben die auf den 
menschlichen Universalismus zielen­
den bedeutendsten Aufklärer des 18. 
Jahrhunderts angeknüpft. (Auch die 
Anthropologie ist ein Kind der Aufklä­
rung). Wer die Aufklärung verwirft -
weil sie trotz jahrhundertelanger Ver­
suche angeblich historisch nichts ge­
bracht hätte - hängt offensichtlich im­
mer noch der Vorstellung an, daß sich 
zivilisatorische Leistungen biologisch­
genetisch festschreiben lassen müßten, 
sonst seien sie gleich gar nichts wert. Es 
ist wirklich erwiesen, daß sie sich bio­
logisch nicht festschreiben lassen und 
daß wir nicht nur bei Naturkatastro­
phen, sondern schon bei geringfü 
BedrohungenunseresLebenss · 

innerhalb weniger Minuten lei . 
der zu Halbaffen werden kö · 
gibt aber keine Alternative, ·iiJ 
ranz und Aufklärung jeder Gene@ibn 
immer wieder neu und möglichst'uin­
fassender anzuerziehen. Darin ~~h,t 
die verfluchte 'Dialektik der A~fldä­
rung'. 

Auch ich sehe freilich wenig Chancen, 
den jetzigen gegenaufklärerischen und 
weltzerstörerischen Trend umzukehren. 
Wer es freilich nicht versucht, hat das 
Weltenende schon vorprogrammiert. 
Nachdem die Gefähr eines einmaligen 
weltw~iten Atomdesasters gebannt 
scheint, wird die Tücke des Untergangs 
freilich nicht in.der Gnade eines plötz­
lichen allgemeinen. Black outs beste­
hen, sondemineinemjahrz.ehntelangem 

'.' ·.,,,,-:· :'-::1, .:: ' 
Hinquälen'.VClt1JJ1IDler häufiger wer-
denden lok;ilen Katastrophen, die dann 
ihrerSeits ''weltweite', katastrophische 
vörä~ngen herstellen. -opw 
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kh abonniere 5pw ob sofort/ob Heft .......... spw erscheint in 
:1eehs Heften mit einem Gesamtumfong von ca. 360 Seiten. Die 
Kündigung des Abonnements ist unter Einhaltung einer,dreimonati• 
gen Frist nur zum Jahresende möglich. Jahrerobo: lnlaod DM 51,-; 
Ausland DM 54,- (incl. Versand). spw kom, iahrgongswebe Cloch 
rückwirkend abonniert werden. 

§ zum Normalpreis DM 51,· 
zum ermößigten Preis DM 42,­
zum Auslandspreis DM 54, 

D 
D 

Hiermil erteile ich dem $PW-Ver!og gleichzeitig eine 
Einzugsermöcht1gung für die Abbuchui;,g des Abo-Betrags von 
meinem Konto. 

Ich wünsche eine Rechnung 

KonJo.Nummer Bankleitzahl 

Bankverbindung 

Norne lrn OnJdbuch,toben) Geburt1dalum 

Slfaße und Hausnummer 

PIZ Wohnort 

Ontum/Un18t$Chrih 

Diese Bestellung kann innerhalb einer Y-loche schriftlich widerrufen 
werden (Poststempelf. Erfolgt innerhalb dieser Frist kein Widerruf, ist 
ein wirksamer Vertrag zus1andegekommen. Ich bestätige hierl'Jlit, 
über mein Widerrußrecht entsprechend dem Abzahlungsgesetz 
(§ 1 b, Abs. 1) in Kenntnis gesetzt worden zu sein. 

OnhJrn/Unterschrih 

(Achtung! Zwei Unterschriften bifle, damit wir die Be$tellung zügig 
bearbeiten können!) 

•• 
PRAMIE 
D Ich habe das obige Abo geworben und möchte 

Buchprömie Nr .. 

D 

Meine Adresse vermerke id, unler1. 

Ich habe mich selbst gewoiben ·und möchte 
Buchprömie Nr ..... 

Norne (in Druckbuch,toben) 

Straße und Hau$rlurnme, 

PLZ · Wc.hnorl 

Nr. 3/91 
l<W15poolllg.l 

Kohl­
Zelt 

Nr. 6/91 Nr. 7/91 

Die aktuellen Buchpriimien 11911en wir auf Seite 28 vor. 

~ii!~·; '--------------------------

spw Hefte 1 bis 51 
sind sämtlich noch lieferbar: 

- Hefte 1-29 für Abonenn~nnen zu je 5,- DM 
- Hefte 30.50 für Abonenn~nnen zu je 7,50 DM 

Ich bestelle 
C:=J gegen Rechnung 

C:=J durch Vorkasse 

C:=J mit Verrechnungsscheck 

C:=J Expl. Josef Hindels, Marxismus u. Gegenwart 

C:=J Expl. Frauenbilder 

C:=J Expl. Kapitalistische Krise 

C:=J Expl. Herforder Thesen 

C:=l Expl. Linke Sozialdemokraten ? ... 

C:=l Expl. Sozialismus der Zukunft 

C:=J Expl. Projekt Moderner Sozialismus. 53 Thesen 

5pw Hefte Nr. 

Name, Vornome 

Straße und Hausnummer 

PLZ und Ort 

Da1um und UnlerKhrih 

r· 

WEffERHIN. 
..... ·, ':', , .. ·-···-·-··---·· .: _______ . ···-· 

'LIEF.RBAR AUS.JINSEREM 
. , . ' ' : ,,, ,, , ·i·[,i, 

·vERLAGSPROGRAMM. 
. . ·V 

Josef Hindels 
MARXISMUS UND GEGENWART 
2. Auflage 1985, 146 Seilen, Ladenpreis 9,-DM, für Abonnen­
tinnen 6,-DM, bei Abnahme von min. l O Expl. 5,-DM je Stück. 
Für die Schulungsarbeit erprobt und bestens geeignet! 

FRAUENBILDER: 
Die weibliche Wirklichkeit ist anders 
{Hrsg. von den Jungsozialistinnen Berlin), 80 Seiten mit Fotos, 
Ergebnisse des Fotowettpewerbs der Berliner JUSOS, Laden­
preis 19,80 DM, für Abann·~ntlnnen 15;7 DM 

KAPITALISTISCHE KRISE UND 
STRAnGIEN DER EUROUNKEN 
Fragen einer sozialistischen. Politik in Westeuropa, hrsg. von 
Detlev Albers, Josef Cop, Jean-Pierre Chevenement und Pietro 
lngrao, mit Beiträgen von Autorinnen aus der gesamten 
westeurop. Linken, 160 S., Ladenpreis 21,50 DM, Für Abonnen­
~nnen 12,· DM 

HERFORDER THESEN. 
Zur Arbeit von Marxisten in der SPD 
2. überarbeitete Ausgabe 1981, hrsg. vom Vorstand der JUSOS 
Ostwestfalen-Lippe, Ladenpreis 8,- DM, für Abonnentinnen 5,­
DM. Die Herforder Thesen waren Anfang der achtziger Jahre 
die grundlegende Positionsbestimmung marxistischer Kräfte 
innerhalb der Sozialdemokratie, die dabei an die marxistischen 
Traditionen in der hiesigen wie der internationalen Sozozialde­
mokratie anknüpften. 

UNKE SOZIALDEMOKRATEN & 
BUNDESREPUBLIKANISCHE LINKE. 
Diskussion am Beispiel der Herforder Thesen 
Hrsg. von Detlev Albers u.a., mit Beiträgen v. Wolfgang 
Abendroth,Rudolf Bahre, Joachim Bischoff u.a., Ladenpreis 
10,80 DM, Für Abonnentinnen 8,-DM. 

SOZIALISMUS DER ZUKUNFT. 
Grundlagen für das neue Programm der SPD 
Hrsg. v. D. Albers, F. Heidenreich, H. Lienker u. Kurt Neumann, 
mit Beiträgen von Dieter Dehm, Jürgen Egert, Katrin Fuchs u.a., 
185 S., Ladenpreis 17,50 DM, Für Abof'!!lentlnnen 15,- DM. 
Wissenschaftlerinnen und Politikerinnen, Okonomen und Polito­
logen, Abgeordnete aus Bundestag und Europäischem Parla­
ment, skizzieren Ziele und Wege sozialdemokratischer Politik 
auf lange Frist. 

PROJEKT MODERNER SOZIAUSMUS. 53 Thesen 
Hrsg. von Susi Möbbeck, Fiele Saß und Birgit Zoerner, Laden­
preis 8,- DM, für Abonnentinnen 7,- DM. 
Marxistische Jusos in der SPD haben Bausteine für eine Analyse 
unserer Zeil und eine moderne sozialistische Strategie formuliert. 
Aus dem Inhalt: Welt im Umbruch; Ökonomische Regulierurig; 

Veränderung vori Arbeits- und Lebenswei-S_e:;. E.n.~ick)_~~~.:~.~.~ ...... . 
politischen Systems; Reform und Revolution_ heute;.Bünänis von . 
Arbeit, Wissenschaft und Kultur; Perspektiven des modernen 

Sozialismus. 

Anzeige 

Auf der Suche 
nach der 
verlorenen Zeit 

Ich möchte den Freitag kennenlernen: Sechs 
Wochen lang zur Probe für 10.- DM (nur ::t,!ii: 
Vorkasse: bar, Scheck oder Briefmarken)/jifJ!:i' 

/·r·:·· 

Name/Vorname 

Straße 

PLZ/Ort 

Datum/Unterschrift 

Vertrauensgarantie: Ich weiß, daß ich diese Bestellung 
innerhalb einer Woche beim Freitag widerrufen kann. Wird 
der Bezug nicht vor Erhalt der 5. Ausgabe gekündigt, 
wandelt sich das Probeabo in ein reguläres Abo um. 

Einsenden an: Vertrieb Freitag, PF 360 520, 
W-1000 Berlin 36 



P,t,rvon01rlun,Su,I MöbbttklHrs9.) 

Peter von Oertzen/Susi Möbbeck (Hrsg.) 

Vorwärts, 
rückwärts, 
seitwärts ... 

Das Lesebuch zur 
SPD-Organisationsreform 

eo. 200 Seiten/ Buchhandelspreis: DM 19,80 
Erscheinungstermin: November 1991 

Aus dem Inhalt: 
Solidarität und Individual isierung • Wie man einen Par­
teitag aufmischt • Die AfA-Betriebsgruppe - der Ortsver­
ein neuen Typs? • Der Ortsverein - lebendige Basis­
einheit oder tote Hose? • Arbeitnehmerpartei , Volks­
partei , Allerweltspartei? • SPD zwischen Yuppies und 
Proleten? • Was erwarten anspruchsvolle Frauen von 
der SPD? • M itmachen, Mitentscheiden, Mitglied se in -
worauf kommt es an? • Gibt es Politik ohne Partei? • 
Partei und Computer - mit neuer Technik zu neuen 
Ufern? • Professional ität - Mythos oder Chance? • Pro­
jektarbeit in der SPD • Kultur- und Medienarbeit heute 

Beiträge von und mit / 

/ 
/ 

Rudolf Dreßler • Diether Dehm • Konrad Eimer • / 
Peter Grofe • Horst Kern • Werner Kindsmüller / best.'1:~ 
• Dieter Lattmann • Susi Möbbeck • Peter / / 
von Oertzen • Hans Scheibner • Ulf Skirke • / ·;;v~rr:~r;:: 
Franz Sommerfeld • Kurt Tucholsky • / rückwärts, 
Karin Vogel • Claudia Walther und / seitwärts---" . 

1 d h zum Subskriptionspreis* 
vie en an eren me r / von je DM 15,· zzgl. 

____________ J je DM 1,· Versandkosten. 

Norne, Vorname 

Straße 

PlZ, Ort 

Datum, Unterschrih 

D kh zahle noch Erholt der Rechnung. 

Coupon senden on: 
spw·Verlog • Kieler Str. 13 • 5000 Köln 80 


